
 

 

 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

zur 26. Sitzung XI. Wahlperiode der Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 
am Donnerstag, 13.07.2023, 19:30 Uhr 

im großer und kleiner Saal, Bürgerhaus Atzbach 
 

 
Tagesordnung 

 
öffentliche Sitzung 
 

1. Begrüßung  
 

2. Feststellung der form- und fristgerechten Einladung sowie der 
Beschlussfähigkeit 

 

 

3. Änderungen zur Tagesordnung  
 

4. Verwaltungsbericht des Gemeindevorstandes  
 

5. Wahl des/der Vorsitzenden der Gemeindevertretung (VL-93/2023) 
 

6. Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 
Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 

(VL-45/2023) 

 

6.1 Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 
Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 

(VL-45/2023 
1. Ergänzung) 

 

7. Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, Ot Dorlar 
Bebauungsplan Nr.11 „Wilhelmi-Werke AG“ – 4. Änderung, Parkhaus 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. §2 Abs. 1 BauGB i. V. m. §13 BauGB 

(VL-84/2023) 

 

8. Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, OT Waldgirmes 
Bebauungsplan Nr. 8 "Vor dem Polstück"- 5. Änderung 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 BauGB 

(VL-92/2023) 

 

9. Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 10.02.2023 

(VL-61/2023) 

 

9.1 Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 

(VL-61/2023 
1. Ergänzung) 

 

9.2 Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 

(VL-61/2023 
2. Ergänzung) 

 

10. (weitere) Mitteilungen  
 

10.1 a) des Vorsitzenden  
 

10.2 b) des Gemeindevorstandes  
 

10.3 c) aus der Gemeindevertretung  
 

11. Anfragen an den Gemeindevorstand  
 
Lahnau, 03.07.2023 
 
Christian Walendsius 
Bürgermeister 



  
 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 
 
 

 
Ö F F E N T L I C H E  N I E D E R S C H R I F T  

 
der 26. Sitzung XI. Wahlperiode der Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 

am Donnerstag, 13.07.2023, 19:30 Uhr bis 21:37 Uhr 
im Bürgerhaus Atzbach, großer und kleiner Saal 

 
 

Anwesenheiten 
 
Vorsitz: 
Stellv. Vorsitzender der Gemeindevertretung Döpp, Ronald (CDU) ab TOP 5 
stellv. Vorsitzender der Gemeindevertretung Velten, Markus (geo) bis TOP 4 
 
Anwesend: 
stellv. Vorsitzender der Gemeindevertretung Böcher, Jan Moritz (SPD) 
stellv. Vorsitzende der Gemeindevertretung Mandler, Birgit (FW) 
Gemeindevertreter Adam, Markus (geo) 
Gemeindevertreter Beitz, Michael (CDU) 
Gemeindevertreter Bepler, Eberhard (FW) 
Gemeindevertreter Ehrhard, Timo (CDU) 
Gemeindevertreter Feiling, Otfried (SPD) 
Gemeindevertreter Groh, Manuel (SPD) 
Gemeindevertreterin Hoffer-Lorisch, Monika (geo) 
Gemeindevertreter Kraft, Thomas (geo) 
Gemeindevertreterin Lieser, Amelie (CDU) 
Gemeindevertreter Perkitny, Ulf (SPD) 
Gemeindevertreter Prof. Dr. Rauber, Klaus (SPD) 19:33 - 21:37 Uhr 
Gemeindevertreterin Dr. Roozbeh, Nikoo (CDU) 
Gemeindevertreter Sauter, Dennis (CDU) 
Gemeindevertreter Schmidt, Dieter (SPD) 
Gemeindevertreterin Seip, Stefanie (geo) 
Gemeindevertreterin Seliger, Alexandra (FW) 
Gemeindevertreter Volkmann, Johannes (CDU) 
Gemeindevertreter Weber, Karl-Heinz (SPD) 
Gemeindevertreterin Zehme, Lea (geo) 
Gemeindevertreterin Zimmermann, Lena (CDU) 
 
Gemeindevorstand: 
Bürgermeister Walendsius, Christian (SPD) 
Erste Beigeordnete Claudi, Ursula (SPD) 
Beigeordneter Brandl, Stefan (geo) 
Beigeordneter Jung, Ulrich (SPD) 
Beigeordneter Rauber, Heinz (SPD) 
Beigeordnete Rost, Erika (CDU) 
Beigeordneter Schleenbecker, Roland (CDU) 
Beigeordnete Schwarz, Brigitte (geo) 
Beigeordneter Seliger, Heinz (FW) 
Beigeordneter Steinraths, Daniel (CDU) 
Beigeordnete Velten, Petra (geo) 
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Schriftführer: 
Schriftführer Gnädig, Patrick 
Schriftführer Scharmann, Klaus 
 
Entschuldigt fehlten: 
Jung, Manfred (SPD)  
Dr. Mondre, Michael (CDU)  
 
 
   



Niederschrift der 26. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 3 von 15 

Tagesordnung 
 
 
öffentliche Sitzung 
 

 Begrüßung  
 

1. Feststellung der form- und fristgerechten Einladung sowie der 
Beschlussfähigkeit 

 

 

2. Änderungen zur Tagesordnung  
 

3. Verwaltungsbericht des Gemeindevorstandes  
 

4. Wahl des/der Vorsitzenden der Gemeindevertretung (VL-93/2023) 
 

5. Wahl der Vertreterinnen und/oder der Vertreter für die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Hallenbad Waldgirmes“ 
und ihrer oder seiner Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter 

(VL-65/2021 
1. Ergänzung) 

 

6. Wahl des Mitglieds des Aufsichtsrats der Lahnpark GmbH (VL-70/2021 
1. Ergänzung) 

 

7. Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 
Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 

(VL-45/2023) 

 

7.1 Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 
Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 

(VL-45/2023 
1. Ergänzung) 

 

8. Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, Ot Dorlar 
Bebauungsplan Nr.11 „Wilhelmi-Werke AG“ – 4. Änderung, Parkhaus 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. §2 Abs. 1 BauGB i. V. m. §13 BauGB 

(VL-84/2023) 

 

9. Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, OT Waldgirmes 
Bebauungsplan Nr. 8 "Vor dem Polstück"- 5. Änderung 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 BauGB 

(VL-92/2023) 

 

10. Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 10.02.2023 

(VL-61/2023) 

 

10.1 Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 

(VL-61/2023 
1. Ergänzung) 

 

10.2 Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 

(VL-61/2023 
2. Ergänzung) 

 

11. (weitere) Mitteilungen  
 

11.1 a) des Vorsitzenden  
 

11.2 b) des Gemeindevorstandes  
 

11.3 c) aus der Gemeindevertretung  
 

12. Anfragen an den Gemeindevorstand  
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Sitzungsverlauf 
 
Der Vorsitzender der Gemeindevertretung Ronald Döpp eröffnet die Sitzung der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau und stellt fest, dass die Einladung form- und 
fristgerecht erfolgt und Beschlussfähigkeit gegeben ist.   Zur Tagesordnung werden keine 
Änderungsanträge gestellt; somit ist diese in der vorliegenden Fassung genehmigt. 
 
öffentliche Sitzung 
 

 Begrüßung 
 
Der stellv. Vorsitzende der Gemeindevertretung Velten eröffnet die Sitzung der 
Gemeindevertretung Lahnau und begrüßt die anwesenden Gemeindevertreter, die Mitglieder des 
Gemeindevorstandes, die Vertreterin der Presse, die Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung sowie 
die Bürgerinnen und Bürger. 
Insbesondere begrüßt er Frau Anja Fay, welche für Christian Walendsius in die 
Gemeindevertretung nachgerückt ist. In diesem Zusammenhang begrüßt er ebenfalls auch den 
neuen Bürgermeister der Gemeinde Lahnau Christian Walendsius in seiner ersten Sitzung in 
neuer Funktion. 
 

 
1. Feststellung der form- und fristgerechten Einladung sowie der Beschlussfähigkeit 

 
Seitens des stellvertretenden Vorsitzenden wird festgestellt, dass die Einladung form- und 
fristgerecht ergangen und Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 

 
2. Änderungen zur Tagesordnung 

 
Zur Tagesordnung gab es im Vorfeld zwei Ergänzungen, welche bereits als Nachtrag auf der 
Einladung erfasst wurden. Weitere Änderungsanträge werden nicht gestellt; somit ist diese in der 
vorliegenden Fassung genehmigt. 
 

 
3. Verwaltungsbericht des Gemeindevorstandes 

 
Bürgermeister Walendsius spricht folgende Punkte an: 
 
Flüchtlingssituation: 

• Insgesamt sind derzeit 87 Geflüchtete Menschen in 8 angemieteten Wohnungen, 3 
gemeindeeigenen Gebäuden sowie der Containerwohnanlage untergebracht. 

• Zuletzt wurden gestern 16 Personen in die Steinstraße und 2 Personen in die Lahnstraße 
eingewiesen. 

• Aktuell ist der Neubau einer Container-Wohnanlage auf dem Festplatz in Atzbach in 
Planung. Eine entsprechende Kooperationsvereinbarung mit dem Lahn-Dill-Kreis wird 
vorbereitet. 

• Für den 06.09.2023 ist eine Bürgerversammlung mit dem Thema „Unterbringung 
geflüchteter Menschen“ in Lahnau geplant. Beim Kreis ist bereits eine Referentenanfrage 
gestellt. 

• In der gemeindeeigenen Liegenschaft „Steinstraße“ fand eine Brandschutzbegehung statt, 
die mit positivem Ergebnis abgeschlossen hat. 
 

DHL-Packstation 
• Im Ortsteil Waldgirmes wird es voraussichtlich im September eine DHL-Packstation auf der 

Parkplatzfläche zwischen Frisör und Einmündung Rodheimer Straße geben. 
Möglicherweise wird dort auch noch eine Postfiliale in Form eines Containers aufgestellt. 
Das befindet sich derzeit in Klärung. 
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Kinder- und Jugendbeirat 
• Für den Kinder- und Jugendbeirat gibt es derzeit keine neuen Benennungen. Eine Abfrage 

bei den Lahnauer Vereinen in Verbindung mit der Einladung zur einer Sitzung des Kinder- 
und Jugendbeirates, brachte leider nur eine Kandidatin hervor. Insofern ist der KiJu-Beirat 
als inaktiv zu betrachten. Es ist geplant, ggf. projektbezogen interessierte Kinder und 
Jugendliche einzubeziehen. 

 
Friedhöfe 

• Aufgrund von erneutem Vandalismus auf der öffentlichen Toilette des Friedhof Waldgirmes 
wurden die Friedhofstoiletten zunächst geschlossen. Aktuell wird an einer Lösung, dass 
diese von den Besucherinnen und Besuchern tagsüber genutzt werden können gearbeitet 
und schnellst möglich dann wieder geöffnet. 

 
 

 
4. Wahl des/der Vorsitzenden der Gemeindevertretung VL-93/2023 

 
Der stellv. Vorsitzende Velten erklärt, dass der/die Vorsitzende/r der Gemeindevertretung nach der 
Hessischen Gemeindeordnung in geheimer Wahl zu wählen ist, es jedoch auch die Möglichkeit zur 
offenen Abstimmung gibt. Für eine geheime Wahl ist im hinteren Saal eine Wahlkabine sowie eine 
Wahlurne bereitgestellt worden. Im Vorfeld seien zwei Personen welche von Ihren Parteien 
unterstützt werden genannt worden. 
Insofern bittet er um Wahlvorschläge. 
 
Gemeindevertreter Beitz schlägt Ronald Döpp vor. 
Gemeindevertreter Böcher schlägt Manuel Groh vor. 
 
Gemeindevertreter Volkmann beantragt geheime Wahl. 
Der stellv. Vorsitzende der Gemeindevertretung Velten erklärt, dass die Stimmauszählung von den 
Schriftführern in seinem Beisein erfolgt. 
 
Gemeindevertreter Beitz weist auf die aktuelle Verteilung der 3 wichtigsten Positionen der Gemeinde 
Lahnau, im Hinblick auf das Wahlergebniss der Kommunalwahl, hin. 
 
Im Anschluss ruft der stellv. Vorsitzende der Gemeindevertretung Velten alle Gemeindevertreter zur 
Stimmabgabe einzeln auf.  Nachdem alle anwesenden Gemeindeverter/innen ihre Stimme 
abgegeben haben schließt er den Wahlgang und ruft zur Stimmauszählung auf. 
 
Die Stimmauszählung endet mit folgendem Ergebnis: 
 
11 Ja-Stimmen für Ronald Döpp 
10 Ja-Stimmen für Manuel Groh 
4   ungültige Stimmen 
 
 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung wählt Ronald Döpp zum Vorsitzenden der Gemeindevertretung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
11 Ja-Stimmen für Ronald Döpp 
10 Ja-Stimmen für Manuel Groh 
4   ungültige Stimmen 
 
Auf die Frage des stellv. Vorsitzenden Velten, ob Herr Döpp die Wahl annimmt, antwortet 
Gemeindevertreter Döpp mit einem Ja. 
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Anschließend gratuliert er dem neu gewählten Vorsitzenden und übergibt die Sitzungsleitung an 
ihn. Im Anschluss gratuliert Bürgermeister Walendsius auch im Namen des Gemeindevorstands 
und übergibt ein Präsent. Ebenso gratuliert Gemeindevertreter Groh dem neuen Vorsitzenden zu 
seiner Wahl. 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung Döpp bedankt sich für das Vertrauen und wünscht sich 
für seine Amtszeit einen vertraulichen, und parteiübergreifenden fairen Umgang miteinander. 
 
 
5. Wahl der Vertreterinnen und/oder der Vertreter für die 

Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Hallenbad 
Waldgirmes“ und ihrer oder seiner Stellvertreterinnen und/oder 
Stellvertreter 

VL-65/2021 
1. Ergänzung 

 
Gemeindevertreter Böcher schlägt Gemeindevertreter Feiling vor. 
 
Da es nur einen Vorschlag gibt, besteht Einvernehmen per Handzeichen abzustimmen. 
 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung wählt Herrn Otfried Feiling als Vertreter für die Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes „Hallenbad Waldgirmes“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
 
6. Wahl des Mitglieds des Aufsichtsrats der Lahnpark GmbH VL-70/2021 

1. Ergänzung 
 
Gemeindevertreterin Mandler schlägt Gemeindevertreter Ehrhardt vor. Es werden keine weiteren 
Vorschläge vorgetragen. 
 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung wählt Herrn Timo Ehrhardt als neues Mitglied für den Aufsichtsrat der 
Lahnpark GmbH. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 
 
 
7. Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 

Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 

VL-45/2023 

 
Die Beratung findet unter TOP 7.1 statt. 
 
Beschluss: 
Teil A) 
 

1. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Überwachung des fließenden Straßenverkehrs, 
b. Hundeverordnung, 
c. Lärmbekämpfung, 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 

2. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
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3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 
des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil B) 
 

1. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Hessisches Personenbeförderungsgesetz 
b. Aufgaben gemäß § 20 Hessisches Ausführungsgesetz zum 

Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
c. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 

2. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 

des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil C) 
 

1. Zur Durchführung der sich aus den öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen für die Gemeinde 
Lahnau ergebenen Verpflichtungen stehen Planstelle wie folgt zur Verfügung: 

a. 0,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 8 TVöD  
b. 1,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVöD 

2. Für die Abwicklung der Kosten wird die beigefügte Kostenvereinbarung mit der Gemeinde 
Biebertal geschlossen. 

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Biebertal ebenfalls 1,5 Planstellen im 
Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVÖD einbringt. 

 
Der Gemeindevorstand empfiehlt jeweils in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Bildung eines 
örtlichen „Ordnungsbehördenbezirkes“ bzw. „Verwaltungsbehördenbezirkes“ der Gemeinden 
Biebertal und Lahnau unter § 2 Abs. 6, dass der gemeinsame örtliche Ordnungsbehördenbezirk 
anstatt des Namens „Gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk Schwarzbachtal" den Namen 
„Gemeinsamer Ordnungsbehördenbezirk Lahnau-Biebertal“ tragen soll.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Ohne Abstimmung 
 
 
7.1 Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 

Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 

VL-45/2023 
1. Ergänzung 

 
Bürgermeister Walendsius erläutert kurz die Änderung des Gemeindevorstandes. 
Gemeindevertreter Kraft berichtet aus dem Haupt- und Finanzausschuss. 
 
Beschluss: 
Teil A) 
 

4. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Überwachung des fließenden Straßenverkehrs, 
b. Hundeverordnung, 
c. Lärmbekämpfung, 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
e. Sämtlliche Ordnungswidrigkeitenverfahren der Ordnungsämter 
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f. Überwachung des Hessischen Fischereigesetzes 
5. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
6. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 

des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil B) 
 

4. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Hessisches Personenbeförderungsgesetz 
b. Aufgaben gemäß § 20 Hessisches Ausführungsgesetz zum 

Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
c. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
e. Aufgaben nach dem Hessischen Versammlungsgesetz 
f. Aufgaben nach dem Hessischen Straßengesetz, insbesondere 

Sondernutzungserlaubnis 
5. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
6. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 

des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil C) 
 

4. Zur Durchführung der sich aus den öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen für die Gemeinde 
Lahnau ergebenen Verpflichtungen stehen Planstellen wie folgt zur Verfügung: 

a. 0,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 8 TVöD  
b. 1,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVöD 

5. Für die Abwicklung der Kosten wird die beigefügte Kostenvereinbarung mit der Gemeinde 
Biebertal geschlossen. 

6. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Biebertal ebenfalls 1,5 Planstellen im 
Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVÖD einbringt. 

 
Teil D) 
 

Der Ordnungsbehördenbezirk erhält den Namen „Biebertal-Lahnau“. 
Die Gemeindegremien der Gemeinde Biebertal werden gebeten, für ihren bereits gefassten 
Beschluss einen Änderungsbeschluss zu fassen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
(24) Ja-Stimmen   ( 7 SPD 8 CDU 6 geo 3 FW) 
(1) Nein-Stimmen ( 1 SPD 0 CDU 0 geo 0 FW) 
(0) Enthaltungen   ( 0 SPD 0 CDU 0 geo 0 FW) 
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8. Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, Ot Dorlar 
Bebauungsplan Nr.11 „Wilhelmi-Werke AG“ – 4. Änderung, Parkhaus 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. §2 Abs. 1 BauGB i. V. m. §13 
BauGB 

VL-84/2023 

 
Gemeindevertreter Ehrhardt berichtet aus dem Bau- u. Verkehrsausschuss und gibt dessen 
einstimmige Beschlussempfehlung bekannt. 
 
Beschluss: 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 BauGB sowie 
Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs.2 BauGB und die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Nr.3 Hs.2 BauGB 
 
(1) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt gemäß § 2 Abs.1 BauGB i.V.m § 13 BauGB die 
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 „Wilhelmi-Werke AG“ im Ortsteil Dorlar im Vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB.  
 
(2) Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen 
und umfasst die Flurstücke: Gemarkung Dorlar, Flur 5, Flurstücke 151/17tlw. und 182/7tlw. 
 
(3) Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs.1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 
 
(4) Ziel der 4. Änderung des Bebauungsplanes ist die Erhöhung der bisher festgesetzten Geschossflächenzahl 
von 2,0 auf 4,0. Die bisher festgesetzte Traufhöhe wird aufgrund der Planung eines Parkhauses gestrichen, 
die bisherige Oberkante der Gebäude von 16,0m, die für diesen Bereich festgesetzt ist, beibehalten. Die 
Grundzüge der Planung sind durch diese Änderung nicht betroffen, so dass das Verfahren im Vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt werden kann. Die textlichen Festsetzungen des betroffenen 
Bebauungsplanes Nr.11 bzw. für den angestrebten Änderungsbereich werden an die aktuellen gesetzlichen 
Grundlagen angepasst.  
 
(5) Gemäß § 13 Abs.2 Nr.1 BauGB wird von der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit und Behörden 
gemäß § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB abgesehen. Der Öffentlichkeit sowie den Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange wird Gelegenheit zur Stellungnahme gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs.2 und Abs.2 Nr.3 
Hs.2 BauGB i.V.m, § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB gegeben.  
 
(6) Gemäß § 13 Abs.3 Satz 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen wird.  
 
(7) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt die Einleitung des Verfahrens gemäß § § 13 
BauGB.  
 
Übersichtskarte  
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.11 „Wilhelmi-Werke AG“ - 1. Änderung  
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Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
9. Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, OT Waldgirmes 

Bebauungsplan Nr. 8 "Vor dem Polstück"- 5. Änderung 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 
BauGB 

VL-92/2023 

 
Gemeindevertreter Weber berichtet aus dem Bau- u. Verkehrsausschuss und verliest den 
Beschlusstext. 
 
Beschluss: 
Bebauungsplan Nr.8 „Vor dem Polstück“ – 5. Änderung 
 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a BauGB sowie 
Beschluss über die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs. 2 BauGB und die 
Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Nr.3 Hs. 2 
BauGB 
 
(1) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt gemäß § 2 Abs.1 BauGB i.V.m § 13a BauGB 
die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Vor dem Polstück“ im Ortsteil Waldgirmes. 
 
(2) Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen 
und umfasst die Flurstücke: Gemarkung Waldgirmes, Flur 20, Flurstücke 130/3, 133/2 und 133/3.  
 
(3) Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs.1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 
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(4) Ziel der 5. Änderung des Bebauungsplanes ist die Festsetzung eines dritten Vollgeschosses, um die 
überbaubare Fläche im Gewerbegebiet in der Ausnutzung zu optimieren. Die Planung dient somit der 
Nachverdichtung und Optimierung der Nutzung im bestehenden Gewerbegebiet und kann als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung beurteilt werden (§ 13a BauGB). Die textlichen Festsetzungen des betroffenen 
Bebauungsplanes Nr.8 werden an die aktuellen gesetzlichen Grundlagen angepasst und auf Plausibilität hin 
überprüft.  
 
(5) Gemäß § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB i.V.m. § 13 Abs.2 Nr.1 BauGB wird von der frühzeitigen Unterrichtung 
der Öffentlichkeit und Behörden gemäß § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB abgesehen. Der betroffenen 
Öffentlichkeit sowie den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird Gelegenheit zur 
Stellungnahme gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs.2 und Nr.3 Hs.2 BauGB i.V.m. § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB 
gegeben.  
 
(6) Gemäß § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB i.V.m. § 13 Abs.3 Satz 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach 
§ 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen wird.  
 
(7) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt die Einleitung des Verfahrens gemäß § 13a 
BauGB i.V.m. § 13 BauGB.  
 
 
Übersichtskarte  
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.8 „Vor dem Polstück“ - 5. Änderung  
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ohne Maßstab, genordet 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
10. Kommunale Wärmeplanung 

hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 10.02.2023 
VL-61/2023 

 
Die Beratung findet unter TOP 10.2 statt. 
 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beschließt einen Förderantrag zur Erstellung eines kommunalen 
Wärmeplanes für die Gemeinde Lahnau zu stellen. 
Das Einstellen einer Vorfinanzierung für eine TVÖD 11 dotierte Personalstelle ist vorzunehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ohne Abstimmung 
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10.1 Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 

VL-61/2023 
1. Ergänzung 

 
Die Beratung findet unter TOP 10.2 statt. 
 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beschließt eine Wärmeplanung für das Gemeindegebiet Lahnau 
durchzuführen. 
Dieses Vorhaben soll in Form von Quartierskonzepten durchgeführt werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ohne Abstimmung 
 
 
10.2 Kommunale Wärmeplanung 

hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 
VL-61/2023 
2. Ergänzung 

 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung Döpp ruft die Tagesordnungspunkte 10, 10.1 und 10.2 
gemeinsam auf. 
Bürgermeister Walendsius berichtet, dass die Stelle des Klimaschutzmanagers zunächst noch 
nicht ausgeschrieben werden kann, da erst ein Förderbescheid zur Förderung der Stelle erwirkt 
werden muss. Das Verfahren wurde bereits seinerseits angestoßen. 
Gemeindevertreter Schmidt berichtet aus dem UTR-Ausschuss und erklärt, dass dort seitens des 
Vorsitzenden des Energie- und Klimaschutzbeirates der Sachverhalt ausführlich vorgestellt wurde. 
Anschließend bedankt sich Gemeindevertreter Kraft für das Engagement des Energie- und 
Klimaschutzbeirates und deren Weitsicht in diesem Verfahren. 
 
Der Vorsitzender der Gemeindevertretung Döpp merkt an, dass ausschließlich der 
Tagesordnungspunkt 10.2 zu Abstimmung kommt. 
 
Beschluss: 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, einen Antrag zur Förderung einer kommunalen 
Wärmeplanung (Förderung durch das Land Hessen) für die Gemeinde Lahnau auf der Grundlage 
eines Quartierskonzeptes zu stellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
(24) Ja-Stimmen     (8 SPD, 8 CDU, 6 geo, 2 FW) 
(1) Nein-Stimmen   (1 FW) 
 
 
11. (weitere) Mitteilungen 

 
11.1 a) des Vorsitzenden 

 
Es liegen keine weiteren Mitteilungen vor. 
 

 
11.2 b) des Gemeindevorstandes 

 
• Bürgermeister Walendsius bedankt sich insbesondere bei der Ersten Beigeordneten Claudi 

sowie dem Fachbereichsleiter I Gnädig für die geleistete Arbeit in Sachen geflüchteter 
Menschen.  
 

• Bürgermeister Walendsius regt an, an dem Projekt Stadtradeln teilzunehmen. 
 

• Erneut weist er auf die geplante Fahrt anlässlich der gemeinsamen Fahrt nach Geraberg 
am 26.08.203 hin und bittet sich entsprechend bei Frau Kramer anzumelden. 
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11.3 c) aus der Gemeindevertretung 

 
• Gemeindevertreter Weber erläutert, dass Gemeindevertreter beim Stadtradeln gesondert 

erfasst werden und regt ebenfalls an daran teilzunehmen. 
 

• Gemeindevertreter Böcher gibt bekannt, dass er sein Mandat im Laufe des Sommers 
niederlegt, da er nach seiner kirchlichen Hochzeit nach Wetzlar verzieht. Der Vorsitzende 
der Gemeindevertretung Döpp bedankt sich bei Herrn Böcher für die geleistete Arbeit für 
die Gemeinde und vor allem für die gute und faire Zusammenarbeit. Dem Dank schließt 
sich Gemeindevertreterin Mandler an und übergibt ein Präsent. 

 
• Gemeindevertreter Kraft stellt die Frage, wie die Linie 24 während den Sommerferien fährt, 

da die L3285 zwischen Naunheim und Waldgirmes anlässlich der Sanierung voll gesperrt. 
 

 
12. Anfragen an den Gemeindevorstand 

 
• Gemeindevertreter Prof. Dr. Rauber spricht seine Anfrage aus Herbst 2022 an, wo er die 

schlechte Erkennbarkeit der wasserabweisenden Bordanlagen im Bereich der verlängerten 
Lauterstraße sowie auf dem Verbindungsweg zwischen Lohweg und Leipziger Str. anzeigt, 
an. Christian Walendsius sagt eine Beantwortung in der nächsten Sitzung zu. 

 
• Gemeindevertreter Volkmann spricht eine Wassertrübung im Bereich der Bergstraße im 

Ortsteil Atzbach an und erklärt, dass er sich diesbezüglich bereits mit dem Fachbereich III 
in Verbindung gesetzt hat. Da er jedoch auch von seiner Nachbarschaft angesprochen 
wurde, möchte er den Sachverhalt gerne haute erneut ansprechen. Fachbereichsleiter III 
Scharmann, erklärt, dass sich durch einen technischen Defekt Luftblasen in das 
Wasserleitungsnetz gezogen haben, die nun nach und nach an die höchst gelegenen 
Punkte im Wassernetz wandern. Inzwischen wurde ein automatischer Entlüfter im Bereich 
der Bergstraße eingebaut und das Netzt wird vermehrt gespült um die Luft aus dem Netz 
zu bekommen. Die 2. Kammer des Hochbehälters Atzbach neu ist inzwischen nach 
Freigabe durch das Gesundheitsamt auch wieder am Netz, sodass nun wieder 
„Normalbetrieb“ in der Wasserversorgung gegeben ist. Die Luft wird allerdings noch einige 
Zeit brauchen bis diese endgültig aus dem Netz verschwunden sein wird. Die 
Wasserqualität ist davon nicht betroffen. Das Wasser hat lediglich feinperlige 
Lufteinschlüsse, die zu einer momentanen „Trübung“ führen.  

 
• Gemeindevertreter Prof. Dr. Rauber spricht die Problematik des erhöhten 

Verkehrsaufkommens im Bereich der Fischteiche im Schwarzbachtal durch den 
Angelbetrieb an. Fachbereichsleiter I Gnädig erläutert, dass an der Klärung des 
Sachverhaltes unterschiedliche Behörden beteiligt sind und es noch keine abschließende 
Stellungnahme gibt. Der Sachverhalt befindet sich in der Prüfung. 

 

 
 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung Döpp schließt die Sitzung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Lahnau um 20:37 Uhr und bedankt sich bei den Mitgliedern für Ihre Teilnahme. 
 
 
 
Lahnau, 27.07.2023 
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Bis TOP 4 Ab TOP 5  

Stellv. Vorsitzender der 
Gemeindevertretung 

Vorsitzender der  
Gemeindevertretung 

Schriftführer 

Markus Velten Ronald Döpp Patrick Gnädig 
 

 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-93/2023 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich I - Zentraler 

und innerer Service 

Datum 12.06.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Patrick Gnädig  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Wahl des/der Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung wählt ………………………… zum Vorsitzenden der Gemeindevertretung. 
 
Sachdarstellung: 
Gemäß § 57 Abs. 1 HGO wählt die Gemeindevertretung in der ersten Sitzung nach der Wahl aus 
ihrer Mitte eine oder einen Vorsitzende/n. Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung wird 
gemäß § 55 Abs. 5 HGO nach Stimmenmehrheit gewählt, denn es sind nicht mehrere gleichartige 
unbesoldete Stellen zu besetzen (§ 55 Abs. 1 HGO). Die Wahl erfolgt schriftlich und geheim 
aufgrund von Wahlvorschlägen aus der Mitte der Gemeindevertretung. Wenn niemand widerspricht, 
darf durch Zuruf oder Handaufheben abgestimmt werden, § 55 Abs. 3 HGO. Gewählt ist die 
Bewerberin oder der Bewerber, für die oder den mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen abgegeben 
ist; Nein-Stimmen gelten als gültige Stimmen, Stimmenthaltungen als ungültige Stimmen. Das 
Verfahren richtet sich im Übrigen nach § 55 Abs. 5 HGO. 
 
Scheidet der Vorsitzende der Gemeindevertretung aus seinem Amt aus, so findet eine 
Neuwahl unter Vorsitz eines seiner Stellvertreter statt. Für die Neuwahl gelten die gleichen 
Voraussetzungen wie bei der erstmaligen Wahl nach der Kommunalwahl. 
 
 
 
 
 
Ursula Claudi 
1. Beigeordnete 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-65/2021 1. Ergänzung 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich I - Zentraler 

und innerer Service 

Datum 04.07.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Patrick Gnädig  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Wahl der Vertreterinnen und/oder der Vertreter für die Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes „Hallenbad Waldgirmes“ und ihrer oder seiner Stellvertreterinnen 
und/oder Stellvertreter 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung wählt… 
 
Sachdarstellung: 
Aufgrund der Wahl von Herrn Christian Walendsius zum Bürgermeister der Gemeinde Lahnau, mit 
Wirkung zum 01.07.2023, scheidet dieser gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 der Satzung des 
Zweckverbandes „Hallenbad Waldgirmes“ aus der Verbandsversammlung aus. Seitens der 
Gemeindevertretung ist somit ein neuer Vertreter sowie Stellvertreter für die 
Verbandsversammlung zu wählen. 
 
 
 
 
 
Walendsius 
Bürgermeister 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-70/2021 1. Ergänzung 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich I - Zentraler 

und innerer Service 

Datum 04.07.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Patrick Gnädig  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Wahl des Mitglieds des Aufsichtsrats der Lahnpark GmbH 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung wählt… 
 
Sachdarstellung: 
Aufgrund der Wahl von Herrn Christian Walendsius zum Bürgermeister der Gemeinde Lahnau, mit 
Wirkung zum 01.07.2023, scheidet dieser aus dem Aufsichtsrat der Lahnpark GmbH als Mitglied 
der Gemeindevertretung Lahnau aus. Gemäß § 11 Abs. 1 des Gesellschaftervertrages ist der 
Bürgermeister der Gemeinde Lahnau kraft Amtes Mitglied im Aufsichtsrat.  
 
Seitens der Gemeindevertretung ist somit ein neues Mitglied für den Aufsichtsrat der Lahnpark 
GmbH zu wählen. 
 
 
 
 
 
Walendsius 
Bürgermeister 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-45/2023 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich I - Zentraler 

und innerer Service 

Datum 28.03.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Patrick Gnädig  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau 08.05.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 25.05.2023 beschließend 
Haupt - und Finanzausschuss 29.06.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 
Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 
 
Beschlussvorschlag: 
Teil A) 
 

1. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Überwachung des fließenden Straßenverkehrs, 
b. Hundeverordnung, 
c. Lärmbekämpfung, 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 

2. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 

des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil B) 
 

1. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Hessisches Personenbeförderungsgesetz 
b. Aufgaben gemäß § 20 Hessisches Ausführungsgesetz zum 

Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
c. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 

2. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 

des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 
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Teil C) 
 

1. Zur Durchführung der sich aus den öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen für die Gemeinde 
Lahnau ergebenen Verpflichtungen stehen Planstelle wie folgt zur Verfügung: 

a. 0,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 8 TVöD  
b. 1,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVöD 

2. Für die Abwicklung der Kosten wird die beigefügte Kostenvereinbarung mit der Gemeinde 
Biebertal geschlossen. 

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Biebertal ebenfalls 1,5 Planstellen im 
Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVÖD einbringt. 

 
Sachdarstellung: 
Das Ordnungswesen als klassische Eingriffsverwaltung eignet sich in ganz besonderer Weise für 
eine sehr umfassende, d. h. viele Bereiche umfassende Interkommunale Zusammenarbeit. 
 
Einerseits ist das Ordnungswesen ein sehr umfangreicher, relativ schwieriger, sehr tiefgehend 
geregelter Bereich. Neben zahlreichen Gesetzen aus unterschiedlichsten Ordnungsbereichen sind 
Verordnungen, Satzungen, sowie Verwaltungsvorschriften zu beachten. Darüber hinaus gibt es 
zahlreiche Gerichtsurteile, die bei Entscheidungen zu berücksichtigen sind. 
Aus diesem Grunde sind in diesem Bereich der Verwaltung besondere Spezialisten mit 
umfassender und tiefer Ausbildung und Erfahrung notwendig, mit der Erfordernis stetiger 
Fortbildung, um den Überblick über Ihren Bereich zu bekommen und auf aktuellem Stand zu 
halten. 
 
Gerade für die mittleren und kleineren Kommunen bietet sich in diesem Bereich eine 
Interkommunale Zusammenarbeit an. Durch den in einer Kooperation mehrerer Kommunen 
deutlich größeren Aufgabenbestand, ist es machbar, zunächst die Spezialisten auszubilden und 
durch die dann zahlenmäßig häufiger wie auch zeitlich umfangreicher zu erledigenden speziellen 
Tätigkeiten, wird die notwendige praktische Befassung und Fortbildung mit der Materie 
gewährleistet. 
 
Wichtig ist es, die Unterscheidung zwischen den gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirken und den gemeinsamen örtlichen Verwaltungsbehördenbezirken zu 
beachten und zu berücksichtigen. 
 

• Der gemeinsame örtliche Ordnungsbehördenbezirk gem. § 85 Abs. 2 HSOG erfüllt die 
Aufgaben, die der Bürgermeisterin als örtliche Ordnungsbehörde übertragen sind. 

 
• In dem örtlichen Verwaltungsbehördenbezirk werden die Weisungsangelegenheiten des 

Ordnungswesens erledigt, für die der Gemeindevorstand zuständig ist (§ 82 HSOG). 
 
Seit längerem gibt es gemeinsame Ordnungsbehördenbezirke, zu denen sich Kommunen 
zusammengeschlossen haben, um gemeinsam Aufgaben zu erledigen. 
Häufig findet man diese gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirke bei der Überwachung des 
fließenden Verkehrs (Geschwindigkeitsüberwachung) oder in der Gefahrgutüberwachung. 
 
Andere Bereiche des umfangreichen Ordnungswesens werden bisher nur vereinzelt und 
sporadisch interkommunal bearbeitet. 
 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau beschäftigten sich schon länger mit dem Thema 
„Interkommunale Zusammenarbeit“ im Bereich der Ordnungsämter. 
 
In mehreren verwaltungsseitigen Vorgesprächen wurden die Modalitäten der abzuschließenden 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen, die wiederum Voraussetzung für die Anordnung durch das 
Regierungspräsidium Gießen sind, besprochen 
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Insbesondere sind beide Verwaltungen der Meinung, dass eine Beschränkung, auch vor dem 
Hintergrund einer möglichen Förderung der IKZ, nicht auf den Bereich der 
Geschwindigkeitsüberwachung erfolgen soll. 
 
Die Kriterien für eine Förderung solch einer IKZ sind in den letzten Jahren stetig gestiegen. 
Trotzdem sind die Verwaltungen der Gemeinde Biebertal und Lahnau der Meinung, dass die 
mögliche Förderung zwar beantragt, jedoch auch ohne diese die interkommunale Zusammenarbeit 
anzustreben ist. 
 
Den ersten Schritt macht hierbei der Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen. 
 
Empfehlung des Gemeindevorstandes: 
Der Gemeindevorstand empfiehlt die Benennung von Schwarzbachtal in Lahnau-Biebertal zu 
ändern. 
 
 
 
Anlage(n): 
1. 28.03.2023 - ÖRV örtlicher Ordnungsbehördenbezirk -  - Allg. Schriftverkehr - doc 
2. 28.03.2023 - örtlicher Verwaltungsbehördenbezirk -  - Allg. Schriftverkehr - doc 
3. 03.05.2023 - Kostenvereinbarung - 230328 Kostenvereinbarung GVS Biebertal und Lahnau 

V1.docx - Allg. 
 
 
Wrenger-Knispel 
Bürgermeisterin 



Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirkes 

der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
 

Vorbemerkung: 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau vereinbaren, vorbehaltlich der 
Zustimmung des Regierungspräsidiums in Gießen, einen gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirk gemäß § 85 Abs. 2 S. 1 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBI. I. S. 14) zu 
bilden. 
 

§1 
 
Durch den gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirk werden die 
Gefahrenabwehraufgaben (§ 1 Abs. 1 HSOG) aus den folgenden Bereichen wahrgenommen: 
 
1. Überwachung des fließenden Straßenverkehrs, 
2. Hundeverordnung, 
3. Lärmbekämpfung, 
4. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
 

§2 
 
(1) Die Aufgaben der Ordnungsbehörde gem. § 1 dieser Vereinbarung werden in dem 
gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirk von dem/der Bürgermeister/-in der 
Gemeinde Lahnau wahrgenommen. 
 
(2) Sitz des gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirkes ist Lahnau. 
 
(3) Die Aufgaben werden gemeinsam von dem Personal der Gemeinden Lahnau und 
Biebertal per öffentlich-rechtlichen Gestellungsvertrag wahrgenommen. 
 
(4) Die Verrechnung der Personalkosten sowie der Sachkosten ist in der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung über die finanzielle Abwicklung der interkommunalen 
Zusammenarbeit der Gemeinden Lahnau und Biebertal vom ……………… geregelt. 
 
(5) Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung des eingesetzten Personals übt der/die 
Bürgermeister/-in der Gemeinde Lahnau aus, sofern im öffentlich-rechtlichen 
Gestellungsvertrag keine andere Regelung getroffen ist. 
 
(6) Der gemeinsame örtliche Ordnungsbehördenbezirk trägt den Namen „Gemeinsamer 
Ordnungsbehördenbezirk Schwarzbachtal " (alternativ: Gemeinsamer 
Ordnungsbehördenbezirk Lahnau-Biebertal). 
 
 
 
 



 
 

§3 
 
(1) Dem gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirk steht ein Beirat zur Seite, der aus den 
Bürgermeistern/-innen der beteiligten Kommunen sowie den Haupt- und 
Ordnungsamtsleitern/-innen besteht. Er tritt bei Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich 
zusammen. 
 
(2) Der Beirat empfiehlt Grundregeln für die Aufstellung der Einsatzpläne und über die 
Anzahl des zur Aufgabenerfüllung erforderlichen Personals. 
 
 

§4 
 
(1) Über gemeinsame Investitionen für den Ordnungsbehördenbezirk über 5.000,-- € berät 
der Beirat und empfiehlt diese den gemeindlichen Gremien der beteiligten Gemeinden für 
deren Haushalt. 
 
(2) Über gemeinsame Investitionen für den Ordnungsbehördenbezirk bis einschl. 5.000,-- €  
Entscheidet der/die Bürgermeister/-in der Gemeinde Lahnau.  
 
(3) Über sonstige Investitionen entscheidet jede Kommune in eigener Zuständigkeit und 
trägt auch hierfür die Kosten. Der Beirat ist zu solchen beabsichtigten Investitionen im 
Hinblick auf die Auswirkungen für den Ordnungsbehördenbezirk zu hören. 
 

§6 
 
(1) Die Vereinbarung wird unbefristet abgeschlossen. 
 
(2) Eine Kündigung kann zum Jahresende mit einjähriger Kündigungsfrist erfolgen. 
 
(3) Die Kündigung hat schriftlich an die andere beteiligte Kommune zu erfolgen. 
 
(4) Liegt ein wichtiger Grund vor, der es einer Vertragspartei unzumutbar macht am Vertrag 
festzuhalten, besteht jederzeit ein außerordentliches fristloses Kündigungsrecht. 
 
(5) Der Vertrag kann jederzeit im Einvernehmen mit der anderen beteiligten Kommune 
aufgelöst werden. 
 

§7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berührt 
dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien 
verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die 
der in der unwirksamen Bestimmung enthaltenen Reglungen in rechtlich zulässiger Weise 
gerecht werden. Entsprechendes gilt für im Vertrag enthaltende Regelungslücken. Zur 



Behebung evtl. Lücken verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die 
dem am Nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt 
hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht worden wäre. 
 

§8 
 
Diese Vereinbarung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung des 
gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirkes durch das Regierungspräsidium in Gießen im 
Staatsanzeiger in Kraft. 
 
 
Lahnau, ……………. 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Wrenger-Knispel   Bürgermeisterin Ortmann 
 
 



Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirkes 

der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
 

Vorbemerkung: 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau vereinbaren, vorbehaltlich der 
Zustimmung des Regierungspräsidiums in Gießen, einen gemeinsamen örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirk gemäß § 82 Abs. 1 S. 2 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBI. I. S. 14) zu 
bilden. 
 

§1 
 
Durch den gemeinsamen örtlichen Verwaltungsbehördenbezirk werden die 
Gefahrenabwehraufgaben (§ 1 Abs. 1 HSOG) aus den folgenden Bereichen wahrgenommen: 
 
1. Hessisches Personenbeförderungsgesetz 
2. Aufgaben gemäß § 20 Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
3. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz 
4. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
 

§2 
 
(1) Die Aufgaben in dem gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirkes gem. § 1 dieser 
Vereinbarung werden von dem Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau wahrgenommen. 
 
(2) Sitz des gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirkes ist Lahnau. 
 
(3) Die Aufgaben werden gemeinsam von dem Personal der Gemeinden Lahnau und 
Biebertal per öffentlich-rechtlichen Gestellungsvertrag wahrgenommen. 
 
(4) Die Verrechnung der Personalkosten sowie der Sachkosten ist in der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung über die finanzielle Abwicklung der interkommunalen 
Zusammenarbeit der Gemeinden Lahnau und Biebertal vom ……………… geregelt. 
 
(5) Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung des eingesetzten Personals übt der 
Jeweilige Anstellungsträger aus. 
 
(6) Der gemeinsame örtliche Verwaltungsbehördenbezirk trägt den Namen „Gemeinsamer 
Verwaltungsbehördenbezirk Schwarzbachtal" (alternativ: Gemeinsamer 
Verwaltungsbehördenbezirk Lahnau-Biebertal). 
 
 
 
 
 
 



 
 

§3 
 
(1) Dem gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirk steht ein Beirat zur Seite, der aus den 
Bürgermeistern/-innen der beteiligten Kommunen sowie den Haupt- und 
Ordnungsamtsleitern/-innen, besteht. Er tritt bei Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich 
zusammen. 
 
(2) Der Beirat beschließt die Aufgabenerfüllung und empfiehlt über die Anzahl des zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Personals. 
  

§4 
 
 
(1) Über gemeinsame Investitionen für den Verwaltungsbehördenbezirk berät der Beirat und 
empfiehlt diese den gemeindlichen Gremien der beteiligten Gemeinden für deren Haushalt. 
 
(2) Über sonstige Investitionen entscheidet jede Kommune in eigener Zuständigkeit und 
trägt auch hierfür die Kosten. Der Beirat ist zu solchen beabsichtigten Investitionen im 
Hinblick auf die Auswirkungen für den Verwaltungsbehördenbezirk zu hören 

 
§6 

 
(1) Die Vereinbarung wird unbefristet abgeschlossen. 
 
(2) Eine Kündigung kann zum Jahresende mit einjähriger Kündigungsfrist erfolgen. 
 
(3) Die Kündigung hat schriftlich an die andere beteiligte Kommune zu erfolgen. 
 
(4) Liegt ein wichtiger Grund vor, der es einer Vertragspartei unzumutbar macht am Vertrag 
festzuhalten, besteht jederzeit ein außerordentliches fristloses Kündigungsrecht. 
 
(5) Der Vertrag kann jederzeit im Einvernehmen mit der anderen beteiligten Kommune 
aufgelöst werden. 
 

§7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berührt 
dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien 
verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die 
der in der unwirksamen Bestimmung enthaltenen Reglungen in rechtlich zulässiger Weise 
gerecht werden. Entsprechendes gilt für im Vertrag enthaltende Regelungslücken. Zur 
Behebung evtl. Lücken verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die 
dem am Nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt 
hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht worden wäre. 
 



§8 
 
Diese Vereinbarung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung des 
gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirkes durch das Regierungspräsidium in Gießen im 
Staatsanzeiger in Kraft. 
 
 
Lahnau, ……………. 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Silvia Wrenger-Knispel  1. Beigeordnete Ursula Claudi 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Patricia Ortmann   1. Beigeordneter Peter Kleiner 
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Kostenvereinbarung zur Bildung eines örtlichen Verwaltungs- und 

Ordnungsbehördenbezirkes 
der Gemeinden Biebertal und Lahnau 

 
 
 

Vorbemerkung: 
Die Gemeinden Lahnau und Biebertal vereinbaren, vorbehaltlich der Zustimmung des 
Regierungspräsidiums in Gießen, einen gemeinsamen örtlichen Verwaltungs- und 
Ordnungsbehördenbezirk gemäß § 82 Abs. 1 S. 2 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBI. I. S. 14) 
zu bilden.  
Der gemeinsame Bezirk soll unter dem Namen „Gemeinsamer Verwaltungsbezirk 
Schwarzbachtal“ (GVS) geführt werden.  
Zum Ausgleich der entstehenden Kosten der gemeinsamen Aufgabenerledigung wird 
folgende Kostenvereinbarung gemäß § 2 (4) der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur 
Bildung eines örtlichen Ordnungsbehördenbezirkes der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
und des § 2 (4) der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Bildung eines örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirkes der Gemeinden Biebertal und Lahnau getroffen:  
 
 

 
§1 

Kosten der Administration und Ahndung von Verstößen 
 
Zur administrativen Erledigung der Aufgaben des GVS wird die Gemeinde Lahnau eine 
halbe Stelle zur Verfügung stellen. Die Kosten der Stelle werden entsprechend der Anzahl 
der geahndeten Fälle in den beiden Gemeinden prozentual geschlüsselt, aufgeteilt und der 
Gemeinde Biebertal anteilig in Rechnung gestellt. Die Abrechnung der Personalkosten 
erfolgt im Januar für das vergangene Jahr. Basis der Vergütung ist eine Stelle nach TVöD 8. 
Weitere Overhead, Sach- und Qualifizierungskosten werden wechselseitig nicht verrechnet. 
Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung übt die Gemeinde Lahnau aus.  
 
 

§2 
Kosten zur Durchführung von Ordnungsmaßnahmen in den Gemeinden 

 
Zur Durchführung von Ordnungsmaßnahmen stellt die Gemeinde Biebertal einen 
Ordnungspolizisten ein. Notwendige Qualifizierungsmaßnahmen sind durch die Gemeinde 
Biebertal zu tragen. Die Personalkosten werden jeweils zur Hälfte von der Gemeinde 
Biebertal und Lahnau getragen. Die Abrechnung der Personalkosten erfolgt immer im Januar 
für das vergangene Jahr. Weitere Overhead- und Sachkosten werden wechselseitig nicht 
verrechnet. Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung übt die Gemeinde Biebertal aus. 
 
 

§3 
Kosten des Blitzgerätes, des anzuschaffenden Fahrzeuges und Folgekosten 

 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau verpflichten sich gemeinsam ein Fahrzeug zum Blitzen 
und ein Blitzgerät anzuschaffen. Sämtliche Folgekosten, die im direkten Zusammenhang mit 
der Beschaffung der Wirtschaftsgüter entstehen, werden jeweils von der Gemeinde Lahnau 
und Biebertal hälftig getragen. Federführend bei der Beschaffung ist die Gemeinde Lahnau. 
Die Beschaffung erfolgt im Einklang mit der Gemeinde Biebertal. Die hälftigen Kosten der 
Beschaffung sind der Gemeinde Lahnau spätestens einen Monat nach der 
Kassenwirksamkeit durch Zahlung zu erstatten. 
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Folgekosten (z.B. Treibstoff, Unterhaltungskosten des Fahrzeuges und des Blitzgerätes) 
werden mit der Abrechnung im Januar des Folgejahres ausgeglichen. 
 
 

§4 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen der Vereinbarung und der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen nicht. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen 
durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die der in der unwirksamen Bestimmung 
enthaltenen Reglungen in rechtlich zulässiger Weise gerecht werden. Entsprechendes gilt für 
im Vertrag enthaltende Regelungslücken. Zur Behebung evtl. Lücken verpflichten sich die 
Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die dem am Nächsten kommt, was die Parteien 
nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht 
worden wäre. 
 

§5 
Inkrafttreten der Vereinbarung 

 
 
Diese Vereinbarung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung des 
gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirkes durch das Regierungspräsidium in Gießen im 
Staatsanzeiger in Kraft. 
 
 
Lahnau, ……………. 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Silvia Wrenger-Knispel  1. Beigeordnete Ursula Claudi 
 
 
 
 
Biebertal,                 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Patricia Ortmann   1. Beigeordneter Peter Kleiner 
 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-45/2023 1. Ergänzung 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich I - Zentraler 

und innerer Service 

Datum 15.06.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Patrick Gnädig  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau 18.06.2023 beschließend 
Haupt - und Finanzausschuss 29.06.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher 
Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung 
 
Beschlussvorschlag: 
Teil A) 
 

1. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Überwachung des fließenden Straßenverkehrs, 
b. Hundeverordnung, 
c. Lärmbekämpfung, 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
e. Sämtlliche Ordnungswidrigkeitenverfahren der Ordnungsämter 
f. Überwachung des Hessischen Fischereigesetzes 

2. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 

des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil B) 
 

1. Die Gemeinde Lahnau bildet mit der Gemeinde Biebertal einen gemeinsamen örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirk zur Durchführung der folgenden Tätigkeiten: 

a. Hessisches Personenbeförderungsgesetz 
b. Aufgaben gemäß § 20 Hessisches Ausführungsgesetz zum 

Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
c. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz 
d. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
e. Aufgaben nach dem Hessischen Versammlungsgesetz 
f. Aufgaben nach dem Hessischen Straßengesetz, insbesondere 

Sondernutzungserlaubnis 
2. Mit der Gemeinde Biebertal wird beigefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen. 
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3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dem Kreistag 
des Lahn-Dill-Kreises sowie dem Kreistag des Landkreises Gießen bzw. dem 
Regierungspräsidium Gießen zur Anordnung bzw. Genehmigung vorzulegen ist. 

 
Teil C) 
 

1. Zur Durchführung der sich aus den öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen für die Gemeinde 
Lahnau ergebenen Verpflichtungen stehen Planstelle wie folgt zur Verfügung: 

a. 0,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 8 TVöD  
b. 1,5 Planstellen im Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVöD 

2. Für die Abwicklung der Kosten wird die beigefügte Kostenvereinbarung mit der Gemeinde 
Biebertal geschlossen. 

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Biebertal ebenfalls 1,5 Planstellen im 
Bereich des Ordnungsamtes in der Gruppe 7 TVÖD einbringt. 

 
Sachdarstellung: 
Der bisherige Stand der Beratungen zwischen den Verwaltungen der Gemeinde Biebertal und 
Lahnau sah keine Förderung im Rahmen der IKZ-Förderung des Landes Hessen vor.  
 
Am 06.06.2023 trafen sich die Verwaltungen erneut, um über eine Erweiterung des 
Aufgabenspektrums der Zusammenarbeit zu beraten. Es konnten sowohl für den 
Ordnungsbehördenbezirk, als auch für den Verwaltungsbehördenbezirk zwei weitere 
Aufgabenbereiche definiert werden. 
 
Mit E-Mail vom 08.06.2023 ist uns seitens des kommunalen Beratungszentrums Hessen eine 
Förderung in Aussicht gestellt worden, sofern alle weiteren Fördervoraussetzungen erfüllt werden. 
 
Die Förderhöhe beläuft sich auf 50.000 Euro. 
 
Zur besseren Erläuterung der Personalsituation: 
 
Für die Gemeinde Lahnau ergeben sich keine Änderungen im Stellenplan aufgrund der 
Zusammenarbeit mit der Gemeinde Biebertal. 
Es werden sowohl die beiden Hilfspolizisten mit insgesamt 1,5 Planstellen sowie 0,5 Planstellen im 
Bereich Bürgerbüro/Ordnungswesen, zur Verfügung gestellt. 
 
Die Gemeinde Biebertal wird ebenfalls 1,5 Planstellen einbringen, so dass 2,5 Stellen im Bereich 
der Hilfspolizei und 0,5 Stellen für die Verwaltung zur Verfügung stehen.  
 
Des Weiteren ist ein Muster eines Bescheides, in der durch die Gemeindevertretung Biebertal 
bereits beschlossenen Variante (Schwarzbachtal), der Vorlage als Anlage beigefügt. Dieser 
Briefkopf gilt nur als Muster und muss noch entsprechend grafisch durch ein Büro aufbereitet 
werden. 
 
 
Anlage(n): 
1. 28.03.2023 - ÖRV örtlicher Ordnungsbehördenbezirk -  - Allg. Schriftverkehr - doc 
2. 28.03.2023 - örtlicher Verwaltungsbehördenbezirk -  - Allg. Schriftverkehr - doc 
3. 03.05.2023 - Kostenvereinbarung - 230328 Kostenvereinbarung GVS Biebertal und Lahnau 

V1.docx - Allg. 
4. Musterbescheid 
 
 
Wrenger-Knispel 
Bürgermeisterin 



Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirkes 

der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
 

Vorbemerkung: 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau vereinbaren, vorbehaltlich der 
Zustimmung des Regierungspräsidiums in Gießen, einen gemeinsamen örtlichen 
Ordnungsbehördenbezirk gemäß § 85 Abs. 2 S. 1 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBI. I. S. 14) zu 
bilden. 
 

§1 
 
Durch den gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirk werden die 
Gefahrenabwehraufgaben (§ 1 Abs. 1 HSOG) aus den folgenden Bereichen wahrgenommen: 
 
1. Überwachung des fließenden Straßenverkehrs, 
2. Hundeverordnung, 
3. Lärmbekämpfung, 
4. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
5. Sämtlliche Ordnungswidrigkeitenverfahren der Ordnungsämter 
6. Überwachung des Hessischen Fischereigesetzes 
 

§2 
 
(1) Die Aufgaben der Ordnungsbehörde gem. § 1 dieser Vereinbarung werden in dem 
gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirk von dem/der Bürgermeister/-in der 
Gemeinde Lahnau wahrgenommen. 
 
(2) Sitz des gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirkes ist Lahnau. 
 
(3) Die Aufgaben werden gemeinsam von dem Personal der Gemeinden Lahnau und 
Biebertal per öffentlich-rechtlichen Gestellungsvertrag wahrgenommen. 
 
(4) Die Verrechnung der Personalkosten sowie der Sachkosten ist in der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung über die finanzielle Abwicklung der interkommunalen 
Zusammenarbeit der Gemeinden Lahnau und Biebertal vom ……………… geregelt. 
 
(5) Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung des eingesetzten Personals übt der/die 
Bürgermeister/-in der Gemeinde Lahnau aus, sofern im öffentlich-rechtlichen 
Gestellungsvertrag keine andere Regelung getroffen ist. 
 
(6) Der gemeinsame örtliche Ordnungsbehördenbezirk trägt den Namen „Gemeinsamer 
Ordnungsbehördenbezirk Schwarzbachtal" (alternativ: Gemeinsamer 
Ordnungsbehördenbezirk Lahnau-Biebertal). 
 
 



 
 
 
 

§3 
 
(1) Dem gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirk steht ein Beirat zur Seite, der aus den 
Bürgermeistern/-innen der beteiligten Kommunen sowie den Haupt- und 
Ordnungsamtsleitern/-innen besteht. Er tritt bei Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich 
zusammen. 
 
(2) Der Beirat empfiehlt Grundregeln für die Aufstellung der Einsatzpläne und über die 
Anzahl des zur Aufgabenerfüllung erforderlichen Personals. 
 
 

§4 
 
(1) Über gemeinsame Investitionen für den Ordnungsbehördenbezirk über 5.000,-- € berät 
der Beirat und empfiehlt diese den gemeindlichen Gremien der beteiligten Gemeinden für 
deren Haushalt. 
 
(2) Über gemeinsame Investitionen für den Ordnungsbehördenbezirk bis einschl. 5.000,-- €  
Entscheidet der/die Bürgermeister/-in der Gemeinde Lahnau.  
 
(3) Über sonstige Investitionen entscheidet jede Kommune in eigener Zuständigkeit und 
trägt auch hierfür die Kosten. Der Beirat ist zu solchen beabsichtigten Investitionen im 
Hinblick auf die Auswirkungen für den Ordnungsbehördenbezirk zu hören. 
 

§6 
 
(1) Die Vereinbarung wird unbefristet abgeschlossen. 
 
(2) Eine Kündigung kann zum Jahresende mit einjähriger Kündigungsfrist erfolgen. 
 
(3) Die Kündigung hat schriftlich an die andere beteiligte Kommune zu erfolgen. 
 
(4) Liegt ein wichtiger Grund vor, der es einer Vertragspartei unzumutbar macht am Vertrag 
festzuhalten, besteht jederzeit ein außerordentliches fristloses Kündigungsrecht. 
 
(5) Der Vertrag kann jederzeit im Einvernehmen mit der anderen beteiligten Kommune 
aufgelöst werden. 
 

§7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berührt 
dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien 
verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die 



der in der unwirksamen Bestimmung enthaltenen Reglungen in rechtlich zulässiger Weise 
gerecht werden. Entsprechendes gilt für im Vertrag enthaltende Regelungslücken. Zur 
Behebung evtl. Lücken verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die 
dem am Nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt 
hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht worden wäre. 
 

§8 
 
Diese Vereinbarung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung des 
gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirkes durch das Regierungspräsidium in Gießen im 
Staatsanzeiger in Kraft. 
 
 
Lahnau, ……………. 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Wrenger-Knispel   Bürgermeisterin Ortmann 
 
 



Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirkes 

der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
 

Vorbemerkung: 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau vereinbaren, vorbehaltlich der 
Zustimmung des Regierungspräsidiums in Gießen, einen gemeinsamen örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirk gemäß § 82 Abs. 1 S. 2 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBI. I. S. 14) zu 
bilden. 
 

§1 
 
Durch den gemeinsamen örtlichen Verwaltungsbehördenbezirk werden die 
Gefahrenabwehraufgaben (§ 1 Abs. 1 HSOG) aus den folgenden Bereichen wahrgenommen: 
 
1. Hessisches Personenbeförderungsgesetz 
2. Aufgaben gemäß § 20 Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
3. Hessisches Wohnungsaufsichtsgesetz 
4. Überwachung und Vollzug des örtlichen Satzungsrechts 
5. Aufgaben nach dem Hessischen Versammlungsgesetz 
6. Aufgaben nach dem Hessischen Straßengesetz, insbesondere Sondernutzungserlaubnis 
 
 

§2 
 
(1) Die Aufgaben in dem gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirkes gem. § 1 dieser 
Vereinbarung werden von dem Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau wahrgenommen. 
 
(2) Sitz des gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirkes ist Lahnau. 
 
(3) Die Aufgaben werden gemeinsam von dem Personal der Gemeinden Lahnau und 
Biebertal per öffentlich-rechtlichen Gestellungsvertrag wahrgenommen. 
 
(4) Die Verrechnung der Personalkosten sowie der Sachkosten ist in der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung über die finanzielle Abwicklung der interkommunalen 
Zusammenarbeit der Gemeinden Lahnau und Biebertal vom ……………… geregelt. 
 
(5) Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung des eingesetzten Personals übt der 
Jeweilige Anstellungsträger aus. 
 
(6) Der gemeinsame örtliche Verwaltungsbehördenbezirk trägt den Namen „Gemeinsamer 
Verwaltungsbehördenbezirk Schwarzbachtal" (alternativ: Gemeinsamer 
Verwaltungsbehördenbezirk Lahnau-Biebertal). 
 
 
 



 
 
 
 
 

§3 
 
(1) Dem gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirk steht ein Beirat zur Seite, der aus den 
Bürgermeistern/-innen der beteiligten Kommunen sowie den Haupt- und 
Ordnungsamtsleitern/-innen, besteht. Er tritt bei Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich 
zusammen. 
 
(2) Der Beirat beschließt die Aufgabenerfüllung und empfiehlt über die Anzahl des zur 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Personals. 
  

§4 
 
 
(1) Über gemeinsame Investitionen für den Verwaltungsbehördenbezirk berät der Beirat und 
empfiehlt diese den gemeindlichen Gremien der beteiligten Gemeinden für deren Haushalt. 
 
(2) Über sonstige Investitionen entscheidet jede Kommune in eigener Zuständigkeit und 
trägt auch hierfür die Kosten. Der Beirat ist zu solchen beabsichtigten Investitionen im 
Hinblick auf die Auswirkungen für den Verwaltungsbehördenbezirk zu hören 

 
§6 

 
(1) Die Vereinbarung wird unbefristet abgeschlossen. 
 
(2) Eine Kündigung kann zum Jahresende mit einjähriger Kündigungsfrist erfolgen. 
 
(3) Die Kündigung hat schriftlich an die andere beteiligte Kommune zu erfolgen. 
 
(4) Liegt ein wichtiger Grund vor, der es einer Vertragspartei unzumutbar macht am Vertrag 
festzuhalten, besteht jederzeit ein außerordentliches fristloses Kündigungsrecht. 
 
(5) Der Vertrag kann jederzeit im Einvernehmen mit der anderen beteiligten Kommune 
aufgelöst werden. 
 

§7 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so berührt 
dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Parteien 
verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die 
der in der unwirksamen Bestimmung enthaltenen Reglungen in rechtlich zulässiger Weise 
gerecht werden. Entsprechendes gilt für im Vertrag enthaltende Regelungslücken. Zur 
Behebung evtl. Lücken verpflichten sich die Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die 



dem am Nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt 
hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht worden wäre. 
 

§8 
 
Diese Vereinbarung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung des 
gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirkes durch das Regierungspräsidium in Gießen im 
Staatsanzeiger in Kraft. 
 
 
Lahnau, ……………. 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Silvia Wrenger-Knispel  1. Beigeordnete Ursula Claudi 
 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Patricia Ortmann   1. Beigeordneter Peter Kleiner 
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Kostenvereinbarung zur Bildung eines örtlichen Verwaltungs- und 

Ordnungsbehördenbezirkes 
der Gemeinden Biebertal und Lahnau 

 
 
 

Vorbemerkung: 
Die Gemeinden Lahnau und Biebertal vereinbaren, vorbehaltlich der Zustimmung des 
Regierungspräsidiums in Gießen, einen gemeinsamen örtlichen Verwaltungs- und 
Ordnungsbehördenbezirk gemäß § 82 Abs. 1 S. 2 des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBI. I. S. 14) 
zu bilden.  
Der gemeinsame Bezirk soll unter dem Namen „Gemeinsamer Verwaltungsbezirk 
Schwarzbachtal“ (GVS) geführt werden.  
Zum Ausgleich der entstehenden Kosten der gemeinsamen Aufgabenerledigung wird 
folgende Kostenvereinbarung gemäß § 2 (4) der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur 
Bildung eines örtlichen Ordnungsbehördenbezirkes der Gemeinden Biebertal und Lahnau 
und des § 2 (4) der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Bildung eines örtlichen 
Verwaltungsbehördenbezirkes der Gemeinden Biebertal und Lahnau getroffen:  
 
 

 
§1 

Kosten der Administration und Ahndung von Verstößen 
 
Zur administrativen Erledigung der Aufgaben des GVS wird die Gemeinde Lahnau eine 
halbe Stelle zur Verfügung stellen. Die Kosten der Stelle werden entsprechend der Anzahl 
der geahndeten Fälle in den beiden Gemeinden prozentual geschlüsselt, aufgeteilt und der 
Gemeinde Biebertal anteilig in Rechnung gestellt. Die Abrechnung der Personalkosten 
erfolgt im Januar für das vergangene Jahr. Basis der Vergütung ist eine Stelle nach TVöD 8. 
Weitere Overhead, Sach- und Qualifizierungskosten werden wechselseitig nicht verrechnet. 
Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung übt die Gemeinde Lahnau aus.  
 
 

§2 
Kosten zur Durchführung von Ordnungsmaßnahmen in den Gemeinden 

 
Zur Durchführung von Ordnungsmaßnahmen stellt die Gemeinde Biebertal einen 
Ordnungspolizisten ein. Notwendige Qualifizierungsmaßnahmen sind durch die Gemeinde 
Biebertal zu tragen. Die Personalkosten werden jeweils zur Hälfte von der Gemeinde 
Biebertal und Lahnau getragen. Die Abrechnung der Personalkosten erfolgt immer im Januar 
für das vergangene Jahr. Weitere Overhead- und Sachkosten werden wechselseitig nicht 
verrechnet. Die Aufsicht über die persönliche Dienstführung übt die Gemeinde Biebertal aus. 
 
 

§3 
Kosten des Blitzgerätes, des anzuschaffenden Fahrzeuges und Folgekosten 

 
Die Gemeinden Biebertal und Lahnau verpflichten sich gemeinsam ein Fahrzeug zum Blitzen 
und ein Blitzgerät anzuschaffen. Sämtliche Folgekosten, die im direkten Zusammenhang mit 
der Beschaffung der Wirtschaftsgüter entstehen, werden jeweils von der Gemeinde Lahnau 
und Biebertal hälftig getragen. Federführend bei der Beschaffung ist die Gemeinde Lahnau. 
Die Beschaffung erfolgt im Einklang mit der Gemeinde Biebertal. Die hälftigen Kosten der 
Beschaffung sind der Gemeinde Lahnau spätestens einen Monat nach der 
Kassenwirksamkeit durch Zahlung zu erstatten. 
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Folgekosten (z.B. Treibstoff, Unterhaltungskosten des Fahrzeuges und des Blitzgerätes) 
werden mit der Abrechnung im Januar des Folgejahres ausgeglichen. 
 
 

§4 
Salvatorische Klausel 

 
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen der Vereinbarung und der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen nicht. Die Parteien verpflichten sich, unwirksame Bestimmungen 
durch neue Bestimmungen zu ersetzen, die der in der unwirksamen Bestimmung 
enthaltenen Reglungen in rechtlich zulässiger Weise gerecht werden. Entsprechendes gilt für 
im Vertrag enthaltende Regelungslücken. Zur Behebung evtl. Lücken verpflichten sich die 
Parteien auf eine Art und Weise hinzuwirken, die dem am Nächsten kommt, was die Parteien 
nach Sinn und Zweck des Vertrages bestimmt hätten, wenn der Punkt von ihnen bedacht 
worden wäre. 
 

§5 
Inkrafttreten der Vereinbarung 

 
 
Diese Vereinbarung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung des 
gemeinsamen Verwaltungsbehördenbezirkes durch das Regierungspräsidium in Gießen im 
Staatsanzeiger in Kraft. 
 
 
Lahnau, ……………. 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Silvia Wrenger-Knispel  1. Beigeordnete Ursula Claudi 
 
 
 
 
Biebertal,                 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Patricia Ortmann   1. Beigeordneter Peter Kleiner 
 



  

 

So erreichen Sie uns: 
Tel.: 06441 9644-0 
Fax: 06441 9644-44 
E-Mail: gemeinde@lahnau.de 
 
 

Wir sind für Sie da: 
Mo u. Di: 08:00-12:00 u. 14:00-15:30 Uhr 
Do:          08:00-12:00 u. 14:00-17:30 Uhr 
Fr:           08:00-12:00 Uhr 
Termine nach Absprache möglich!  

Bankverbindung:  
Volksbank Heuchelheim  
IBAN: DE81 5136 1021 0003 6007 00 BIC: GENODE51HHE 
Sparkasse Wetzlar  
IBAN: DE88 5155 0035 0028 0007 01 BIC: HELADEF1WET 

 

Ordnungsbehördenbezirk Schwarzbachtal 
der Gemeinden Lahnau und Biebertal

Gemeinde Lahnau, Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 

 
 
 
 
 
 
 
Musterbescheid 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Lorem ipsum dolor sit amet, consetetur sadipscing elitr, sed diam nonumy eirmod tempor 
invidunt ut labore et dolore magna aliquyam erat, sed diam voluptua. At vero eos et accusam 
et justo duo dolores et ea rebum. Stet clita kasd gubergren, no sea takimata sanctus est Lorem 
ipsum dolor sit amet. Lorem ipsum dolor sit amet, consetetur sadipscing elitr, sed diam nonumy 
eirmod tempor invidunt ut labore et dolore magna aliquyam erat, sed diam voluptua. At vero 
eos et accusam et justo duo dolores et ea rebum. Stet clita kasd gubergren, no sea takimata 
sanctus est Lorem ipsum dolor sit amet. 
 
Lorem ipsum dolor sit amet, consetetur sadipscing elitr, sed diam nonumy eirmod tempor 
invidunt ut labore et dolore magna aliquyam erat, sed diam voluptua. At vero eos et accusam 
et justo duo dolores et ea rebum. Stet clita kasd gubergren, no sea takimata sanctus est Lorem 
ipsum dolor sit amet. Lorem ipsum dolor sit amet, consetetur sadipscing elitr, sed diam nonumy 
eirmod tempor invidunt ut labore et dolore magna aliquyam erat, sed diam voluptua. At vero 
eos et accusam et justo duo dolores et ea rebum. Stet clita kasd gubergren, no sea takimata 
sanctus est Lorem ipsum dolor sit amet. 
 
Bei Fragen und Wünschen stehen wir Ihnen unter den rechts genannten Kontaktdaten gerne 
zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
   
 
 
Patrick Gnädig 

Die Bürgermeisterin der 
Gemeinde Lahnau für den
gemeinsamen Ordnungsbehördenbezirk 
der Gemeinden Lahnau und Biebertal

Ansprechpartner/in:  
Herr Patrick Gnädig

Fachbereich I – 
Innerer und Zentraler Service

Durchwahl-Nr.: (06441) 9644-20

E-Mail: p.gnaedig@lahnau.de

Vorgangsnummer: 
12.40.10-2023/000084

(Bei Schriftwechsel unbedingt mit angeben)

Lahnau, den 15.06.2023

%%??°°°°°°
°°** 

 

mailto:gemeinde@lahnau.de


Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-84/2023 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich III - Bauen, 

Umwelt und 
Wirtschaftsförderung 

Datum 01.06.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Klaus Scharmann  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau 05.06.2023 beschließend 
Bau- und Verkehrsausschuss 27.06.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, Ot Dorlar 
Bebauungsplan Nr.11 „Wilhelmi-Werke AG“ – 4. Änderung, Parkhaus 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. §2 Abs. 1 BauGB i. V. m. §13 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 BauGB sowie 
Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs.2 BauGB und die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Nr.3 Hs.2 BauGB 
 
(1) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt gemäß § 2 Abs.1 BauGB i.V.m § 13 BauGB die 
4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 „Wilhelmi-Werke AG“ im Ortsteil Dorlar im Vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB.  
 
(2) Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen 
und umfasst die Flurstücke: Gemarkung Dorlar, Flur 5, Flurstücke 151/17tlw. und 182/7tlw. 
 
(3) Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs.1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 
 
(4) Ziel der 4. Änderung des Bebauungsplanes ist die Erhöhung der bisher festgesetzten Geschossflächenzahl 
von 2,0 auf 4,0. Die bisher festgesetzte Traufhöhe wird aufgrund der Planung eines Parkhauses gestrichen, 
die bisherige Oberkante der Gebäude von 16,0m, die für diesen Bereich festgesetzt ist, beibehalten. Die 
Grundzüge der Planung sind durch diese Änderung nicht betroffen, so dass das Verfahren im Vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt werden kann. Die textlichen Festsetzungen des betroffenen 
Bebauungsplanes Nr.11 bzw. für den angestrebten Änderungsbereich werden an die aktuellen gesetzlichen 
Grundlagen angepasst.  
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(5) Gemäß § 13 Abs.2 Nr.1 BauGB wird von der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit und Behörden 
gemäß § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB abgesehen. Der Öffentlichkeit sowie den Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange wird Gelegenheit zur Stellungnahme gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs.2 und Abs.2 Nr.3 
Hs.2 BauGB i.V.m, § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB gegeben.  
 
(6) Gemäß § 13 Abs.3 Satz 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen wird.  
 
(7) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt die Einleitung des Verfahrens gemäß § § 13 
BauGB.  
 
Übersichtskarte  
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.11 „Wilhelmi-Werke AG“ - 1. Änderung  
 

 
 
 
Sachdarstellung: 
Die Firma Weimer plant die Errichtung eines Parkhauses im zentralen Bereich des Gebietes, das für diesen 
Bereich als Industriegebiet ausgewiesen ist. Die bisher festgesetzte GFZ von 2,0 reicht nicht aus, das 
Bauvolumen zu erfassen. Gemäß den Architektenplänen des Büros Feldmann wird eine GFZ von 4,0 
erforderlich. Auch die bisher festgesetzte Traufhöhe von 14,00m wird überschritten. Hier erfolgt eine 
Streichung der Vorgabe, da die bisher festgesetzte Steuerung der Höhe der Gebäude (Oberkante von 16,0m) 
beibehalten werden kann und somit die absolute Höhe unverändert bleibt. Voraussichtlich kann auch eine 
Festsetzung über NN erfolgen, die sich an den bisher festgesetzten 16,0 m orientiert.  
Das Planungsbüro hat diese Änderung und die Verfahrensweise mit dem Dez. 31 (Bauleitplanung) bei RP 
Gießen besprochen. Auch die Kreisbauaufsicht trägt die Verfahrensweise mit. Die Änderung kann im 
Vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt werden, da das Grundkonzept des 
Bebauungsplanes Nr. 11 nicht verändert wird.  
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Um Zustimmung wird gebeten, damit das Baugenehmigungsverfahren für das Parkhaus parallel weitergehen 
kann. Der Gemeindevorstand hat bereits im April 2022 die Parkhausplanung und die aus der Planung 
resultierenden Abweichungen von den Festsetzungen der Bauleitplanung zur Kenntnis genommen. Die 
Baugenehmigungsbehörde des LDK hat allerdings im Nachgang darauf hingewiesen, dass eine Abweichung 
von den Festsetzungen bezüglich der GFZ in dieser Form nicht möglich ist, sondern hierfür der Bebauungsplan 
angepasst werden muss.  
Nach Rücksprache mit dem RP-Gießen ist dies jedoch im vereinfachten Verfahren möglich, da es sich lediglich 
um den Bereich des Parkhauses handelt. 
 
 
 
 
 
Wrenger-Knispel 
Bürgermeisterin 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-92/2023 

Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich III - Bauen, 

Umwelt und 
Wirtschaftsförderung 

Datum 07.06.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Klaus Scharmann  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau 12.06.2023 beschließend 
Bau- und Verkehrsausschuss 27.06.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau, OT Waldgirmes 
Bebauungsplan Nr. 8 "Vor dem Polstück"- 5. Änderung 
hier: Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
Bebauungsplan Nr.8 „Vor dem Polstück“ – 5. Änderung1 
 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a BauGB sowie 
Beschluss über die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs. 2 BauGB und die 
Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs.2 Nr.3 Hs. 2 
BauGB 
 
(1) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt gemäß § 2 Abs.1 BauGB i.V.m § 13a BauGB 
die 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Vor dem Polstück“ im Ortsteil Waldgirmes. 
 
(2) Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist der nachfolgenden Übersichtskarte zu entnehmen 
und umfasst die Flurstücke: Gemarkung Waldgirmes, Flur 20, Flurstücke 130/3, 133/2 und 133/3.  
 
(3) Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs.1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 
 
(4) Ziel der 5. Änderung des Bebauungsplanes ist die Festsetzung eines dritten Vollgeschosses, um die 
überbaubare Fläche im Gewerbegebiet in der Ausnutzung zu optimieren. Die Planung dient somit der 
Nachverdichtung und Optimierung der Nutzung im bestehenden Gewerbegebiet und kann als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung beurteilt werden (§ 13a BauGB). Die textlichen Festsetzungen des betroffenen 
Bebauungsplanes Nr.8 werden an die aktuellen gesetzlichen Grundlagen angepasst und auf Plausibilität hin 
überprüft.  

 
 



 

Beschlussvorlage VL-92/2023   Seite 2 von 3 

 
(5) Gemäß § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB i.V.m. § 13 Abs.2 Nr.1 BauGB wird von der frühzeitigen Unterrichtung 
der Öffentlichkeit und Behörden gemäß § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB abgesehen. Der betroffenen 
Öffentlichkeit sowie den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird Gelegenheit zur 
Stellungnahme gemäß § 13 Abs.2 Nr.2 Hs.2 und Nr.3 Hs.2 BauGB i.V.m. § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB 
gegeben.  
 
(6) Gemäß § 13a Abs.2 Nr.1 BauGB i.V.m. § 13 Abs.3 Satz 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach 
§ 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen wird.  
 
(7) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt die Einleitung des Verfahrens gemäß § 13a 
BauGB i.V.m. § 13 BauGB.  
 
 
Übersichtskarte  
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.8 „Vor dem Polstück“ - 5. Änderung  
 
 

 
ohne Maßstab, genordet 
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Sachdarstellung: 
Die KHL Holding GmbH & Co.KG plant die Erweiterung der bestehenden Lagerhalle durch eine 
Produktionshalle mit Bürobereich, die an die Bestandshalle im weiteren Grundstücksteil angebaut 
wird. Die Erschließung erfolgt über die Georg-Ohm-Straße, wohingegen die Bestandshalle von der 
Gewerbestraße erschlossen wird. Die Georg-Ohm-Straße liegt 2,33 m tiefer als die Gewerbestraße. 
Die Hallen, die Lagerhalle im Bestand und die neue Produktionshalle, liegen jedoch auf einem 
Erdgeschoss-Niveau um die funktionellen Produktionsabläufe zu gewährleisten. Somit muss der 
Gebäudeteil entlang der Georg-Ohm-Straße unterkellert werden, um ein einheitliches 
Erdgeschosshallen-Niveau zu erhalten. 
 
Das Kellergeschoss mit einer Ansichtshöhe von 2,03 m ergibt sich auf Grund der Topographie, es 
ragt damit höher heraus als 1,40 m im Mittel und ist somit ein Vollgeschoss. Der Kellergeschoss-
Bereich befindet sich nur in einem Teilbereich des gesamten Neubaus und stellt sich als 
untergeordnet dar. Die Abstandsflächen werden eingehalten. Öffentliche und nachbarrechtliche 
Belange werden durch das straßenseitige Erscheinungsbild nicht beeinträchtigt.  
 
Seitlich ragt das Kellergeschoss, auf einer Länge von 39,58 m, mit einer Höhe von 2,00 m im Mittel 
o.GOK heraus. In Betrachtung der gesamten Hallenanlage stellt sich das Kellergeschoss als 
untergeordnet dar, ist aber laut Beurteilung der Kreisbauaufsicht zum bisherigen Bauantrag als 
Vollgeschoss zu betrachten. Insofern ist die Änderung des Bebauungsplanes erforderlich, da durch 
die Erhöhung der Zahl der Vollgeschosse die Grundzüge der Planung berührt sind.  
Die bisherigen textlichen Festsetzungen werden hinsichtlich der Umsetzungsmöglichkeiten mit den 
Örtlichkeiten überprüft und an die aktuellen gesetzlichen Grundlagen angepasst.  
 
Für das Bauleitplanverfahren soll der § 13a BauGB zur Anwendung kommen (Bebauungspläne der 
Innenentwicklung). In dem Verfahren kann von der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB, von dem 
Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen werden. Ein Ausgleich bzw. eine 
Kompensation des Eingriffs ist nicht erforderlich. Das Verfahren wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13 Abs. 2 und 3 BauGB (Vereinfachtes Verfahren) durchgeführt.  
 
 
 
 
 
Wrenger-Knispel 
Bürgermeisterin 
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Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich III - Bauen, 

Umwelt und 
Wirtschaftsförderung 

Datum 03.05.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Klaus Scharmann  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau 08.05.2023 beschließend 
Umwelt-, Tourismus- und Regionalausschuss 10.05.2023 vorberatend 
Umwelt-, Tourismus- und Regionalausschuss 28.06.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 10.02.2023 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt einen Förderantrag zur Erstellung eines kommunalen 
Wärmeplanes für die Gemeinde Lahnau zu stellen. 
Das Einstellen einer Vorfinanzierung für eine TVÖD 11 dotierte Personalstelle ist vorzunehmen. 
 
Sachdarstellung: 
Der Energie- und Klimaschutzbeirat empfiehlt: 

 

„Kommunale Wärmeplanung 

An den Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau, 
an die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau, 

der Energie- und Klimaschutzbeirat empfiehlt einstimmig, einen Förderantrag zur Erstellung eines 
kommunalen Wärmeplanes für die Gemeinde Lahnau zu stellen. 

Diese kommunale Wärmeplanung ist über das Bundesministerium oder über das 
Landesministerium förderfähig. Förderquoten liegen bei bis zu 70 - 90%. 

Die Wärmeplanung wird essenziell benötigt. Im Bereich Wärme wird eine vierfache Menge an 
Energie gegenüber der Strommenge Lahnaus benötigt. Diese Wärmemengen werden sehr 
kleingliedrig in den einzelnen Gebäuden verbraucht. Um eine möglichst effiziente, kostengünstige 
und klimafreundliche Wärmebereitstellung zu erreichen, ist diese Wärmeplanung als erster Schritt 
erforderlich. 

Das Einstellen einer Vorfinanzierung für eine TVÖD 11 dotierte Personalstelle ist vorzunehmen. 
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Diese Klimamanagerpositionen werden aktuell mit 70 % für die ersten beiden Jahre gefördert. 

Der Energie- und Klimaschutzbeirat bittet den Gemeindevorstand diesen Antrag an die 
Gemeindevertretung weiterzureichen. 

Diese Empfehlung ist in der Beiratssitzung vom 25.01.2023 formuliert und einstimmig beschlossen 
worden. 

Peter Kupetz 

Vorsitzender des Energie- und Klimaschutzbeirates“ 

 
 
 
 
 
Wrenger-Knispel 
Bürgermeisterin 
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Gemeinde Lahnau 
 

Rathausplatz 1-5, 35633 Lahnau 
Tel: 06441-96440, Fax: 06441-964444 

 
Fachbereich Fachbereich III - Bauen, 

Umwelt und 
Wirtschaftsförderung 

Datum 04.05.2023 
Aktenzeichen   

Fachbereichsleiter/in Herr Klaus Scharmann  
 

Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau 08.05.2023 beschließend 
Umwelt-, Tourismus- und Regionalausschuss 10.05.2023 vorberatend 
Umwelt-, Tourismus- und Regionalausschuss 28.06.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau 13.07.2023 beschließend 

 
Betreff: 
Kommunale Wärmeplanung 
hier: Antrag des Energie- und Klimaschutzbeirates vom 26.04.2023 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt eine Wärmeplanung für das Gemeindegebiet Lahnau 
durchzuführen. 
Dieses Vorhaben soll in Form von Quartierskonzepten durchgeführt werden. 
 
Sachdarstellung: 
Der Energie- und Klimaschutzbeirat hat sich in seiner Sitzung am 26.04.2023 nochmals intensiv 
mit dem Thema „kommunale Wärmeplanung“ beschäftigt und ist hierbei zu dem Ergebnis 
gekommen, dass – abweichend von der am 10.02.2023 beantragten Umsetzungsvariante 
(Erstellung eines durch das Bundesministerium geförderten Kommunalen Wärmeplanes) - 
nunmehr die Wärmeplanung in Form von Quartierskonzepten erstellt werden soll. 

 

Der Energie- und Klimaschutzbeirat empfiehlt:  

„Kommunale Wärmeplanung      26.04.2023 
 
An den Gemeindevorstand der Gemeinde Lahnau, 
an die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau, 
 
 
der Energie- und Klimaschutzbeirat beschließt einstimmig diesen Antrag an den 
Gemeindevorstand zu richten, wonach eine Wärmeplanung für das Gemeindegebiet Lahnau 
durchzuführen ist. Dazu empfiehlt der Energie- und Klimaschutzbeirat, dieses Vorhaben in Form 
von Quartierskonzepten durchzuführen. Der Vorteil gegenüber anderen Konzepten  
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(z. B. kommunale Wärmeplanung durch den Bund gefördert) ist die Vollumfänglichkeit des 
Verfahrens. 
 
Schritt 1: Quartierskonzept für mehrere Quartiere in den drei Lahnauer Ortsteilen. 
Schritt 2: Quartiersmanager für die Umsetzung vorgenannter Q-Konzepte. 
 
Vorteile: 
Beide vorgenannte Verfahren werden derzeit mit 95% Zuschuss gefördert und können parallel 
durchgeführt werden. 
 
Anschließend kann eine Personalstelle (intern oder extern) geschaffen werden, um die 
bestmöglichen Konzeptergebnisse in die Tat umzusetzen (dies ist bei einer kommunalen 
Wärmeplanung nicht möglich).  
 
Je Quartierskonzept ist mit einem Eigenanteil von ca. 5000,-€ zu rechnen.  
 
 
Der Energie- und Klimaschutzbeirat bittet den Gemeindevorstand diesen Antrag an die 
Gemeindevertretung weiterzureichen. 
 
 
 
Peter Kupetz 
Vorsitzender des Energie- und Klimaschutzbeirates“ 

 

 

 
 
 
Anlage(n): 
1. LEA_Broschüre_Kommunale_Wärmeplanung_RZ.indd 
 
 
Wrenger-Knispel 
Bürgermeisterin 
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Die Wärmewende voranbringen  
Kommunale Wärmeplanung in Hessen gemeinsam gestalten
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3Die Wärmewende voranbringen

Grußwort 

Hessen will seinen Energiebedarf im Jahr 2050 aus-

schließlich aus erneuerbaren Quellen decken. Eine 

Voraussetzung ist, dass wir wesentlich effi zienter mit 

Energie umgehen als heute. Die sauberste Energie 

ist die, die gar nicht erzeugt werden muss. 

Derzeit entfallen rund 30 Prozent des hessischen End-

energieverbrauchs auf Heizung, Beleuchtung und 

Warmwasserversorgung unserer Gebäude. Der Anteil 

für die Heizung ist dabei der weitaus größte, und er 

lässt sich mit einer guten Gebäudedämmung und 

modernen Technologien drastisch reduzieren. Gemäß 

dem Leitbild „Effi ciency First“ müssen mehr Energie-

effi zienz, eine höhere Sanierungsrate und -tiefe, ein 

geringerer Energiebedarf sowie eine stärkere Nutzung 

erneuerbarer Energien an die Stelle der fossilen 

Brennstoffe treten. Das erfordert einen tiefgreifenden 

Strukturwandel in der Wärmeversorgung nicht nur 

einzelner Gebäude, sondern der gesamten Wärme-

infrastruktur. 

Den Kommunen kommt dabei eine wichtige Rolle zu. 

Kommunale Wärmepläne sind eine Möglichkeit, die 

örtliche Wärmeversorgung in Zusammenarbeit mit 

Unternehmen und lokalem Handwerk zukunftsfähig 

aufzustellen – nachhaltig, sicher und kostengünstig 

dank intelligenter Kombination von energetischer 

Sanierung und Infrastrukturlösungen. Dieser Leitfaden 

unterstützt dabei, indem er die notwendigen Maß-

nahmen und Schritte zur Erstellung kommunaler 

Wärmepläne erklärt. Ich wünsche eine anregende 

Lektüre. 

Staatsminister Tarek Al-Wazir
Hessischer Minister für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen
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Eine kommunale Wärmeplanung sollte  

insbesondere die folgenden  

Rahmenbedingungen berücksichtigen:

1.  �Damit die bundesweiten Klimaschutzziele erreicht 

werden können, muss langfristig im Mittelwert 

über alle Gebäude das energetische Niveau des 

KfW Effizienzhaus 55 erreicht werden. Das Land 

Hessen strebt eine Verdopplung der Sanierungs-

quote auf zwei Prozent pro Jahr an, um dieses  

Ziel erreichen zu können. 

2.  �Die Randbedingungen zur Umsetzung von Moder-

nisierungsmaßnahmen sind bei Bestandsgebäuden 

unterschiedlich, es gibt sowohl bauliche als auch 

finanzielle Hemmnisse zur Umsetzung von Maß-

nahmen. Kommunen weisen in Quartieren oder 

Straßenzügen häufig ähnliche Gebäudetypen und 

Bewohnerstrukturen auf, sodass die Chance be- 

steht, typische Sanierungskonzepte zu entwickeln 

und umzusetzen. Welche Wärmeversorgung sinn- 

voll ist, hängt von der jeweiligen Sanierungslösung 

und möglichen Energieeinsparung der Gebäude 

ab. Ziel ist ein CO2-neutraler Gebäudebestand 

durch den vollständigen Ersatz fossiler Einsatz- 

stoffe mit Erneuerbaren Energien.

3.  �Im Bereich der Gebäudebeheizung sind Solar-, 

Geo- und Umweltwärme möglichst vorrangig 

einzusetzen. 

Einführung 

Energieeffizienz und Energieeinsparung sind wichtige 

Bestandteile der Energie- und Wärmewende und  

ein Schwerpunkt hessischer Politik. Der vorliegende 

Leitfaden richtet sich vorrangig an Kommunen und 

informiert in diesem Sinne über die Vorteile einer 

kommunalen Wärmeplanung.

Aus stadtplanerischer und energietechnischer Sicht  

ist es oftmals sinnvoll, die Planung über das Einzel- 

gebäude hinaus auf ganze Komplexe oder Quartiere 

auszudehnen. Nah- und Fernwärmenetze können 

hierfür das geeignete Mittel sein. Immer mehr Kom-

munen setzen bei der Umsetzung ihrer Klimaschutz-

ziele auf gemeinschaftliche Lösungen und ein inte- 

griertes Quartierskonzept.

In Hessen sind allein die rund 1,4 Mio. Wohngebäude 

für 26 Prozent aller CO2-Emissionen verantwortlich 

und stellen mit Abstand den größten Anteil am 

Gebäudebestand dar. Das Umweltbundesamt geht 

bei Wohngebäuden von einem technischen Einspar-

potenzial im Wärmebereich von 60 Prozent aus. 

Sowohl die Verteilung der Eigentümerstrukturen als 

auch der Vergleich von Sanierungstätigkeiten zeigt, 

dass bei Privatpersonen, Eigentümergemeinschaften 

und kommunalen Wohnungsunternehmen der größte 

Handlungsbedarf liegt. Der Leitfaden zur kommu- 

nalen Wärmeplanung ist Teil des Wärmeeffizienz- 

pakets der hessischen Landesregierung.
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Ziele eines Kommunalen Wärmeplans

Ein Kommunaler Wärmeplan kann als Steuerungsinstru- 

ment zur formellen Bauleitplanung und städtebau- 

lichen Entwicklung und somit der Vertragsgestaltung 

zur Umsetzung von Einzelmaßnahmen für die Wärme-

wende dienen.

Im Ergebnis beinhaltet ein Wärmeplan Erhebungen 

zum gegenwärtigen und prognostizierten Wärmebe-

darf. Zusätzlich zeigt er wichtige Informationen (Karten 

und Texte) über die vorhandene Netzinfrastruktur 

(Fernwärme, Erdgas) sowie über die Potenziale zur 

Wärmeerzeugung mit Erneuerbaren Energien.

Auf Basis eines übergeordneten Wärmeplans kann  

die Gemeinde sinnvolle ortsteil- oder gebäudespezi-

fische Teilmaßnahmen identifizieren, die eine effizien-

te Wärmeversorgung in der Gemeinde unterstützen. 

Dabei werden vorteilhafte Kopplungseffekte für  

die beteiligten Akteure der Gebäudeeigentümer, 

Wohnungsunternehmen, Energieversorger und 

Handwerksbetriebe in den Kommunen aufgezeigt. 

Unterstützung durch die  

Hessische LandesEnergieAgentur 

Die Hessische LandesEnergieAgentur unterstützt  

die Umsetzung der Energie- und Wärmewende  

nach dem Prinzip „Efficiency First“. Dabei wird zuerst 

der Blick auf Energieeffizienz und Energieeinsparung 

gelegt und dann auf den Einsatz Erneuerbarer  

Energien.

Ziel der Aktivitäten ist die Information und Be- 

ratung kommunaler Akteure, um die eigenständige 

Umsetzung konkreter Wärmekonzepte vorzubereiten. 

Informationen zu aktuellen Fördermöglichkeiten  

und Beratungsangeboten, die die Klimaschutz- 

ziele des Landes Hessen flankieren, stehen unter  

landesenergieagentur-hessen.de zur Verfügung  

und werden im Kapitel „Fördermöglichkeiten“ be- 

schrieben. 

Zahlreiche Kreise und Kommunen haben sich bereits 

auf den Weg gemacht. Dies zeigen die vielen guten 

Beispiele für einzelne Aspekte der Wärmeplanung, 

die in der Broschüre genannt werden. Wir würden  

uns freuen, wenn wir in einigen Jahren auch aus Ihrer 

Kommune gelungene Aktivitäten im Rahmen der 

Kommunalen Wärmeplanung vorstellen dürfen. 

Kontaktieren Sie uns:

LEA LandesEnergieAgentur Hessen GmbH 

Mainzer Str. 118 

65189 Wiesbaden 

+49 611 95017-8400 

lea@lea-hessen.de 

www.lea-hessen.de
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Kommunaler Wärmeplan –  
was steckt dahinter?
 

Die vielfach geforderte Wärmewende trägt erheblich zum Klima- und Ressourcenschutz bei und stellt 

Kommunen vor große Herausforderungen. Gemeinden, Städte und Kreise haben zahlreiche Möglich- 

keiten, die Wärmewende mit unterschiedlichsten Konzepten zu realisieren – vom integrierten kommu- 

nalen Klimaschutzkonzept über Teilkonzepte zu Wärmenutzung und Versorgung bis hin zu Quartiers-

konzepten. Gleichzeitig müssen die Kommunen darauf achten, dass sie vorhandene Ressourcen effizient 

nutzen. Die Lösung? Eine Strategie, die die lokalen Gegebenheiten und Effizienzpotenziale beinhaltet.

Strategische Wärmeplanung: Kreis und Kommune 

nachhaltig und effizient mit Wärme versorgen 

Die strategische Wärmeplanung hat viele Vorteile:  

Sie schafft Klarheit darüber, in welcher Situation sich 

die Kommune aktuell befindet und verdeutlicht, wo es 

zukünftig hingehen soll. Sie erleichtert es, Prioritäten 

zu setzen und ermöglicht eine langfristige und nach- 

haltige Wärmeversorgung auf der Basis von möglichen 

Effizienzgewinnen in der Region. Dabei nimmt die 

Kommune drei Rollen ein: Sie ist Gestalterin der 

Wärmewende, profitiert gleichzeitig von ihr und sie  

ist Vorbild für lokale Akteure und Multiplikatoren. 

Wer strategisch plant, kann die Wärmeversorgung in 

der Kommune oder im Kreis neu denken – und neue, 

ganzheitliche Ansätze wie die Reduzierung des 

Wärmebedarfs in Kombination mit einem effizienten 

Wärmenetz oder anhand von dezentralen Wärme- 

lösungen einbinden. Weitere Vorteile liegen auf der 

Hand: Statt in Erdöl und -gas zu investieren, tragen 

intelligente lokale Wärmelösungen zum Klimaschutz 

bei und sind unabhängig von globalen Energiemärk-

ten. Sie sorgen dafür, dass der Wärmepreis langfristig 

stabil bleibt, senken die Energiekosten und stärken 

die lokale Wirtschaft. Unterschiedliche Interessen vor 

Ort können mit Hilfe von Kommunalen Wärmeplänen 

ausgeglichen werden. Auch kreisweite oder interkom-

munale Konzepte werden möglich.

Der Kommunale Wärmeplan – Ihr Weg in  

die Wärmeversorgung der Zukunft 

Der Kommunale Wärmeplan ist eine ganzheitliche 

Herangehensweise und zeigt politischen Entscheidern, 

kommunalen Akteuren und der Bevölkerung Wege 

auf, um eine Region versorgungssicher, wirtschaftlich 

und klimafreundlich mit Wärme zu versorgen. Ziel ist 

es, ganzheitliche Konzepte zur Wärmeeffizienz und 

-versorgung zu erstellen und auch Maßnahmen in 

vorhandene Instrumente wie etwa Flächennutzungs- 

und Bauleitpläne zu integrieren. Doch viele Kommunen 

fragen sich: Wie sollen wir am besten starten? Wie 

können wir bei unserer Wärmeplanung strategisch 

sinnvoll vorgehen? Welche Handlungsmöglichkeiten 

haben wir? Welche Interessenkonflikte können auftreten 

und wer sind die richtigen Partner? Im nächsten Kapitel 

erfahren Sie, wie Sie einen Kommunalen Wärmeplan 

Schritt für Schritt aufsetzen und welchen Rahmen Sie 

dafür schaffen sollten. 

Mit einem Kommunalen Wärmeplan  

können Sie …

...  �Wärmeversorgungslösungen mit Maßnahmen der  

Energieeffizienz und -einsparung abstimmen.
 

...  �vorhandene oder neu zu planende Wärmequellen 

effizient einsetzen. 
 

...  �die Region in Verbindung mit Speichern mit hohen  

Anteilen Erneuerbarer Energien versorgen.
 

...  �Strom und Wärme koppeln.
 

...  �ganze Quartiere auf Erneuerbare Energien mittels  

Nahwärmenetze umstellen.
 

...  �die Rentabilität von Nahwärmenetzen feststellen und 

verbessern.
 

...  �die Finanzierung und Wirtschaftlichkeit von Wärme- 

versorgungslösungen sicherstellen.

>
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Schritt für Schritt zum 
Kommunalen Wärmeplan

Bei der Wärmeplanung laufen viele Ansatzpunkte zusammen: Politische Entscheidungen, Datenerhebung, 

Konzeption sowie Beteiligung und Motivation wichtiger Akteure und der Bürgerschaft. Dieser Wegweiser 

erläutert, wie Sie Schritt für Schritt einen eigenen Wärmeplan erstellen können. Zahlreiche Praxisbeispiele 

zeigen Pionieransätze aus Hessen – als Inspiration für Ihren eigenen Wärmeplan.

Privathaushalte, kommunale Liegenschaften und 

Wirtschaftsbetriebe spielen für die kommunale 

Wärmeplanung eine tragende Rolle – entweder als 

Verbraucher oder als mögliche Wärmeerzeuger. Aber 

welche Versorgungslösung ist sinnvoll? Welchen 

Beitrag leisten Maßnahmen, die den Wärmebedarf 

reduzieren? Sind in Ihrer Kommune zentrale Nahwär-

meverbünde oder dezentrale Wärmelösungen zielfüh-

render? Und wie kann die Wärmeversorgung auf die 

Wärmebedarfsentwicklung angepasst und auf Erneu-

erbare Energien umgestellt werden? Diese und 

weitere Fragen werden mit dem Wärmeplan systema-

tisch und auf die Kommune bezogen beantwortet. 

Die Kommune nimmt dabei die wichtigste Rolle ein: 

Sie koordiniert und überprüft die Wärmeplanung, 

vernetzt lokale Akteure für Maßnahmen und setzt den 

Rahmen in der Bauleitplanung und Wirtschaftsförde-

rung. Zudem steuert sie die Umsetzung über kommu-

nale Unternehmen wie Stadtwerke oder kommunale 

Wärmenetze. Eigene kommunale Liegenschaften 

können als Pilotprojekte in die Wärmeplanung einbe-

zogen werden und als positives Beispiel in der Region 

vorangehen. Eine ähnlich steuernde Funktion kann 

auch der Kreis einnehmen.

Eine kurze Einführung zur Rolle einer 

Wärmeplanung bietet der Erklärfi lm 

der Agentur für Erneuerbare Energien

>

https://www.youtube.com/watch?v=Hk_l_MvUu-M
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Zwölf Schritte zum  
Kommunalen Wärmeplan
 

Wir haben den Prozess zur Erstellung des Kommunalen Wärmeplans in drei Phasen mit insgesamt  

zwölf Schritten untergliedert, die wir im folgenden Kapitel anschaulich erläutern.

Phase 1 
Status-Quo 

und  
Potenziale 

untersuchen

Schritt 1: Politisches Mandat 
als Fundament des Wärme-
plans einholen → S. 9

 Schritt 2: Gut beraten –  
eine Projektgruppe einrichten 
→ S. 10

Schritt 3: Daten ermitteln – 
Bestand, Wärmebedarf, Infra-
struktur und Potenziale → S. 11

Schritt 4: Alle Beteiligten an 
Bord holen – Information der 
politischen Gremien → S. 15

 Schritt 4: Alle Beteiligten an 
Bord holen – Information der 
Bürgerschaft → S. 15

Phase 2 
Das Ver- 

sorgungs-
konzept  

entwickeln

 Schritt 5: Geschickt kombinieren 
– Wärmenetze und dezentrale 
Lösungen prüfen → S. 16

Schritt 8: Politische Gremien 
entscheiden und geben  
grünes Licht → S. 20

Schritt 6: Was wäre wenn? 
Mögliche Auswirkungen des 
Wärmeplans mit Szenarien 
aufzeigen → S. 19

Schritt 7: Vor und Nachteile 
abwägen – Szenarien sind ein 
Gemeinschaftswerk → S. 20

 Schritt 9: Endspurt für den 
Wärmeplan – Die Fertig
stellung → S. 20

Schritt 10b: Mit einem Grund-
satzbeschluss verpflichtet  
sich die Politik zur Umsetzung 
→ S. 20

Schritt 10a: Der Wärmeplan 
wird offiziell – Übergabe an  
Verwaltung, Projektgruppe 
und Politik → S. 20

Schritt 10c: In einer Bürger
informationsveranstaltung 
wird der Wärmeplan vor-
gestellt und die Umsetzung 
angekündigt → S. 20

Phase 3
Den  

Wärmeplan 
umsetzen

Schritt 11: Die Umsetzungs-
planung – Finanzierung und 
Betreibermodell festlegen  
→ S. 21 Schritt 12: Netzwerk gründen 

und Kooperationen anbahnen 
→ S. 23

Technische Schritte  
auf dem Weg  

zum Wärmeplan

Beteiligung  
lokaler Akteure  

sowie Bürgerinnen  
und Bürger

Politische Verfahren  

bzw. Einbindung Gemeinde-
vertretung / Stadt- 

verordnetenversammlung



9Die Wärmewende voranbringen

Phase 1 – Status-Quo  
und Potenziale untersuchen

 

Schritt 1: Politisches Mandat als Fundament 

des Wärmeplans einholen

Am Anfang jeder Wärmeplanung steht ein politischer 

Beschluss der Gemeindevertretung. Er gibt dem ge- 

samten Prozess ein politisches Mandat und setzt den 

grundsätzlichen Rahmen für die Wärmeplanung. Mit 

dem Mandat sind üblicherweise folgende Inhalte 

verbunden: 

	• �Der Beschluss stellt finanzielle und personelle Res- 

sourcen aus der Verwaltung sicher. Er sollte das Ziel  

des Wärmeplans beinhalten. Eingerichtete Quer- 

schnittstellen koordinieren die Zuarbeit der relevan- 

ten Fachämter. Auch Fördermittel können beantragt 

werden, beispielsweise für eine Sanierungsmana-

gerin über die KfW Förderung 432. 

	• �Das politische Mandat beinhaltet Vereinbarungen 

zum Umfang, Ablauf und Zeitplan. 

	• �Die Kommune beauftragt einen Dienstleister, der 

den Wärmeplan erstellt.

	• �Um lokale Akteure für die Zusammenarbeit zu 

gewinnen, wird das Vorhaben in der Öffentlichkeit 

kommuniziert und über die lokale Presse bekannt 

gemacht.

Lokale Ämter und Stellen in der  

kommunalen Wärmeplanung 

und mögliche Aufgaben bei der  

Wärmeplanung

Stadtplanungsamt / Bauamt

•   �Berücksichtigt den Wärmeplan in Bauleit- und  

Flächennutzungsplänen

•   �Beauftragt Studien

•   �Erstellt Entwicklungskonzepte und Ausschreibungen  

von Wettbewerben

Hochbauamt / Gebäudemanagement

•   �Entwickelt Leitlinien für den Austausch von Wärme- 

anlagen und Sanierungen

•   �Analysiert die Potenziale von Liegenschaften 

•   �Unterstützt bei der Datensammlung

•   �Plant und setzt innovative Versorgungslösungen um

Umweltamt

•   �Erstellt Klimaschutzkonzepte 

•   �Vernetzt, fördert und informiert über wärmerelevante 

Themen (z. B. Sanierungsförderung oder Dachflächen- 

kataster Solarthermie)

Quartiersmanager

•   �Erstellt energetische Quartierskonzepte 

•   �Initiiert Maßnahmen im Quartier

•   �Vernetzt Akteure

Klimaschutzmanager

•   �Erstellt Klimaschutzkonzepte 

•   �Initiiert Maßnahmen in der Kommune

•   �Entwickelt und vertieft die Strategie über Teilkonzepte

•   �Vernetzt Akteure und informiert über konkrete Maß-

nahmen

 

 

 

>

Quelle: Nach Heinrich-Böll-Stiftung Wärmewende in  
Kommunen Bd 41.pdf, gekürzt
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Schritt 2: Gut beraten – eine Projektgruppe  

einrichten

Wie viel Wärme verbrauchen die Haushalte, die 

öffentlichen Einrichtungen und Wirtschaftsunterneh-

men in der Kommune zurzeit und in Zukunft? Wie 

kann der Wärmebedarf in der Kommune reduziert 

werden? Welche Infrastruktur ist bereits vorhanden, 

um Wärme zu erzeugen und zu verteilen (siehe hierzu 

auch die folgenden Kapitel)? Meist sind wichtige 

Daten für die Grundlage eines Kommunalen Wärme-

plans nicht öffentlich zugänglich, sondern liegen bei 

Unternehmen, Energieversorgern oder Wohngenos-

senschaften. Daher empfiehlt es sich, eine permanen-

te Projektgruppe mit relevanten Akteuren einzurich-

ten, die den Erstellungsprozess und später auch die 

Umsetzung unterstützen.�

Die Vorteile einer Projektgruppe 

im Überblick

 
•   �Unternehmen, Energieversorger oder Wohngenossen-

schaften steuern eigene Datenbestände in aggregierter 

Form bei.

•   �Erfahrungswerte bestätigen ggf. berechnete oder ge-

schätzte Kennzahlen.

•   �Anhand von spezifischen Kennwerten und Wärmebe-

darfsszenarien entsteht ein klareres Bild, wie sich das 

Potenzial der Wärmereduktion und der Erneuerbaren 

Energien darstellt. 

•   �Werden Unternehmen oder Privathaushalte zu Wärme-

verbrauchswerten befragt, agiert die Projektgruppe 

als Multiplikator und unterstützt öffentlichkeitswirksam 

solche Erhebungsmaßnahmen. 

Eine Projektgruppe hilft also, das Bild über den Wärmebe-

darf und das -potenzial Ihrer Kommune zu schärfen.

Akteure in einer Kommune

Bürger-
initiative

Bürger

Banken, 
Sparkassen

Kommune
(Bau-, Umweltamt, 

Stadtplanung,  
Wirtschaftsdezernat, 

Beschaffer, Klima-
schutzmanager)

Land- und 
Forstwirte

Stadt-
werke

Handwerk,
Wirtschaftext. 

Investoren, 
Projekt-

entwickler

Wissen-
schaft /  

Hochschulen

Fraktionen,
Parteien

Vereine,
Verbände

komm.
Unter-

nehmen

Nachbar-
kommune

Quelle: Nach Agentur für Erneuerbare Energien. Leitfaden Planungshilfe: Ein Netzwerk für die Wärmewende. 2016

>
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Schritt 3: Daten ermitteln
 

1. Bestandsanalyse Daten

Die Datengrundlage unterscheidet sich von Kommune 

zu Kommune und ist unter anderem von ihrer Größe 

abhängig. Wichtige Daten sind: 

	• �Aktueller und zukünftiger Wärmebedarf und Ge-

bäudebestand

	• �Vorhandene Infrastruktur zur Wärmeerzeugung und 

-verteilung (Netzstrukturen Gas- und Wärmenetze)

	• Heutige und zukünftige Verbrauchsstrukturen

	• �Lokale Verfügbarkeit von Wärme- und Abwärme-

quellen

	• Energetische Potenziale und Effizienzpotenziale

Weitere wichtige Daten zur Planung bzw. Relevanz 

unterschiedlicher Wärmeversorgungsstrukturen sind  

z. B. Altersstruktur, Generationenübergang durch Ver- 

erbung / Verkauf, bauliche Verdichtung, baukulturelle 

Aspekte, soziale Struktur oder Sanierungszyklen von 

Haustechnik und Heizungssystemen. 

Solche Werte liefern zum Beispiel GIS-Karten, Flur- 

karten, Flächennutzungs- und Bebauungspläne sowie 

Luftbilder. Sie als Kommune verfügen aber auch selbst 

über die relevanten Datensätzen, beispielweise aus 

der Registratur der Bauämter in Form von Baube-

schreibungen für Wohn- und Nichtwohngebäude 

(Gesamtwohnfläche, Geschossanzahl bzw. Geschoss-

fläche, Baujahr, umbauter Raum bzw. Nutzflächenbe-

rechnungen). Wirtschaftsförderungsämter können 

unter Umständen Betriebs- und Gewerbedaten bei- 

steuern. 

Andere Informationen, beispielsweise zum Sanie-

rungsstand oder zu Eigentümerverhältnissen, müssen 

dagegen aufwendig erhoben werden. Unterstützung 

erfolgt durch die oben beschriebenen Akteure aus der 

Projektgruppe. Fragebögen können über kommunale 

Medien (Amtsblätter, Gemeindehefte) oder anhand 

von Postwurfsendungen an Haushalte beworben 

werden. Größeren Erfolg versprechen persönliche 

Adressierungen sowie ein Begleit- bzw. Motivations- 

schreiben mit verständlichen Informationen zur Be- 

gründung der Umfrage und den Vorteilen für Bürge-

rinnen und Bürger. Bei Mehrfamilienhäusern bietet 

sich die Versendung von Fragebögen mit Anschreiben 

an Hausverwaltungen an. So können Sie die für 

gewöhnlich sehr niedrigen Rücklaufquoten deutlich 

erhöhen. 

Zudem ist es sinnvoll, bestehende Konzepte unter die 

Lupe zu nehmen wie etwa Klimaschutzkonzepte, 

energetische Quartierskonzepte, Wärmekataster oder 

Wärmekarten der Energieversorger.

Weitere öffentliche Datenquellen 

in Hessen

�•   �Geoportal Hessen (für Liegenschaftskataster,  

Luftbilder, Geofaktoren)

�•   �Solar-Kataster Hessen (zur Ermittlung von Energiepoten-

zialen) 

•   ��Hessische Gebäudetypologie und Gebäude- 

typologie Impulsprogramm Hessen (IWU)

�•   �Fachinformationssystem Grundwasser- und Trinkwasser-

schutz Hessen (GruSchu) 

•   �Geologie Viewer Hessen 

�•   �Geothermisches Potenzial: Projekt Hessen 3D  

(für Geothermische Potenzialkarten)

•   �Schornsteinfegerkataster 

•   �Wärmeatlanten der Stadtwerke

•   �Karten der Abwasserkanalnetzbetreiber

•   �Luftbildauswertungen und Ortsbegehungen

�•   �Angaben von Gebäudeeigentümern und  

-verwaltern

Bei jeder Form der Datensammlung, -speicherung und 

-nutzung müssen die Vorgaben des Datenschutzes beachtet 

werden.1)  

 

1)  �Der Datenschutz in der Bundesrepublik Deutschland richtet sich 

nach verschiedenen Vorschriften, indes speziell die Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO), das Bundesdatenschutzgesetz 

(BDSG) und für Hessen das Hessische Datenschutz- und Informa-

tionsfreiheitsgesetz (HDSIG) Anwendung finden.

>
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2. Wärmebedarf aktuell und zukünftig

Anhand des Wärmeplans können Sie als Kommune die 

aktuelle Situation und verschiedene Entwicklungen 

des Wärmebedarfs abschätzen und auf dieser Basis 

zielgerichtet eine energieeffiziente und CO2-minimierte 

Wärmeversorgung ansteuern. Im Wärmeplan geht es 

darum, frühzeitig zu erkennen, wie sich der Wärmebe-

darf in Zukunft entwickelt, wie er durch geeignete 

Effizienzmaßnahmen reduziert werden kann und ihn 

durch entsprechende Erzeugung vor Ort aufzufangen. 

Darüber hinaus soll die Wärmeerzeugung auf Erneuer-

bare Energien umgestellt werden.

Hierfür wird empfohlen, ein Energiebilanzmodell für 

Ihre Kommune zu erstellen. Die Grundlage ist der 

aktuelle Wärmebedarf bzw. der aktuelle Zustand des 

teilsanierten Bestands Ihrer Kommune. Dieses Verfah-

ren definiert zunächst für die Kommune typische bzw. 

„mittlere Gebäude“ oder Quartiere, für die der 

Wärmebedarf erfasst werden kann. Dann werden alle 

anderen Gebäude oder Quartiere diesen Typen zu- 

geordnet und der entsprechende Wärmebedarf für 

die gesamte Kommune hochgerechnet. Anhand von 

Wärmebedarfsentwicklungsszenarien wird zusätzlich 

der zukünftige Wärmebedarf unter Berücksichtigung 

von möglichen Sanierungs- und Effizienzmaßnahmen 

und sozial-strukturellen Trends (beispielsweise Alters-

struktur, Haushaltsgröße) abgeschätzt. Auf dieser Basis 

lassen sich sowohl der aktuelle Wärmebedarf, die 

Bedarfsentwicklung sowie das Temperaturniveau für 

die Wärmeversorgung der Kommune ableiten. 

Bei der Bildung von „mittleren Gebäuden“ und zur 

Berechnung der Szenarien kann das vom Institut für 

Wohnen und Umwelt (IWU) erstellte Modell für die 

Kalkulation von Zielerreichungsszenarien für den 

deutschen Wohngebäude-Gesamtbestand hilfreich 

sein. Die Methodik ist in diesen beiden Publikationen 

dargestellt: 

	• �BMVBS-Online-Publikation, Nr. 03/2013: Maßnah-

men zur Umsetzung der Ziele des Energiekonzepts 

im Gebäudebereich – Zielerreichungsszenario 

	• �Szenarienanalysen und Monitoringkonzepte im 

Hinblick auf die langfristigen Klimaschutzziele 

im deutschen Wohngebäudebestand. Bericht im 

Rahmen des europäischen Projekts EPISCOPE 

(September 2015)

Eine beispielhafte Umsetzung für ein Quartier ist das 

Integrierte Quartierskonzept Mainz-Lerchenberg des 

IWU im Auftrag der Stadt Mainz. 

Empfohlen wird eine erhebliche Reduktion des Wärme- 

bedarfs. Für den dann noch benötigten Energiebedarf 

sollen Erneuerbare Energien die Wärmeversorgung 

aus fossilen Brennstoffen ablösen. Dabei wird die 

Modernisierung des Gebäudebestandes schrittweise 

über mehrere Jahrzehnte erfolgen. Ziel der Bundes- 

regierung ist die Erreichung des energetischen Stan- 

dards des KfW Effizienzhaus 55 im Mittel über den 

Gebäudebestand im Jahr 2050. Das zuvor erstellte 

Wärmebedarfsentwicklungsmodell kann daher ange-

wendet werden, um die Erfordernisse zur Erreichung 

der Ziele mit einem Zielszenario abzubilden und die 

Lücke zwischen Zielszenario und Trendszenario aufzu- 

zeigen (siehe Schritt 6) sowie Maßnahmen abzuleiten. 

Die wichtigsten Faktoren, welche die Wärmebedarfs-

entwicklung der Gebäude beeinflussen und im Wärme- 

bedarfsentwicklungsmodell berücksichtigt werden 

sollen, sind in der Broschüre „Vom (K)althaus zum 

Energiesparhaus“ am Beispiel von Wohngebäuden 

dargestellt. Zur Sanierung von kommunalen Nicht-

wohngebäuden informiert das Land Hessen in der 

Broschüre „Modernisierung kommunaler Liegen- 

schaften, die sich wirklich lohnt“. 

Für folgende Bauteile sind in der Betrachtung und für  

die zukünftige Planung Kennwerte zu ermitteln, welche 

den Sanierungsgrad und den aktuellen Wärmebedarf 

anzeigen: Dach (inkl. oberste Geschossdecke), Keller-

decke, Außenwand (Fläche, Wärmedurchgangskoeffi-

zienten der einzelnen Teilflächen), Fenster und Haus-

türen, installierte Anlagentechnik der Raumheizung 

und der Warmwasserbereitung. 
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2)  �Mittlere Energiekennwerte für den teilmodernisierten Wohnge-

bäudebestand (Zustand 2009) differenziert nach Energieträgern 

und separat für Heizung und Warmwasser (Bruttowärmebedarf 

multipliziert mit jeweiliger Endenergie-Aufwandszahl) finden sich 

hier: http://s2.building-typology.eu/abpdf/DE_N_01_EPISCO-

PE_CaseStudy_TABULA_National.pdf (Seite 4 und 5). Dies sind 

mit dem Standardverfahren berechnete Kennwerte, die jeweils 

noch mit dem Kalibrierungsfaktor auf typisches Verbrauchsniveau 

bezogen (und auf Wohnfläche umgerechnet) werden müssen.

Um den kumulierten Wärmebedarf und die zukünftige 

Wärmebedarfsentwicklung in einer fundierten Nähe-

rung darzustellen, sollten auch geplante Neubauten, 

also die zukünftige Wohn- und Gewerbeentwicklung 

berücksichtigt werden. Dazu zählen Veränderungen in 

der Bevölkerungsentwicklung, Eigentümerstruktur, 

Leerstandsquote und Gebäudenutzung. Beispielsweise 

kann sich durch einen Besitzerwechsel die Anzahl der 

Bewohnerinnen und Bewohner erhöhen. Zwangsläufig 

steigt der Bedarf für Warmwasser. 

Natürlich können auch Klimawandel und steigende 

jährliche Durchschnittstemperaturen die Wärme- und 

Kältebedarfsentwicklung beeinflussen. Üblicherweise 

werden Indikatoren wie die Erwerbstätigkeit und 

Transferleistungen von Nutzerinnen und Nutzern, der 

Anteil der Sozialwohnungen oder der Lebenslagen- 

index zur Beurteilung der Umsetzungswahrscheinlich-

keit von Modernisierungsmaßnahmen und der Wärme- 

bedarfsentwicklung herangezogen. Im Bedarfsent-

wicklungsmodell werden diese Faktoren zusammen 

mit dem Modernisierungsfortschritt anhand von Kenn- 

werten berücksichtigt. Schwierig zu kalkulieren sind 

jedoch u. a. eine Vielzahl von individuellen Entschei-

dungen der Gebäudeeigentümerinnen und -eigen- 

tümer und der Nutzerinnen und Nutzer. 

Der Wärmebedarf von Gewerbe, Handel und Dienst-

leistungen (GHD) sowie Industrie ist maßgeblich, aber 

oftmals schwer abzuschätzen und deshalb ein Sonder-

fall. Ideal wäre es, wenn Sie konkrete Kennzahlen von 

Schlüsselunternehmen ausfindig machen, die auf alle 

Unternehmen der Kommune hochgerechnet werden. 

Sind alle Daten gesammelt, kann der kumulierte 

Wärmebedarf pro Fläche und Jahr berechnet werden –  

die sogenannte Wärmebedarfsdichte. Auch unter-

schiedliche Temperaturniveaus und die Maximal- und 

Minimalwärmeleistung in der kalten und warmen 

Jahreszeit gehen daraus hervor.

Vorgehensvorschlag bei der Erstellung 

eines Wärmebedarfsentwicklungs- 

modells

1.  �Auf Basis von GIS-Analysen werden die Grundflächen, 

Nutz- und Wohnflächen sowie Hüllflächen der Gebäude 

der Kommune abgeschätzt. 
 

2.  �Im nächsten Schritt werden Baualters- und Größen-

klassen in Anlehnung an die Hessische Wohngebäude-

typologie gebildet. Dabei wird zwischen Wohn- und 

Nichtwohngebäuden unterschieden. 
 

3.  �Informationen zum energetischen Zustand (z. B. mittels 

Energieprofil-Fragebogen) und ggf. zum Energiever-

brauch für Heizung und Warmwasser sollten mittels 

einer Befragung der Gebäudeeigentümer erhoben 

werden. Falls eine Befragung nicht möglich ist, bedarf  

es zumindest der visuellen Zuordnung der Einzel- 

gebäude zu Baualters- und Größenklassen. Auch hier 

kann auf bestehende Konzepte zurückgegriffen werden, 

wie beispielsweise CO2-Bilanzierungen im Rahmen der 

Klimakommunen. 
 

4.  �Durch Aggregation werden sogenannte „mittlere Ge-

bäude“ je Gebäudetyp (Baualters- / Größenklasse) ge-

bildet, die jeweilige Häufigkeit dieser Gebäudetypen in 

der Kommune ermittelt und auf dieser Basis ein Energie-

bilanzmodell für die Szenarienberechnung erstellt (vgl. 

Concept of „Average Buildings“).2) Falls keine Erhebung 

stattgefunden hat und der tatsächliche mittlere Zustand 

der Gebäudetypen nicht bekannt ist, sollte der Ansatz 

von Modernisierungsgraden je Bauteilart aus der letzten 

bundesweiten Datenerhebung Wohngebäudebestand 

2016 (IWU) angewendet werden.
 

5.  �Zur Abschätzung der Bedarfsentwicklung anhand des 

Energiebilanzmodells sollten die konkreten Verbrauchs-

werte (straßenzugsweise) beschafft werden. Bei Erdgas 

oder Fernwärme kann hierfür auf den örtlichen Energie-

versorger zugegangen werden. Alternativ werden die 

Verbrauchswerte von Gebäudeeigentümern bereits im 

Rahmen der oben genannten Befragung ermittelt. Diese 

können dann mit dem nach Energieträgern differenzier-

ten Energiebilanz-Modell für den Ist-Zustand mit dem 

gemessenen Verbrauch verglichen werden. Abschlie-

ßend werden Energiebilanzszenarien für die Bedarfs-

entwicklung mit mehreren Stützpunkten (beispielsweise 

2030 als typischer Betrachtungshorizont für Gebäude-

eigentümer) in der Zukunft berechnet. Unterschieden 

werden Szenarien, die den Trend (Ansatz derzeitiger 

Modernisierungsraten) beschreiben, und Szenarien für 

die Zielerreichung (z. B. Klimaschutz-Ziele des Landes 

Hessen) (siehe unten Schritt 6). 

>

Quelle: IWU
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3. Aktuelle und zukünftige Erzeugungsanlagen  

und Netzinfrastruktur

Für die Verteilung von Wärme spielt die Netzinfra-

struktur bestehender Wärmenetze und Gasleitungen 

eine wichtige Rolle. Diese sollten Sie daher für Ihre 

Wärmeplanung erfassen. Dabei helfen folgende 

Fragen:

	• �Wärmenetze: Wer sind die Betreiber? Sind die  

derzeitigen Netze rentabel? Gibt es Erweiterungs-

möglichkeiten? Welche technischen Vorausset-

zungen sind gegeben (Dämmung, Querschnitt, 

Material, Alter, Vorlauf- und Rücklauftemperatur, 

Fließgeschwindigkeiten, Netzstruktur)?

	• �Gasnetz: Wer hält die Konzessionen? Ist eine Er- 

weiterung oder flexible Nutzung, beispielsweise 

durch die Einspeisung von Biomethan, möglich?

Für die Frage, wie der Wärmebedarf heute und 

zukünftig durch die bestehende Infrastruktur der 

Wärmeversorgung gedeckt werden kann, sollte eine 

Reihe von Parametern beachtet werden. Zum einen 

müssen neue Wärmenetze der Wärmebedarfsentwick-

lung Rechnung tragen. Die Reduktion der Wärmebe-

darfe durch Effizienzmaßnahmen der Gebäude geht 

vor und sollte in der Wärmenetzplanung unbedingt 

berücksichtigt werden. Nur so wird sichergestellt, dass 

die Wärmeversorgung auch zukünftig noch wirtschaft-

lich ist. 

Zum anderen muss der richtige Technologiemix von 

zentralen und kleineren Inseln von Wärmenetzen oder 

dezentralen Wärmeversorgungslösungen gefunden 

werden. Aber Achtung: Nicht jede Technologie ist 

beliebig kombinierbar. So verlangen beispielsweise 

Geothermieanlagen eine wesentlich geringere Netz-

temperatur, als die meisten geläufigen Wärmenetze 

derzeit aufweisen. In vielen Fällen wird hierfür der Be- 

griff der kalten Nahwärme angewendet (siehe Praxis-

beispiel 3). Für die Ausgestaltung von Wärmenetzen 

spielen insbesondere die Trassenlänge, Vorlauftempe-

ratur, Leitungsdämmung und damit der Wärmeverlust 

eine wichtige Rolle. Ebenso können über diese Para- 

meter Kosten- und Preisfaktoren für bestehende 

Wärmenetzinfrastrukturen bewertet werden. Restrik- 

tionen können die vorhandenen Wärmepotenziale 

zusätzlich einschränken: 

	• �Wärmenetze rentieren sich erst mit einer bestimm-

ten Anschlussquote. Das Potenzial insgesamt steigt 

mit der Anzahl der Anschlüsse und der Höhe der 

jeweiligen Wärmebedarfe. Gleichzeitig steigen die 

Wärmeverlustkosten für jeden Anschluss deutlich 

an, wenn Gebäude aus bestehenden Netzen her-

ausfallen. Eine Anschlusspflicht ist rechtlich mög-

lich, führt aber oftmals zu Widerstand der Betroffe-

nen und ist deshalb nur bedingt empfehlenswert. 

Zu rechtlichen Fragen rund um den Anschluss- und 

Benutzungszwang können Sie sich auf den Seiten 

des Energieeffizienzverbands AGFW weiter infor-

mieren.3)

	• �Neuwertige Kessel werden in der Regel nicht aus-

getauscht. Hilfreich ist daher eine Schätzung, wie 

viele der heute installierten Erzeugungsanlagen 

(Gaskessel) in einem bestimmten Zieljahr noch in 

Betrieb sein werden.

	• �Auch bei der Nutzung der Geothermie gibt es 

Flächenrestriktionen. Zum Beispiel können Schutz-

gebiete oder Abstandsregelungen für Kleinan-

lagen Bohrungen verhindern. Oberflächennahe 

Erdkollektoren unterliegen weitaus geringeren 

Restriktionen.

Die Konzeption von Wärmenetzen ist eng verknüpft 

mit der Wärmebedarfsentwicklung. Bestehende  

bzw. überdimensionierte, nur auf den aktuellen und 

nicht den zukünftigen Wärmebedarf ausgerichtete 

Wärmenetze sind oftmals mit der Herausforderung 

konfrontiert, dass mit fortschreitender Modernisie-

rungstätigkeit bei Gebäuden auch tendenziell die 

Netztemperatur abnehmen wird. Wärmenetze müssen 

zukunftsfähig sein. Es muss also parallel zur Wärme- 

bedarfsentwicklung durch Modernisierungsmaßnah-

men die bestehende Netzinfrastruktur angepasst  

und verbessert werden, die Gebäudeseite muss somit 

strategisch angedacht und umgesetzt werden. In 

anderen Worten: Wärmenetze können nur dann 

zukunftsfähig ausgelegt werden, wenn die zukünftige 

Sanierung von Gebäuden mitgedacht wird. 

 

3)  �Anschluss- und Benutzungszwang: https://www.agfw.de/energie-

wirtschaft-recht-politik/recht/anschluss-und-benutzungszwang/
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Schritt 4: Alle Beteiligten an Bord  

holen – Information politischer Gremien  

und der Bürgerschaft 

 

Politische Gremien und die Bürgerschaft sind wichtige 

Mitträger von kommunalen Vorhaben – und sie tragen 

Konzepte und Maßnahmen nur mit, wenn sie darüber 

Bescheid wissen und verstehen, was Sie vorhaben. 

Daher ist es wichtig, dass sie von Beginn an informiert 

werden. Wo steht die Kommune heute? Ist sie auf 

einem guten Weg? Welche Ziele verfolgt die Kommu-

ne? Welche Wärmereduktion ist insgesamt durch 

Effizienzmaßnahmen möglich? Und welche Potenziale 

sind vorhanden? Wie kann der restliche Energiebedarf 

gedeckt werden? Am Ende der ersten Phase können 

Sie über den Status-Quo des Wärmebedarfs, den 

Bestand der Erzeugungsanlagen und der Gebäude-

strukturen sowie über die Potenziale berichten. Und 

Sie können praktisch erläutern, warum eine Wärmepla-

nung für die Kommune vor allem der Zukunftssiche-

rung dient. Denn die Wärmeplanung verringert das 

Abhängigkeitsrisiko von Preissteigerungen und 

unkalkulierbaren variablen Kosten fossiler Wärmever-

sorgung. 

Je anschaulicher Sie als Kommune die Ergebnisse 

aufbereiten, desto verständlicher transportieren Sie 

das komplexe Thema. Ordnen Sie Ihre Aktivitäten am 

besten auch im regionalen und deutschlandweiten 

Kontext ein. Und weisen Sie darauf hin, dass eine 

Wärmeversorgungslösung nur dann nachhaltig ist, 

wenn sie auf umfassende Wärmeeffizienzmaßnahmen 

aufbaut. Handlungsoptionen sollten so gestaltet 

werden, dass sie genau diesen Fall unterstützen.

Es empfiehlt sich, politische Gremien in einer öffentli-

chen Sitzung zu informieren und Pressematerial für die 

öffentliche Berichterstattung bereitzustellen. Zusätz-

lich bieten sich Formate wie ein Infomarkt an, um die 

Ergebnisse der Öffentlichkeit zu präsentieren. Ziel ist, 

Interesse bei den lokalen Akteuren und den Bürgerin-

nen und Bürgern zu wecken, um Unterstützung zu 

werben und sie zum Mitmachen zu motivieren. 
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Seit 2008 werden, sofern möglich, die in das Fernwärme-Verbundnetz 

der ESWE Versorgungs AG einspeisenden Wärmeerzeugungsanlagen 

systematisch auf Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und auf den Einsatz re-

generativer Energien umgestellt. In einer ersten Phase wurden erdgasbe-

triebene Blockheizkraftwerke mit einer thermischen Leistung von  

ca. 6 MW zur Grundlastabdeckung in die Erzeugung integriert. Etwa  

4 MW davon wurden bis 2012 auf Biomethanbetrieb umgestellt. 2014 

kam ein Biomasse-Heizkraftwerk mit einer thermischen Leistung von  

25 MW zur weiteren Grund- und Mittellastabdeckung hinzu.

ESWE beteiligt sich aktuell am Bauprojekt für ein weiteres Kraftwerk zur Verwertung von Haus- bzw. Gewerbe-

müll, das in die Fernwärmeerzeugung eingebunden wird. Parallel dazu läuft ein Ausbau des Fernwärmenetzes 

in Bereichen der Wiesbadener Innenstadt mit überwiegend denkmalgeschützter Bausubstanz. 

Quelle: 33

Praxisbeispiel 1: Integration Denkmalschutz – Fernwärme auf Basis von  
Erneuerbaren Energien für die denkmalgeschützte Innenstadt in Wiesbaden

Biomasseheizkraftwerk der ESWE

Phase 2 – Das Versorgungskonzept  
entwickeln
 

Ein umsetzbares, wettbewerbsfähiges und nachhaltiges Versorgungskonzept erarbeiten – das ist das  

Ziel in Phase 2. Dabei stehen für Sie als Kommune zentrale Fragen im Fokus: Wie können positive Aus- 

wirkungen wie die Reduzierung von Klimagasen oder regionale Wertschöpfung in Ihrer Kommune mög-

lichst hoch und negative Effekte auf Landschaft und Energiepreise möglichst niedrig gehalten werden? 

Wie lassen sich Effizienzmaßnahmen zur Reduzierung des Wärmebedarfs vermitteln und umsetzen?  

Und: Wie kann die Akzeptanz für mögliche Baumaßnahmen in der Bevölkerung erhöht werden?

 

Schritt 5: Geschickt kombiniert – Sanie-

rungsmaßnahmen, Wärmenetze und dezen-

trale Lösungen prüfen

Mit Maßnahmen zur Wärmeeffizienz durch Sanierung 

von Gebäuden können Sie als Kommune erfolgreich 

Ihren Wärmebedarf reduzieren. Bevor Sie über die 

zukünftige Wärmeversorgungslösung nachdenken, 

sollten Sie alle Hebel der Wärmeeffizienz in Bewegung 

setzen. Wärmenetze können dann auf einer optimier-

ten Wärmebedarfsentwicklung aufsetzen. Netzinfra-

strukturen sind zwar oftmals wirtschaftlicher als Einzel- 

lösungen, dennoch nicht überall sinnvoll, beispielsweise 

wenn es darum geht, weiter abgelegene Gebäude  

zu versorgen. Sie sollten als Kommune außerdem  

 

darauf achten, eine parallele Infrastruktur zu vermeiden. 

Das bedeutet: Ein Versorgungskonzept bzw. Wärme-

plan kann eine sinnvolle Kombination sein aus …  

 

… Sanierungsmaßnahmen,

… Wärmenetzen/Wärmeverbundlösungen sowie

… �Einzellösungen für Erzeugungsanlagen in Privat-

haushalten, kommunalen Liegenschaften und 

Unternehmen.

Dabei muss auch die Zukunft betrachtet werden: Ist 

ein Netz noch wirtschaftlich, wenn sich der Bedarf auf 

Grund von energetischen Sanierungs- und Effizienz-

maßnahmen reduziert hat?
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Sanierungsmaßnahmen

Energieeffizienz ist eine kostengünstige Form der Ein- 

sparung von Treibhausgasen. Sie leistet einen wesent-

lichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Vermeidung 

unerwünschter Folgen des Klimawandels. Damit die 

bundesweiten Klimaschutzziele erreicht werden 

können, muss die Endenergieeinsparung in Gebäuden 

mindestens 54 Prozent betragen. Das Land Hessen 

formuliert in seinem Integrierten Klimaschutzplan 

Hessen 2025 hierfür eine signifikante Erhöhung der 

Sanierungsquote. Dies sollte verstärkt durch Kommu-

nikations- und Fördermaßnahmen unterstützt werden. 

Beispielsweise kann eine aufsuchende Beratung 

kombiniert mit kommunaler Förderung die Sichtbar-

keit und Attraktivität von Angeboten energetischer 

Sanierung deutlich erhöhen. Wärmenetze müssen sich 

damit nach dem erforderlichen Wärmeversorgungs-

niveau nach Ausschöpfung der Potenziale zur Bedarfs-

reduzierung richten.

Wärmenetze / Wärmeverbundlösungen

Für die Wärmeversorgung müssen Lösungen gefunden 

werden, welche die unterschiedlichen Temperatur-

niveaus der Nutzergruppen adäquat und effizient mit 

geeigneten Technologien und Infrastrukturen auf 

Erzeugerseite verknüpfen. Dabei muss zwangsläufig 

die vor Ort vorhandene Infrastruktur berücksichtigt 

werden. D. h., es sollte geprüft werden, inwiefern 

vorhandene oder potenziell neue Wärmenetze den 

aktuellen und zukünftigen Wärmebedarf adäquat be- 

dienen können. Mögliche technische Erweiterungen 

bestehender Wärmenetze können sein:

	• �Ausbau des Wärmenetzes mit partiellem Rückbau 

des Gasnetzes

	• �Erweiterung des Wärmenetzes durch Einspeisung 

von Abwärme

	• �Wärmeversorgungskonzepte auf Basis von Bio-Gas 

und synthetischem Gas

*

In Friedrichsdorf im Vordertaunus entsteht eine nachhaltige 

ÖkoSiedlung, die familiengerechtes Wohnen mit einem 

umweltgerechten Wärmekonzept verbindet. Schon vor den 

ersten Bauarbeiten Ende 2016 wurden alle Maßnahmen 

getroffen, um das Entstehen der ÖkoSiedlung für die An-

wohner und alle Beteiligten sowie für Tier- und Pflanzen-

welt so schonend wie möglich zu gestalten. Dazu zählen 

auch der Einsatz regenerativer und ressourcenschonender 

Energien sowie eine klimafreundliche Bauweise der Öko-

Siedlung. Der Schlüssel dazu sind die zentrale Energiever-

sorgung und ein Nahwärmenetz. Intelligent kombiniert, 

liefern künftig ein Eisspeicher, eine Großwärmepumpe, 

ein Blockheizkraftwerk, ein moderner Gasbrennwertkessel 

sowie Solarabsorber und PVT-Systeme (Photovoltaik und 

Solarthermie) den Bewohnern zuverlässig, effizient und be-

darfsgerecht Wärme zum Heizen und für Warmwasser. Der 

unter der Erde liegende Eisspeicher funktioniert, verein-

facht beschrieben, folgendermaßen: Im Winter wird dem 

Wasser im Speicher die benötigte Energie für Raumwärme und Warmwasserbereitung mittels einer großen Wärme-

pumpe entzogen. Durch die Abkühlung friert der Speicher langsam zu. Im Sommer taut das Eis durch die Wärme 

aus den Solarabsorbern und den PVT-Systemen wieder auf, bevor der Kreislauf im Winter von Neuem beginnt. Das 

Projekt wurde mit Mitteln des europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gefördert.

Quelle: 34

Praxisbeispiel 2: Integration Erneuerbare Energien – ÖkoSiedlung  
Friedrichsdorf mit umweltgerechtem Wärmekonzept

Energetisches Konzept ÖkoSiedlung Friedrichsdorf 



18 Die Wärmewende voranbringen

Die Stadtwerke Bad Nauheim errichten im Neubaugebiet Bad Nauheim 

Süd eine innovative Wärmeversorgung: Bei der Kalten Nahwärme wird 

dem Erdreich über spezielle Kollektoren in einer Tiefe von 1,5 bis 3  

Metern Wärme entzogen. Mit Strom aus Erneuerbaren Quellen betrie-

bene Wärmepumpen der Stadtwerke, die an jedem Gebäude installiert 

werden, erhöhen die Vorlauftemperatur des Wassers von etwa 10 Grad 

auf bis zu 55 Grad. Die Kalte Nahwärme kann im Sommer auch „um- 

gekehrt“ funktionieren. Statt zu heizen, können Gebäude damit auch  

auf natürliche Weise gekühlt werden, so dass die Raumwärme bis zu  

7 Grad unter der jeweiligen Außentemperatur liegen kann. Im Vergleich 

zu klassischen Wärmeversorgungen entstehen keine Wärmeverluste. Weil die Quartierslösung der Stadtwerke 

im Rahmen eines Wärme-Contractings angelegt ist, gibt es weder zusätzliche Wartungs- noch Unterhalts- 

kosten während der gesamten Vertragslaufzeit. Hinzu kommt eine Preisgarantie bis 2026 für die abgenommene 

Wärme.

Quelle: 35

Praxisbeispiel 3: Integration Erneuerbare Energien – Bad Nauheim 

Verlegung von Deutschlands größtem  

Kollektorfeld im Baugebiet Bad Nauheim

	• �Wärmenetze mit Einspeisung von Solarthermie

	• �Wärmenetze mit Einspeisung von Geothermie 

	• �Wärmenetze mit Einspeisung einer Kombination 

von Erneuerbaren Energien und BHKW

	• �Kalte Wärmenetze

 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen bieten eine hoch- 

wertige Strom- bzw. Wärmeerzeugung für Industrie- 

abnehmer mit einem Hochtemperaturbedarf. Auch 

Abnehmer für niedrige Temperaturen können an-

schließend von der verbleibenden Wärme profitieren. 

Daher bietet es sich an, sich hierauf zu konzentrieren. 

Geeignete Quartiere für Nahwärmenetze lassen sich 

mit Hilfe eines Kriterienrasters finden. Solche Merk- 

male sind etwa Gebäudeart, Baualtersklasse, Bebau-

ungsdichte, installierte Energieinfrastruktur, Sanie-

rungsstand und Eigentümerstruktur. Hierfür gibt es 

unterschiedliche Anleitungen. Eine vereinfachte 

Version finden Sie im Leitfaden der Böllstiftung.  

Eine weitere Quelle ist die Potenzialanalyse des 

Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt. 

Einzellösungen

Bei gebäudeindividuellen Konzepten herrscht ein 

Wettbewerb zwischen leitungsgebundenen Energie-

trägern – wie Erdgas oder Biogas – nicht-leitungsge-

bundenen Fest- und Flüssigbrennstoffen – wie Erdöl, 

Flüssiggas und Pellets – und weiteren Erneuerbaren 

Energien – wie Solarthermie oder auch Geothermie. 

Entscheidend sind hier die technischen Möglichkeiten 

eines Gebäudes, der energetische Standard, die 

Nutzer und ihre Anforderungen. Sanierte Bestandsge-

bäude und energieeffiziente Neubauten haben einen 

geringen Wärmebedarf und ein niedriges Temperatur-

niveau. Unsanierte Gebäude und die Industrie hin-

gegen benötigen deutlich höhere Temperaturen. 

Wärmepumpen kommen nur für Niedrigtemperatur-

Haushalte in Frage.
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Schritt 6: Was wäre wenn? Mögliche  

Auswirkungen des Wärmeplans mit  

Szenarien aufzeigen

Wie könnten die Wärmeeffizienz und die Wärmever-

sorgung konkret in Zukunft aussehen? Szenarien 

zeigen, welche Entwicklungen es unter bestimmten 

Bedingungen geben könnte. Sie stellen wesentliche 

Zusammenhänge dar und berücksichtigen zentrale 

Entwicklungen in den Bereichen Demografie, Wirt-

schaft, Rohstoffpreise und Nutzung der landwirtschaft-

lichen Fläche.

Szenarien helfen dabei, festzustellen, wie sich unter-

schiedliche Gewichtungen und Kombinationen von 

Anlagen und Maßnahmen auf das Versorgungssystem 

auswirken. So können Sie ableiten, welche Umset-

zungsvariante für Ihren Zuständigkeitsbereich sinnvoll 

ist.

Prinzipiell immer durchgespielt werden sollte das so- 

genannte Trendszenario. Denn es liefert wichtige 

Erkenntnisse darüber, was passiert, wenn die Kommu-

ne weiter verfährt wie bisher und keinen Wärmeplan 

entwickelt und umsetzt. 

Das Zielszenario ist eine möglichst 100-prozentige 

Wärmeversorgung aus Erneuerbaren Energien im Jahr 

2050 auf der Basis umfangreicher Wärmebedarfsreduk- 

tion. Diese Szenarien beschreiben, was die Kommune 

für dieses Ziel tun muss: Wie kann das Wärmebedarfs-

reduktionspotenzial berücksichtigt und möglichst 

ausgeschöpft werden? Welche technischen Anlagen 

sind für die Wärmeversorgung notwendig? Was kosten 

sie? Wer muss beteiligt werden? Welche Flächen 

müssen genutzt werden? 

Szenarien im Vergleich: Vor- und Nachteile

Nachdem die einzelnen Szenarien aufgestellt wurden, 

ist es wichtig, deren einzelne Bestandteile mitein- 

ander zu vergleichen. Denn in den seltensten Fällen 

gibt es nur die eine richtige Lösung. Szenarien haben 

unterschiedliche Vor- und Nachteile, die über Bewer-

tungskriterien gegeneinander abgewogen werden. 

Dann liegt es an den politischen Entscheidungs- 

trägern und an den Bürgerinnen und Bürgern zu 

entscheiden, welche Vorteile schwerer wiegen und 

welche Nachteile in Kauf genommen werden müssen. 

Das lässt sich zum Beispiel grafisch in einer Matrix 

festhalten und im Rahmen eines moderierten Work-

shops diskutieren.

Folgende Kriterien helfen, Szenarien  

zu vergleichen und bewerten 

•   �Klimaschutz und Ressourceneffizienz: Wie viele fossile 

Brennstoffe reduziert das Szenario und wie wirksam 

schützt es das Klima? Je nach Szenario ist der Versor-

gungsgrad durch den Grad der Energieeffizienz bzw. 

durch die Erneuerbaren Energien unterschiedlich hoch. 

Dies beeinflusst auch den Ausstoß von Treibhausgasen. 

•   �Wirtschaftlichkeit: Wie entwickeln sich die Kosten für 

Brennstoffe? Welche laufenden Kosten für Wartung und 

Reparaturen fallen an und welche Kostensteigerungen 

sind zukünftig zu erwarten? Weiterhin relevant: Wie ent-

wickelt sich zukünftig der Wärmebedarf? 

•   �Kommunale Wertschöpfung: Entstehen in den Szena-

rien neue Arbeitsplätze, erhöht das die Einnahmen der 

Stadtwerke und die Kundenbindung. Die kommunale 

Wertschöpfung ist beispielsweise dann am größten, 

wenn auf fossile Rohstoffe verzichtet wird oder Rohstoffe 

für Bioenergie direkt vor Ort erzeugt werden. 

•   �Versorgungssicherheit: Wird die Wärme überwiegend 

aus Strom erzeugt, ist sie stark abhängig von der lang-

fristigen Strompreisentwicklung. Daher empfiehlt es sich, 

Anlagentypen kombiniert mit Speicheroptionen flexibel 

einzusetzen. Das erhöht die Versorgungssicherheit. 

•   �Gesellschaftliche Umsetzbarkeit: Trägt die Bevölke-

rung den Umbau in der Wärmeversorgung mit? Ist die 

Akzeptanz für Nahwärme hoch genug, um die Mindest-

anschlussquote zu erreichen? Stehen die Privathaushalte 

hinter einer erhöhten Quote von Sanierungsmaßnah-

men? Diese Fragen sind sehr wichtig, denn es hängt 

stark von der gesellschaftlichen Akzeptanz ab, ob Sie in 

Ihrer Kommune oder auch in Ihrem Kreis ein technisch-

ökonomisch sinnvolles Szenario tatsächlich realisieren 

können. 

•   �Umwelt-Auswirkungen: Die Umweltbelastung der 

Region durch Schadstoffe kann je nach Szenario unter-

schiedlich stark sein. Und: Sie ist nicht zwangsläufig an 

den Anteil Erneuerbarer Energien gekoppelt. 

>
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Schritt 7: Vor und Nachteile abwägen –  

Szenarien sind ein Gemeinschaftswerk

Größere Wärmeabnehmer, Investoren und die lokale 

Energiebranche sind wichtige Projektpartner, um 

Potenziale, Szenarien und Kriterien eines Wärmeplans 

zu entwickeln. Idealerweise haben Sie als Kommune 

diese bereits vorher alle für die Arbeit in der Projekt-

gruppe eingeladen. Wenn nicht: Holen Sie sie früh- 

zeitig und vor allem zur Szenarien-Bewertung mit ins 

Boot. Denn: Die Szenarien beruhen lediglich auf 

Schätzungen. Lokalakteure kennen die Entwicklungen 

vor Ort oft besser und können dazu beitragen, die 

Szenarien zu bewerten, ob die Schätzungen realistisch 

sind. Diese Bewertung können Kommunen ähnlich wie 

bei einem TÖB-Termin (Träger Öffentlicher Belange) 

in einem Workshop ausrichten. Auch Einzelkonsulta-

tionen sind denkbar.

Nachdem Sie die Szenarien gemeinsam mit den Pro- 

jektpartnern und sonstigen Experten diskutiert und 

bewertet haben, sollten die Szenarien in einem grö- 

ßeren Kreis über die Projektgruppe hinaus priorisiert 

werden. Weitere Experten beispielsweise aus den 

Wirtschafts- und Sozialverbänden, aber auch Bürge-

rinnen und Bürger eignen sich dafür. Stellen Sie zum 

Beispiel auf einer Informationsveranstaltung die 

Szenarien und Bewertungen vor und diskutieren diese 

in Kleingruppen. Eine neutrale Moderation arbeitet 

die Präferenzen für bestimmte Bewertungskriterien 

heraus, um anschließend im Plenum zu priorisieren. 

Das stellt sicher, dass das gewählte Szenario für alle die 

beste Lösung ist. Ein weiteres Plus: Eine gemeinsame 

Entscheidung fördert die Akzeptanz und motiviert die 

lokalen Akteure dazu, bei der Umsetzung des Wärme-

plans zu unterstützen. 

Schritt 8: Politische Gremien entscheiden 

und geben grünes Licht 

Ist das gemeinsam priorisierte Szenario gefunden, wer- 

den die Szenarien den zuständigen politischen Gre-

mien wie der Gemeindevertretung, der Stadtverord-

netenversammlung oder dem Kreistag vorgelegt –  

das priorisierte Szenario ist dabei die klare Umset-

zungsempfehlung. Die Entscheidung über ein Wärme-

szenario liegt bei den kommunalen Gremien. Mit ihrer 

Zustimmung geben sie das Mandat für die Erstellung 

und Umsetzung des Wärmeplans. Durch die klare  

politische Festlegung werden Doppelstrukturen ver- 

mieden und knappe finanzielle, personelle und 

zeitliche Ressourcen zielführend und effizient einge-

setzt.  

Schritt 9: Endspurt für den Wärmeplan – 

Fertigstellung inkl. Umsetzungskonzept

Nun gilt es, alle Arbeitsergebnisse zu bündeln. Der 

Wärmeplan fasst alle Karten, Berechnungen und 

Analysen für das beschlossene Szenario zusammen. 

Dazu gehören auch ein Umsetzungsplan mit Maßnah-

men und Projekten, ein Ergebnisbericht und ein 

Dokumentenpaket. Es muss dargestellt werden, wer 

was in welchem konkreten Zeitraum umsetzen kann, 

wie Finanzierung und wie mögliche Kooperationen 

aussehen müssten. Der Wärmeplan umfasst damit 

neben den notwendigen technischen Ergebnissen 

auch konkrete Anleitungsschritte, Verantwortlichkeiten 

und einen Zeitplan.  

Schritt 10: Der Wärmeplan wird offiziell

              a) Nach der Fertigstellung wird es offiziell:      

              Idealerweise wird der Wärmeplan im Rah-

men einer öffentlichkeitswirksamen Veranstaltung an 

Verwaltung, Projektgruppe und politische Vertreter 

übergeben. 

 

              b) Zusätzlich wird empfohlen, dass die zu- 

              ständigen Gremien einen Grundsatzbeschluss 

herbeiführen. Damit verpflichtet sich die Politik zur 

Umsetzung. Die Verwaltung erhält somit das Mandat, 

Personal und Ressourcen für die Umsetzungsplanung 

bereitzustellen. 

 

c) Es bietet sich an, diesen wichtigen Schritt 

mit zusätzlichen Kommunikationsmaßnahmen  

wie z. B. einer Bürgerinformationsveranstaltung zu 

begleiten. Hier wird der Wärmeplan vorgestellt und 

die Umsetzung angekündigt. 
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Phase 3 – Den Wärmeplan umsetzen
 

Der Wärmeplan steht und er ebnet damit den strategischen Weg Ihrer Kommune hin zu einer Wärme- 

versorgung der Zukunft. Die bisher erzielten Ergebnisse geben die Richtung an. In der nächsten Phase 

gilt es, konkrete Schritte auf diesem Weg festzulegen, das bedeutet: Sie steigen nun in die Feinplanung 

ein und setzen konkrete Maßnahmen der Wärmebedarfsreduktion und der Wärmeversorgung durch  

Erneuerbare Energien um. Die Projektgruppe spielt hierbei eine besondere Rolle: Sie war im Idealfall bei 

allen Prozessschritten beteiligt und kann eigene Projekte anstoßen. 

Schritt 11: Die Umsetzungsplanung –  

Finanzierung und Betreibermodell festlegen 

Rahmen für Finanzen und Personal

In der Umsetzungsplanung legt die Kommune die 

nächsten Schritte und die finanzielle und personelle 

Ausstattung fest. Da wo es nötig ist, werden Stellen 

geschaffen und Beschlüsse gefasst.

So kann die Kommune den Wärmeplan realisieren:

	• ��Maßnahmen in der Bauleitplanung festschreiben, 

z. B. durch Vorranggebiete

	• �Eigene Liegenschaften als Vorreiter an den Start 

bringen

	• �Vorgesehene Maßnahmen durch Machbarkeits- 

und Wirtschaftlichkeitsanalysen untermauern

	• �Städtebauliche und privatrechtliche Verträge ab-

schließen 

	• �Kommunale Fördertöpfe für Unternehmen schaffen

	• �Bürgerinnen und Bürger über landes- und  

bundesweite Förderprogramme, die Anreize  

schaffen, in Effizienzmaßnahmen zu investieren, 

informieren 4) Fußnote auf Folgeseite 

	• �Entscheiden, welches Betreibermodell am besten 

passt, falls ein neues Wärmenetz gebaut oder ein 

bestehendes Netz erweitert werden soll 

 

Finanzielle Unterstützung und steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten: Haus-

eigentümer haben eine Reihe von Vorteilen, wenn ihre Immobilie in einem 

Sanierungsgebiet steht. Ein solches Gebiet hat die Gemeinde Niestetal in 

Sandershausen ausgewiesen. Wichtig: Jeder, der in diesem Gebiet etwas an 

seinem Gebäude oder seinem Grundstück verändern möchte, muss vorher 

bei der Gemeinde eine sanierungsrechtliche Genehmigung einholen. Dafür 

konnte in diesem Projekt jeder Bauherr Sanierungsmaßnahmen in erhöhtem Umfang steuerlich abschreiben, 

was einen zusätzlichen monetären Vorteil ergänzend zu bestehenden Förderangeboten darstellt. Zusätzlich 

haben die Gemeindevertreter zwei große Förderprogramme für Niestetal erschlossen: die Energetische Sanie-

rung, ein Förderprogramm der KfW-Bank (bis Ende 2019), und das Programm „Stadtumbau in Hessen“. Zu-

sätzlich war das von der Gemeinde eigens aufgelegte kommunale Förderprogramm ein wesentlicher Anschub-

faktor für den Stadtumbau und die energetische Sanierung in der Gemeinde Niestetal. Gefördert wurden bis 

2019 Anschubmaßnahmen im Rahmen des Sanierungsmanagements, u. a. Sanierungsberatungen, Vorunter-

suchungen oder Machbarkeitsstudien. Die Kommune ermöglichte Hauseigentümern durch die 100-prozentige 

Förderung einen schnellen und kostenfreien Einstieg in die Sanierung. 

Quelle: 36

Praxisbeispiel 4: Finanzielle Unterstützung – Ausweisung von Sanierungs-
gebieten zur Umsetzung der energetischen Stadtsanierung –  
Sanierungsgebiet „Ortskern Sandershausen“ und Stadtumbau in Hessen
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4)  �Seit 1. Januar 2020 gibt es eine neue steuerliche Bundesförde-

rung für energetische Gebäudesanierung im Eigenheim. Sie 

erlaubt die steuerliche Absetzung von Aufwendungen von maxi-

mal 20 % bis maximal 40.000 Euro pro Objekt für einen befristeten 

Zeitraum von 10 Jahren.

Betreibermodelle

Es empfiehlt sich, frühzeitig im Rahmen der Wirtschaft-

lichkeitsberechnung ein Betreibermodell sowohl für 

die Umsetzung des Wärmeplans insgesamt als auch 

von einzelnen Maßnahmen zu wählen. Hier ein paar 

Entscheidungshilfen: 

	• �Kommunaler Betrieb: Ist die Kommune Betreibe-

rin, liegt der Vorteil darin, dass die Maßnahmen 

in eigener Hand verbleiben. Voraussetzung ist die 

Gründung einer kommunalen Betreibergesell-

schaft. Alternativ können aber auch die Stadtwerke 

diese Aufgabe übernehmen. 

	• �Energiegenossenschaft: Die Gründung einer 

Energiegenossenschaft erlaubt eine stark dezen-

trale Energieversorgung, denn auch Privathaus-

halte können sich finanziell beteiligen. Vorteil: Die 

Finanzierung bleibt in der Hand der Bürgerinnen 

und Bürger. Gewinne aus dem Betrieb der Anlagen 

kommen damit der Region zugute und die Akzep-

tanz in der Bevölkerung steigt. 

	• �Contractingmodelle (Energieliefercontracting 

oder Betreibercontracting): Die Kommune schließt 

mehrjährige Verträge über Energiedienstleistungen 

mit privaten Vertragspartnern ab. Dieses Modell ist 

besonders attraktiv, wenn einer Kommune Eigen-

mittel fehlen. Solche Contractoren können sich als 

professionelle Partner in der Umsetzung komplexer 

Energielösungen beweisen. Nach Beendigung 

der Vertragslaufzeit stehen mehrere Optionen zur 

Auswahl. Eine Verlängerung der Verträge ist in der 

Regel möglich. Die Kommune kann auch die Anla-

gen zum Sachzeitwert übernehmen. Eine Neuaus-

schreibung der Leistungen ermöglicht ein neues 

Vertragsmodell mit langfristiger Planung. 

Wissenswertes über Betreibermodelle 

zum Nachlesen

1.  �Centrales Agrar-Rohstoff Marketing- und Energie-Netz-

werk e.V.  

2.  �Adelphi: Wärmenetze 4.0 im Kontext der Wärmewende

>

Die Energie Wasenberg eG vereint zwei wichtige Elemente für die Wärmepla-

nung. Über das Genossenschaftsmodell werden sowohl die Finanzierung gewähr-

leistet als auch Unternehmen und Bürgerinnen und Bürger vor Ort eingebunden. 

Jedes ehrenamtliche Mitglied ist durch seine Einlage Unternehmer und Kunde in 

einer Person. Es bringt seine Fachkenntnisse aus Wirtschaft, Maschinenbau, Ver-

waltung und Industrie mit ein. Das erhöht die Bindung und spart Zeit und Geld. 

So konnte durch Eigenleistungen bei Bauarbeiten und Koordinierungsunterstüt-

zung der bauausführenden Unternehmen eine Ersparnis von ca. 550.000 Euro 

erzielt werden. Voraussetzung für ein Gelingen ist die Vorbereitung und ständige 

Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern über Einzelgespräche, Haus- 

besuche, Meinungsträger und Informationsveranstaltungen. 

Quelle: 37

Praxisbeispiel 5: Betreibermodell – Energiegenossenschaft Wasenberg  
ergreift Initiative für einen Nahwärmeverbund
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Mögliche Maßnahmen 

Der Wärmeplan formuliert Empfehlungen für konkrete 

Maßnahmen wie zum Beispiel:

	• �Technisch-organisatorische Maßnahmen, beispiels-

weise die Vorrangstellung von Fernwärmeausbau-

gebieten

	• �Weitere Maßnahmen wie etwa die Schaffung von 

Anreizen für klimaschützende Wärmenutzungen 

(beispielsweise über Bebauungspläne), die Fest- 

legung eines Anschluss- und Benutzungszwangs 

für Fernwärme oder Vorgaben zu höheren energe-

tischen Baustandards in Neubaugebieten

Schritt 12: Netzwerk gründen und Koopera-

tionen aufbauen

Projektgruppe ist „Umsetzerin“ vor Ort

Eines ist klar: Um die Wärmebedarfsreduktion voran-

zutreiben und konkrete Maßnahmen der Wärmever-

sorgung erfolgreich umzusetzen, benötigen Kommu-

nen Unterstützung. Daher ist es umso wichtiger, über 

den gesamten Prozess hinweg den Draht zu den 

zentralen Akteuren aufrechtzuerhalten – im besten  

Fall über die Projektgruppe, in denen neben der 

Kommune Energie- und Wirtschaftsunternehmen so- 

wie zivilgesellschaftliche Akteure aktiv sind. Kommu-

nen können in dieser Phase zum Beispiel aus der 

Projektgruppe heraus ein Netzwerk gründen, das sich 

um die Umsetzung kümmert. Wichtig für den Erfolg  

ist eine enge Abstimmung zwischen allen Beteiligten. 

Kommunale Grenzen überschreiten – Kommunen 

arbeiten Hand in Hand

Bei einigen Maßnahmen ist es sinnvoll, interkommuna-

le Kooperationen anzustoßen – zum Beispiel dann, 

wenn es um Brennstoffe und Rohstoffe für Biogas- 

anlagen geht. Oft reichen eigene Ressourcen für grö- 

ßere Blockheizkraftwerke (BHKW) nicht aus, so dass 

Kommunen über eine Kooperation über die Kreis- 

grenze hinaus nachdenken sollten. Wichtig zu beach-

ten: Kurze Anfahrtswege der Brenn- und Gärstoffe 

wirken sich positiv auf Kosten und die CO2-Bilanz aus. 

Insbesondere für Stadt-Land-Beziehungen kann eine 

kommunenübergreifende Zusammenarbeit sinnvoll 

sein, wenn beispielsweise ländliche Kreise die Städte 

beliefern. Zudem verteilt sich das Risiko auf mehrere 

Kommunen. Grundsätzlich gibt es sehr viele unter-

schiedliche Rechtsformen. Häufig werden GmbHs und 

Zweckverbände gegründet. Solche Arten der Zusam-

menarbeit können auch kreisweit erfolgen bzw. von 

einem Kreis vorangetrieben werden.

Tipps für die Gründung  

eines Netzwerks

 
1.   �Ziele festlegen: Diese sollten SMART sein, also 

spezifisch, messbar, aktionsorientiert, realistisch und 

terminiert.

2.   �Anreizstruktur für Beteiligte schaffen: Alle Teilneh-

menden müssen einen Nutzen aus der Mitgliedschaft 

ziehen – zum Beispiel durch Zugang zu Daten oder die 

Aussicht auf gemeinsame Aktivitäten.

3.   �Herausforderungen klären: Welche Herausforderungen 

gibt es bei der Umsetzung? Welche Stolpersteine sind 

zu erwarten? Wie kann darauf reagiert werden?

4.   �Räumlichen Zuschnitt bzw. Grenzen des Netzwerks 

klären: Wer wird angesprochen? Wer nicht? Das Netz-

werk darf nicht zu groß sein, da es sonst nicht mehr 

handlungsfähig ist. Es sollte an ein konkretes Projekt 

gebunden sein. Auf diese Weise kann das Netzwerk nur 

eine Kommune, aber auch darüberhinausgehend Nach-

barkommunen oder den Kreis betreffen.

5.   �Finanzierung klären: Welche Fördermöglichkeiten 

gibt es? Welche Organisationsform ist geeignet – ein 

loses Netzwerk oder ein Verein? Wer übernimmt die 

„Kümmerer“-Rolle, koordiniert also die Treffen, legt 

die Tagesordnung fest und behält den Überblick über 

weitere Netzwerkaktivitäten?

6.   �Leitlinien festlegen: Welche Leitlinien will sich das 

Netzwerk geben? Sie legen die Regeln der Zusammen-

arbeit fest, beispielsweise den Umgang mit Konkur-

renzsituationen. Als Inspiration können die bereits 

bestehenden Leitlinien für das Netzwerk Bioenergie- 

Regionen dienen (Bundesministerium für Ernährung 

und Landwirtschaft 2015). 

>

Quelle: Beermann, J)
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 Interkommunale Kooperation –  

Rechtsformen im Überblick

 
Energiegenossenschaft (eG)

Die Gründung einer Genossenschaft ist mit hohem Aufwand 

verbunden, kann aber eine gute Möglichkeit darstellen, Bürge-

rinnen und Bürger gezielt in die Gestaltung, die Finanzierung 

und letztlich die Umsetzung von Maßnahmen einzubinden.  

Die lokale Wertschöpfung ist hier ein zentraler Motivator.

Eingetragener Verein: privatrechtliche Rechtsform	

Ein gemeinnütziger Verein profitiert von Steuererleichterungen 

und der Möglichkeit, Zuwendungen und Fördermittel zu er-

halten. Er reduziert weiterhin die Haftungsrisiken für Mitglieder 

und Vorstand. Die Gründung stellt jedoch bestimmte Anforde-

rungen. Wirtschaftliche Zwecke dürfen nicht im Vordergrund 

stehen.

Privatrechtliche Vereinbarungen: privatrechtliche Rechtsform

Kommunen können sich gegenseitig Aufgaben übertragen,  

es wird jedoch keine neue juristische Person geschaffen. Diese 

Rechtsform ist beschränkt auf Durchführungsvereinbarungen.

Aktiengesellschaft (AG): privatrechtliche Rechtsform	  

Diese Form setzt ein hohes Gründungskapital voraus und be-

deutet meist einen großen Verwaltungsaufwand. Eine AG ist 

daher für größere Vorhaben geeignet.

 

GmbH: privatrechtliche Rechtsform	

Eine GmbH eignet sich besonders in Aufgabenfeldern, in  

denen Kommunen mit privatwirtschaftlichen Unternehmen 

konkurrieren wie etwa im Bereich der Abfallwirtschaft.

Zweckverband: öffentliche Rechtsform	

Ein Zweckverband ist vor allem für die Daseinsvorsorge emp-

fehlenswert, z. B. bei der Abwasser- und Wasserversorgung.  

In der Regel basiert die Arbeit auf freiwilligen Vereinbarungen.

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung	

Sie eignet sich, wenn eine Kommune einer anderen eine  

Aufgabe überträgt und stark differenzierte Leistungs- und  

Verwaltungskräfte kooperieren.

Verwaltungsgemeinschaft oder Gemeindeverwaltungs-

verband: öffentliche Rechtsform	

Diese Rechtsform kommt vorwiegend in den Bereichen Flä-

chennutzungsplanung, Abwasserbeseitigung oder auch  

im Feuerwehr- und Friedhofswesen zum Einsatz.

Die kommunale Arbeitsgemeinschaft:	

Anwendung finden kommunale Arbeitsgemeinschaften ins-

besondere bei der Zusammenarbeit im Kulturbereich (z. B. 

gemeinsames Kulturbüro), bei Bibliotheken und im Einkauf.

>

In diesem Projekt soll unter Federführung des Landkreises durch den 

interkommunalen Zusammenschluss von sechs Kommunen (drei Städte, 

drei Gemeinden) erreicht werden, im Verbund gemeinsam Quartiere 

energetisch zu sanieren. Mit der Einrichtung eines gemeinsamen Sanie-

rungsmanagements als interkommunales Netzwerk soll die Umsetzung 

konkreter Maßnahmen aus den energetischen Quartierskonzepten ange-

schoben werden. Die interkommunale Kooperation soll Synergien fördern und auch beispielhafte Lösungen im 

Bereich der Energieversorgung und -effizienz schaffen. So werden z.B. Wärmenetze in den Quartieren genauer 

untersucht. Erarbeitete Lösungen sind auf weitere Quartiere im Landkreis und darüber hinaus übertragbar, 

da die Modellquartiere in ihrer Grundstruktur ähnliche Merkmale und Ausgangsvoraussetzungen aufweisen. 

Neben paralleler und gemeinschaftlicher Konzepterstellung sowie der Beratung von Sanierungswilligen durch 

ein fest installiertes interdisziplinäres Team steht die Stärkung und Weiterentwicklung der kommunalen Zu- 

sammenarbeit im Fokus. Weitere Informationen unter www.quartierssanierung-wmk.de

Quelle: 38

Praxisbeispiel 6: Kommunale Kooperation – Quartierssanierung  
im Werra-Meißner-Kreis

Energie.
Zukunft.
Gestalten.

Quelle: Interkommunale Zusammenarbeit – Handreichung für die Kommunalpolitik 
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Fördermöglichkeiten
 

Von der Idee bis zur Umsetzung – das Land Hessen begleitet Sie als Kommune bei Ihrer Wärmeplanung, 

bindet die Bürgerinnen und Bürger mit ein und bietet eine flankierende Fördermittelberatung.

 

Energetische Quartierssanierung – Förderpro-

gramm für Städte, Gemeinden und Landkreise in 

Hessen

Integrierte energetische Quartierskonzepte helfen 

hessischen Kommunen, die Energiewende mit ganz-

heitlicher Betrachtung im Quartier zu verankern. Die 

Wärmeplanung ist ein wesentlicher Baustein der ener- 

getischen Fragestellungen im Quartier. In der Pla-

nungsphase unterstützt das Land Hessen die Bundes-

förderung der KfW (Energetische Stadtsanierung – 

KfW 432) mit einem zusätzlichen Fördersatz in Höhe 

von 20 bis 30 Prozent. Somit können Förderquoten für 

hessische Kommunen von bis zu 95 Prozent für die 

Konzepterstellung und Einrichtung eines Sanierungs-

managements erreicht werden.

 

Maßgeschneiderte Förderung 

Eine Vielzahl weiterer Förderprogramme vom Bund 

und Land Hessen unterstützt Kommunen bei der 

Realisierung ihres Vorhabens. Einen wichtigen Beitrag 

zum Ziel, die energetische Sanierungsrate bei Wohn-

gebäuden zu erhöhen und damit den Wärmeverbrauch 

zu senken, leisten die zahlreichen Beratungs- und 

Informationsangebote für die hessischen Haushalte. 

Zentraler Baustein ist die aufsuchende Energiebera-

tung, in deren Rahmen gemeinsam mit den hessischen 

Kommunen möglichst viele Haushalte eine Energie- 

beratung in Anspruch nehmen können, um Energie-

einspar- und Energieeffizienzpotenziale ihrer Gebäude 

zu identifizieren und Effizienzmaßnahmen umzusetzen.

Neben der aufsuchenden Energieberatung, mit der 

das Land Hessen gemeinsam mit den Kommunen 

möglichst viele Hausbesitzerinnen und -besitzer 

erreichen möchte, steht mit dem individuellen Sanie-

rungsfahrplan (iSFP) ein weiteres Werkzeug für die 

Energieberatung und zur Umsetzung von energeti-

schen Wohngebäudesanierungen zur Verfügung. 

Aufbauend auf der energetischen Bewertung eines  

 

 

Gebäudes, stellt der iSFP Kosten für den Hausbesitzer 

transparent dar und ermöglicht sowohl schrittweise 

Sanierungen wie auch Gesamtsanierungen in einem 

Zug.

Im Rahmen der LEA-Angebote und der aufsuchenden 

Energieberatung werden Kommunen in die Lage 

versetzt, ihre Bürger mit einem maßgeschneiderten 

Beratungskonzept zur Steigerung der energetischen 

Sanierungsrate bei privaten Gebäuden direkt zu 

adressieren.

Sowohl die Beratung für energetische Sanierungen als 

auch die identifizierten Maßnahmen werden gefördert. 

Dies gilt für Maßnahmen zur Reduzierung des Ener-

gieverbrauchs (energetische Sanierung, Erneuerung 

des Heizsystems) sowie für den Einsatz von Erneuer-

baren Energien mit Wärmepumpen, Erdwärmesonden 

und Erdkollektoren, mit Biomasseanlagen und Solar-

thermieanlagen. In der Kombination mit innovativen 

Wärmeerzeugungsanlagen sind Förderungen für kalte 

und warme Nahwärmenetze möglich. Geothermisch 

gestützte Systeme sollten dort, wo sie aus Gründen 

des Trinkwasserschutzes nicht ausdrücklich verboten 

sind, vorrangig betrachtet werden, da die Wärme ganz- 

jährig auf gleichem Energieniveau gewonnen werden 

kann. Insbesondere bieten Systeme mit Erdwärme- 

sonden und Kollektoren vor allem im Neubau die Mög- 

lichkeit, auch passive Kühlung mit geringem Strom- 

aufwand zu realisieren. 

 

 

 

Eine maßgeschneiderte Fördermittelberatung 

bietet die LandesEnergieAgentur Hessen GmbH 

(LEA). Informieren Sie sich:

www.lea-hessen.de, Fördermittelberatung 

E-Mail: foedermittelberatung@lea-hessen.de 

Telefon: 0611 95017-8400
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Grußwort 

Hessen will seinen Energiebedarf im Jahr 2050 aus-

schließlich aus erneuerbaren Quellen decken. Eine 

Voraussetzung ist, dass wir wesentlich effi zienter mit 

Energie umgehen als heute. Die sauberste Energie 

ist die, die gar nicht erzeugt werden muss. 

Derzeit entfallen rund 30 Prozent des hessischen End-

energieverbrauchs auf Heizung, Beleuchtung und 

Warmwasserversorgung unserer Gebäude. Der Anteil 

für die Heizung ist dabei der weitaus größte, und er 

lässt sich mit einer guten Gebäudedämmung und 

modernen Technologien drastisch reduzieren. Gemäß 

dem Leitbild „Effi ciency First“ müssen mehr Energie-

effi zienz, eine höhere Sanierungsrate und -tiefe, ein 

geringerer Energiebedarf sowie eine stärkere Nutzung 

erneuerbarer Energien an die Stelle der fossilen 

Brennstoffe treten. Das erfordert einen tiefgreifenden 

Strukturwandel in der Wärmeversorgung nicht nur 

einzelner Gebäude, sondern der gesamten Wärme-

infrastruktur. 

Den Kommunen kommt dabei eine wichtige Rolle zu. 

Kommunale Wärmepläne sind eine Möglichkeit, die 

örtliche Wärmeversorgung in Zusammenarbeit mit 

Unternehmen und lokalem Handwerk zukunftsfähig 

aufzustellen – nachhaltig, sicher und kostengünstig 

dank intelligenter Kombination von energetischer 

Sanierung und Infrastrukturlösungen. Dieser Leitfaden 

unterstützt dabei, indem er die notwendigen Maß-

nahmen und Schritte zur Erstellung kommunaler 

Wärmepläne erklärt. Ich wünsche eine anregende 

Lektüre. 

Staatsminister Tarek Al-Wazir
Hessischer Minister für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen



4 Die Wärmewende voranbringen

Eine kommunale Wärmeplanung sollte  

insbesondere die folgenden  

Rahmenbedingungen berücksichtigen:

1.  �Damit die bundesweiten Klimaschutzziele erreicht 

werden können, muss langfristig im Mittelwert 

über alle Gebäude das energetische Niveau des 

KfW Effizienzhaus 55 erreicht werden. Das Land 

Hessen strebt eine Verdopplung der Sanierungs-

quote auf zwei Prozent pro Jahr an, um dieses  

Ziel erreichen zu können. 

2.  �Die Randbedingungen zur Umsetzung von Moder-

nisierungsmaßnahmen sind bei Bestandsgebäuden 

unterschiedlich, es gibt sowohl bauliche als auch 

finanzielle Hemmnisse zur Umsetzung von Maß-

nahmen. Kommunen weisen in Quartieren oder 

Straßenzügen häufig ähnliche Gebäudetypen und 

Bewohnerstrukturen auf, sodass die Chance be- 

steht, typische Sanierungskonzepte zu entwickeln 

und umzusetzen. Welche Wärmeversorgung sinn- 

voll ist, hängt von der jeweiligen Sanierungslösung 

und möglichen Energieeinsparung der Gebäude 

ab. Ziel ist ein CO2-neutraler Gebäudebestand 

durch den vollständigen Ersatz fossiler Einsatz- 

stoffe mit Erneuerbaren Energien.

3.  �Im Bereich der Gebäudebeheizung sind Solar-, 

Geo- und Umweltwärme möglichst vorrangig 

einzusetzen. 

Einführung 

Energieeffizienz und Energieeinsparung sind wichtige 

Bestandteile der Energie- und Wärmewende und  

ein Schwerpunkt hessischer Politik. Der vorliegende 

Leitfaden richtet sich vorrangig an Kommunen und 

informiert in diesem Sinne über die Vorteile einer 

kommunalen Wärmeplanung.

Aus stadtplanerischer und energietechnischer Sicht  

ist es oftmals sinnvoll, die Planung über das Einzel- 

gebäude hinaus auf ganze Komplexe oder Quartiere 

auszudehnen. Nah- und Fernwärmenetze können 

hierfür das geeignete Mittel sein. Immer mehr Kom-

munen setzen bei der Umsetzung ihrer Klimaschutz-

ziele auf gemeinschaftliche Lösungen und ein inte- 

griertes Quartierskonzept.

In Hessen sind allein die rund 1,4 Mio. Wohngebäude 

für 26 Prozent aller CO2-Emissionen verantwortlich 

und stellen mit Abstand den größten Anteil am 

Gebäudebestand dar. Das Umweltbundesamt geht 

bei Wohngebäuden von einem technischen Einspar-

potenzial im Wärmebereich von 60 Prozent aus. 

Sowohl die Verteilung der Eigentümerstrukturen als 

auch der Vergleich von Sanierungstätigkeiten zeigt, 

dass bei Privatpersonen, Eigentümergemeinschaften 

und kommunalen Wohnungsunternehmen der größte 

Handlungsbedarf liegt. Der Leitfaden zur kommu- 

nalen Wärmeplanung ist Teil des Wärmeeffizienz- 

pakets der hessischen Landesregierung.
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Ziele eines Kommunalen Wärmeplans

Ein Kommunaler Wärmeplan kann als Steuerungsinstru- 

ment zur formellen Bauleitplanung und städtebau- 

lichen Entwicklung und somit der Vertragsgestaltung 

zur Umsetzung von Einzelmaßnahmen für die Wärme-

wende dienen.

Im Ergebnis beinhaltet ein Wärmeplan Erhebungen 

zum gegenwärtigen und prognostizierten Wärmebe-

darf. Zusätzlich zeigt er wichtige Informationen (Karten 

und Texte) über die vorhandene Netzinfrastruktur 

(Fernwärme, Erdgas) sowie über die Potenziale zur 

Wärmeerzeugung mit Erneuerbaren Energien.

Auf Basis eines übergeordneten Wärmeplans kann  

die Gemeinde sinnvolle ortsteil- oder gebäudespezi-

fische Teilmaßnahmen identifizieren, die eine effizien-

te Wärmeversorgung in der Gemeinde unterstützen. 

Dabei werden vorteilhafte Kopplungseffekte für  

die beteiligten Akteure der Gebäudeeigentümer, 

Wohnungsunternehmen, Energieversorger und 

Handwerksbetriebe in den Kommunen aufgezeigt. 

Unterstützung durch die  

Hessische LandesEnergieAgentur 

Die Hessische LandesEnergieAgentur unterstützt  

die Umsetzung der Energie- und Wärmewende  

nach dem Prinzip „Efficiency First“. Dabei wird zuerst 

der Blick auf Energieeffizienz und Energieeinsparung 

gelegt und dann auf den Einsatz Erneuerbarer  

Energien.

Ziel der Aktivitäten ist die Information und Be- 

ratung kommunaler Akteure, um die eigenständige 

Umsetzung konkreter Wärmekonzepte vorzubereiten. 

Informationen zu aktuellen Fördermöglichkeiten  

und Beratungsangeboten, die die Klimaschutz- 

ziele des Landes Hessen flankieren, stehen unter  

landesenergieagentur-hessen.de zur Verfügung  

und werden im Kapitel „Fördermöglichkeiten“ be- 

schrieben. 

Zahlreiche Kreise und Kommunen haben sich bereits 

auf den Weg gemacht. Dies zeigen die vielen guten 

Beispiele für einzelne Aspekte der Wärmeplanung, 

die in der Broschüre genannt werden. Wir würden  

uns freuen, wenn wir in einigen Jahren auch aus Ihrer 

Kommune gelungene Aktivitäten im Rahmen der 

Kommunalen Wärmeplanung vorstellen dürfen. 

Kontaktieren Sie uns:

LEA LandesEnergieAgentur Hessen GmbH 

Mainzer Str. 118 

65189 Wiesbaden 

+49 611 95017-8400 

lea@lea-hessen.de 

www.lea-hessen.de
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Kommunaler Wärmeplan –  
was steckt dahinter?
 

Die vielfach geforderte Wärmewende trägt erheblich zum Klima- und Ressourcenschutz bei und stellt 

Kommunen vor große Herausforderungen. Gemeinden, Städte und Kreise haben zahlreiche Möglich- 

keiten, die Wärmewende mit unterschiedlichsten Konzepten zu realisieren – vom integrierten kommu- 

nalen Klimaschutzkonzept über Teilkonzepte zu Wärmenutzung und Versorgung bis hin zu Quartiers-

konzepten. Gleichzeitig müssen die Kommunen darauf achten, dass sie vorhandene Ressourcen effizient 

nutzen. Die Lösung? Eine Strategie, die die lokalen Gegebenheiten und Effizienzpotenziale beinhaltet.

Strategische Wärmeplanung: Kreis und Kommune 

nachhaltig und effizient mit Wärme versorgen 

Die strategische Wärmeplanung hat viele Vorteile:  

Sie schafft Klarheit darüber, in welcher Situation sich 

die Kommune aktuell befindet und verdeutlicht, wo es 

zukünftig hingehen soll. Sie erleichtert es, Prioritäten 

zu setzen und ermöglicht eine langfristige und nach- 

haltige Wärmeversorgung auf der Basis von möglichen 

Effizienzgewinnen in der Region. Dabei nimmt die 

Kommune drei Rollen ein: Sie ist Gestalterin der 

Wärmewende, profitiert gleichzeitig von ihr und sie  

ist Vorbild für lokale Akteure und Multiplikatoren. 

Wer strategisch plant, kann die Wärmeversorgung in 

der Kommune oder im Kreis neu denken – und neue, 

ganzheitliche Ansätze wie die Reduzierung des 

Wärmebedarfs in Kombination mit einem effizienten 

Wärmenetz oder anhand von dezentralen Wärme- 

lösungen einbinden. Weitere Vorteile liegen auf der 

Hand: Statt in Erdöl und -gas zu investieren, tragen 

intelligente lokale Wärmelösungen zum Klimaschutz 

bei und sind unabhängig von globalen Energiemärk-

ten. Sie sorgen dafür, dass der Wärmepreis langfristig 

stabil bleibt, senken die Energiekosten und stärken 

die lokale Wirtschaft. Unterschiedliche Interessen vor 

Ort können mit Hilfe von Kommunalen Wärmeplänen 

ausgeglichen werden. Auch kreisweite oder interkom-

munale Konzepte werden möglich.

Der Kommunale Wärmeplan – Ihr Weg in  

die Wärmeversorgung der Zukunft 

Der Kommunale Wärmeplan ist eine ganzheitliche 

Herangehensweise und zeigt politischen Entscheidern, 

kommunalen Akteuren und der Bevölkerung Wege 

auf, um eine Region versorgungssicher, wirtschaftlich 

und klimafreundlich mit Wärme zu versorgen. Ziel ist 

es, ganzheitliche Konzepte zur Wärmeeffizienz und 

-versorgung zu erstellen und auch Maßnahmen in 

vorhandene Instrumente wie etwa Flächennutzungs- 

und Bauleitpläne zu integrieren. Doch viele Kommunen 

fragen sich: Wie sollen wir am besten starten? Wie 

können wir bei unserer Wärmeplanung strategisch 

sinnvoll vorgehen? Welche Handlungsmöglichkeiten 

haben wir? Welche Interessenkonflikte können auftreten 

und wer sind die richtigen Partner? Im nächsten Kapitel 

erfahren Sie, wie Sie einen Kommunalen Wärmeplan 

Schritt für Schritt aufsetzen und welchen Rahmen Sie 

dafür schaffen sollten. 

Mit einem Kommunalen Wärmeplan  

können Sie …

...  �Wärmeversorgungslösungen mit Maßnahmen der  

Energieeffizienz und -einsparung abstimmen.
 

...  �vorhandene oder neu zu planende Wärmequellen 

effizient einsetzen. 
 

...  �die Region in Verbindung mit Speichern mit hohen  

Anteilen Erneuerbarer Energien versorgen.
 

...  �Strom und Wärme koppeln.
 

...  �ganze Quartiere auf Erneuerbare Energien mittels  

Nahwärmenetze umstellen.
 

...  �die Rentabilität von Nahwärmenetzen feststellen und 

verbessern.
 

...  �die Finanzierung und Wirtschaftlichkeit von Wärme- 

versorgungslösungen sicherstellen.

>
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Schritt für Schritt zum 
Kommunalen Wärmeplan

Bei der Wärmeplanung laufen viele Ansatzpunkte zusammen: Politische Entscheidungen, Datenerhebung, 

Konzeption sowie Beteiligung und Motivation wichtiger Akteure und der Bürgerschaft. Dieser Wegweiser 

erläutert, wie Sie Schritt für Schritt einen eigenen Wärmeplan erstellen können. Zahlreiche Praxisbeispiele 

zeigen Pionieransätze aus Hessen – als Inspiration für Ihren eigenen Wärmeplan.

Privathaushalte, kommunale Liegenschaften und 

Wirtschaftsbetriebe spielen für die kommunale 

Wärmeplanung eine tragende Rolle – entweder als 

Verbraucher oder als mögliche Wärmeerzeuger. Aber 

welche Versorgungslösung ist sinnvoll? Welchen 

Beitrag leisten Maßnahmen, die den Wärmebedarf 

reduzieren? Sind in Ihrer Kommune zentrale Nahwär-

meverbünde oder dezentrale Wärmelösungen zielfüh-

render? Und wie kann die Wärmeversorgung auf die 

Wärmebedarfsentwicklung angepasst und auf Erneu-

erbare Energien umgestellt werden? Diese und 

weitere Fragen werden mit dem Wärmeplan systema-

tisch und auf die Kommune bezogen beantwortet. 

Die Kommune nimmt dabei die wichtigste Rolle ein: 

Sie koordiniert und überprüft die Wärmeplanung, 

vernetzt lokale Akteure für Maßnahmen und setzt den 

Rahmen in der Bauleitplanung und Wirtschaftsförde-

rung. Zudem steuert sie die Umsetzung über kommu-

nale Unternehmen wie Stadtwerke oder kommunale 

Wärmenetze. Eigene kommunale Liegenschaften 

können als Pilotprojekte in die Wärmeplanung einbe-

zogen werden und als positives Beispiel in der Region 

vorangehen. Eine ähnlich steuernde Funktion kann 

auch der Kreis einnehmen.

Eine kurze Einführung zur Rolle einer 

Wärmeplanung bietet der Erklärfi lm 

der Agentur für Erneuerbare Energien

>

https://www.youtube.com/watch?v=Hk_l_MvUu-M
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Zwölf Schritte zum  
Kommunalen Wärmeplan
 

Wir haben den Prozess zur Erstellung des Kommunalen Wärmeplans in drei Phasen mit insgesamt  

zwölf Schritten untergliedert, die wir im folgenden Kapitel anschaulich erläutern.

Phase 1 
Status-Quo 

und  
Potenziale 

untersuchen

Schritt 1: Politisches Mandat 
als Fundament des Wärme-
plans einholen → S. 9

 Schritt 2: Gut beraten –  
eine Projektgruppe einrichten 
→ S. 10

Schritt 3: Daten ermitteln – 
Bestand, Wärmebedarf, Infra-
struktur und Potenziale → S. 11

Schritt 4: Alle Beteiligten an 
Bord holen – Information der 
politischen Gremien → S. 15

 Schritt 4: Alle Beteiligten an 
Bord holen – Information der 
Bürgerschaft → S. 15

Phase 2 
Das Ver- 

sorgungs-
konzept  

entwickeln

 Schritt 5: Geschickt kombinieren 
– Wärmenetze und dezentrale 
Lösungen prüfen → S. 16

Schritt 8: Politische Gremien 
entscheiden und geben  
grünes Licht → S. 20

Schritt 6: Was wäre wenn? 
Mögliche Auswirkungen des 
Wärmeplans mit Szenarien 
aufzeigen → S. 19

Schritt 7: Vor und Nachteile 
abwägen – Szenarien sind ein 
Gemeinschaftswerk → S. 20

 Schritt 9: Endspurt für den 
Wärmeplan – Die Fertig
stellung → S. 20

Schritt 10b: Mit einem Grund-
satzbeschluss verpflichtet  
sich die Politik zur Umsetzung 
→ S. 20

Schritt 10a: Der Wärmeplan 
wird offiziell – Übergabe an  
Verwaltung, Projektgruppe 
und Politik → S. 20

Schritt 10c: In einer Bürger
informationsveranstaltung 
wird der Wärmeplan vor-
gestellt und die Umsetzung 
angekündigt → S. 20

Phase 3
Den  

Wärmeplan 
umsetzen

Schritt 11: Die Umsetzungs-
planung – Finanzierung und 
Betreibermodell festlegen  
→ S. 21 Schritt 12: Netzwerk gründen 

und Kooperationen anbahnen 
→ S. 23

Technische Schritte  
auf dem Weg  

zum Wärmeplan

Beteiligung  
lokaler Akteure  

sowie Bürgerinnen  
und Bürger

Politische Verfahren  

bzw. Einbindung Gemeinde-
vertretung / Stadt- 

verordnetenversammlung
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Phase 1 – Status-Quo  
und Potenziale untersuchen

 

Schritt 1: Politisches Mandat als Fundament 

des Wärmeplans einholen

Am Anfang jeder Wärmeplanung steht ein politischer 

Beschluss der Gemeindevertretung. Er gibt dem ge- 

samten Prozess ein politisches Mandat und setzt den 

grundsätzlichen Rahmen für die Wärmeplanung. Mit 

dem Mandat sind üblicherweise folgende Inhalte 

verbunden: 

	• �Der Beschluss stellt finanzielle und personelle Res- 

sourcen aus der Verwaltung sicher. Er sollte das Ziel  

des Wärmeplans beinhalten. Eingerichtete Quer- 

schnittstellen koordinieren die Zuarbeit der relevan- 

ten Fachämter. Auch Fördermittel können beantragt 

werden, beispielsweise für eine Sanierungsmana-

gerin über die KfW Förderung 432. 

	• �Das politische Mandat beinhaltet Vereinbarungen 

zum Umfang, Ablauf und Zeitplan. 

	• �Die Kommune beauftragt einen Dienstleister, der 

den Wärmeplan erstellt.

	• �Um lokale Akteure für die Zusammenarbeit zu 

gewinnen, wird das Vorhaben in der Öffentlichkeit 

kommuniziert und über die lokale Presse bekannt 

gemacht.

Lokale Ämter und Stellen in der  

kommunalen Wärmeplanung 

und mögliche Aufgaben bei der  

Wärmeplanung

Stadtplanungsamt / Bauamt

•   �Berücksichtigt den Wärmeplan in Bauleit- und  

Flächennutzungsplänen

•   �Beauftragt Studien

•   �Erstellt Entwicklungskonzepte und Ausschreibungen  

von Wettbewerben

Hochbauamt / Gebäudemanagement

•   �Entwickelt Leitlinien für den Austausch von Wärme- 

anlagen und Sanierungen

•   �Analysiert die Potenziale von Liegenschaften 

•   �Unterstützt bei der Datensammlung

•   �Plant und setzt innovative Versorgungslösungen um

Umweltamt

•   �Erstellt Klimaschutzkonzepte 

•   �Vernetzt, fördert und informiert über wärmerelevante 

Themen (z. B. Sanierungsförderung oder Dachflächen- 

kataster Solarthermie)

Quartiersmanager

•   �Erstellt energetische Quartierskonzepte 

•   �Initiiert Maßnahmen im Quartier

•   �Vernetzt Akteure

Klimaschutzmanager

•   �Erstellt Klimaschutzkonzepte 

•   �Initiiert Maßnahmen in der Kommune

•   �Entwickelt und vertieft die Strategie über Teilkonzepte

•   �Vernetzt Akteure und informiert über konkrete Maß-

nahmen

 

 

 

>

Quelle: Nach Heinrich-Böll-Stiftung Wärmewende in  
Kommunen Bd 41.pdf, gekürzt
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Schritt 2: Gut beraten – eine Projektgruppe  

einrichten

Wie viel Wärme verbrauchen die Haushalte, die 

öffentlichen Einrichtungen und Wirtschaftsunterneh-

men in der Kommune zurzeit und in Zukunft? Wie 

kann der Wärmebedarf in der Kommune reduziert 

werden? Welche Infrastruktur ist bereits vorhanden, 

um Wärme zu erzeugen und zu verteilen (siehe hierzu 

auch die folgenden Kapitel)? Meist sind wichtige 

Daten für die Grundlage eines Kommunalen Wärme-

plans nicht öffentlich zugänglich, sondern liegen bei 

Unternehmen, Energieversorgern oder Wohngenos-

senschaften. Daher empfiehlt es sich, eine permanen-

te Projektgruppe mit relevanten Akteuren einzurich-

ten, die den Erstellungsprozess und später auch die 

Umsetzung unterstützen.�

Die Vorteile einer Projektgruppe 

im Überblick

 
•   �Unternehmen, Energieversorger oder Wohngenossen-

schaften steuern eigene Datenbestände in aggregierter 

Form bei.

•   �Erfahrungswerte bestätigen ggf. berechnete oder ge-

schätzte Kennzahlen.

•   �Anhand von spezifischen Kennwerten und Wärmebe-

darfsszenarien entsteht ein klareres Bild, wie sich das 

Potenzial der Wärmereduktion und der Erneuerbaren 

Energien darstellt. 

•   �Werden Unternehmen oder Privathaushalte zu Wärme-

verbrauchswerten befragt, agiert die Projektgruppe 

als Multiplikator und unterstützt öffentlichkeitswirksam 

solche Erhebungsmaßnahmen. 

Eine Projektgruppe hilft also, das Bild über den Wärmebe-

darf und das -potenzial Ihrer Kommune zu schärfen.

Akteure in einer Kommune

Bürger-
initiative

Bürger

Banken, 
Sparkassen

Kommune
(Bau-, Umweltamt, 

Stadtplanung,  
Wirtschaftsdezernat, 

Beschaffer, Klima-
schutzmanager)

Land- und 
Forstwirte

Stadt-
werke

Handwerk,
Wirtschaftext. 

Investoren, 
Projekt-

entwickler

Wissen-
schaft /  

Hochschulen

Fraktionen,
Parteien

Vereine,
Verbände

komm.
Unter-

nehmen

Nachbar-
kommune

Quelle: Nach Agentur für Erneuerbare Energien. Leitfaden Planungshilfe: Ein Netzwerk für die Wärmewende. 2016

>
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Schritt 3: Daten ermitteln
 

1. Bestandsanalyse Daten

Die Datengrundlage unterscheidet sich von Kommune 

zu Kommune und ist unter anderem von ihrer Größe 

abhängig. Wichtige Daten sind: 

	• �Aktueller und zukünftiger Wärmebedarf und Ge-

bäudebestand

	• �Vorhandene Infrastruktur zur Wärmeerzeugung und 

-verteilung (Netzstrukturen Gas- und Wärmenetze)

	• Heutige und zukünftige Verbrauchsstrukturen

	• �Lokale Verfügbarkeit von Wärme- und Abwärme-

quellen

	• Energetische Potenziale und Effizienzpotenziale

Weitere wichtige Daten zur Planung bzw. Relevanz 

unterschiedlicher Wärmeversorgungsstrukturen sind  

z. B. Altersstruktur, Generationenübergang durch Ver- 

erbung / Verkauf, bauliche Verdichtung, baukulturelle 

Aspekte, soziale Struktur oder Sanierungszyklen von 

Haustechnik und Heizungssystemen. 

Solche Werte liefern zum Beispiel GIS-Karten, Flur- 

karten, Flächennutzungs- und Bebauungspläne sowie 

Luftbilder. Sie als Kommune verfügen aber auch selbst 

über die relevanten Datensätzen, beispielweise aus 

der Registratur der Bauämter in Form von Baube-

schreibungen für Wohn- und Nichtwohngebäude 

(Gesamtwohnfläche, Geschossanzahl bzw. Geschoss-

fläche, Baujahr, umbauter Raum bzw. Nutzflächenbe-

rechnungen). Wirtschaftsförderungsämter können 

unter Umständen Betriebs- und Gewerbedaten bei- 

steuern. 

Andere Informationen, beispielsweise zum Sanie-

rungsstand oder zu Eigentümerverhältnissen, müssen 

dagegen aufwendig erhoben werden. Unterstützung 

erfolgt durch die oben beschriebenen Akteure aus der 

Projektgruppe. Fragebögen können über kommunale 

Medien (Amtsblätter, Gemeindehefte) oder anhand 

von Postwurfsendungen an Haushalte beworben 

werden. Größeren Erfolg versprechen persönliche 

Adressierungen sowie ein Begleit- bzw. Motivations- 

schreiben mit verständlichen Informationen zur Be- 

gründung der Umfrage und den Vorteilen für Bürge-

rinnen und Bürger. Bei Mehrfamilienhäusern bietet 

sich die Versendung von Fragebögen mit Anschreiben 

an Hausverwaltungen an. So können Sie die für 

gewöhnlich sehr niedrigen Rücklaufquoten deutlich 

erhöhen. 

Zudem ist es sinnvoll, bestehende Konzepte unter die 

Lupe zu nehmen wie etwa Klimaschutzkonzepte, 

energetische Quartierskonzepte, Wärmekataster oder 

Wärmekarten der Energieversorger.

Weitere öffentliche Datenquellen 

in Hessen

�•   �Geoportal Hessen (für Liegenschaftskataster,  

Luftbilder, Geofaktoren)

�•   �Solar-Kataster Hessen (zur Ermittlung von Energiepoten-

zialen) 

•   ��Hessische Gebäudetypologie und Gebäude- 

typologie Impulsprogramm Hessen (IWU)

�•   �Fachinformationssystem Grundwasser- und Trinkwasser-

schutz Hessen (GruSchu) 

•   �Geologie Viewer Hessen 

�•   �Geothermisches Potenzial: Projekt Hessen 3D  

(für Geothermische Potenzialkarten)

•   �Schornsteinfegerkataster 

•   �Wärmeatlanten der Stadtwerke

•   �Karten der Abwasserkanalnetzbetreiber

•   �Luftbildauswertungen und Ortsbegehungen

�•   �Angaben von Gebäudeeigentümern und  

-verwaltern

Bei jeder Form der Datensammlung, -speicherung und 

-nutzung müssen die Vorgaben des Datenschutzes beachtet 

werden.1)  

 

1)  �Der Datenschutz in der Bundesrepublik Deutschland richtet sich 

nach verschiedenen Vorschriften, indes speziell die Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO), das Bundesdatenschutzgesetz 

(BDSG) und für Hessen das Hessische Datenschutz- und Informa-

tionsfreiheitsgesetz (HDSIG) Anwendung finden.

>
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2. Wärmebedarf aktuell und zukünftig

Anhand des Wärmeplans können Sie als Kommune die 

aktuelle Situation und verschiedene Entwicklungen 

des Wärmebedarfs abschätzen und auf dieser Basis 

zielgerichtet eine energieeffiziente und CO2-minimierte 

Wärmeversorgung ansteuern. Im Wärmeplan geht es 

darum, frühzeitig zu erkennen, wie sich der Wärmebe-

darf in Zukunft entwickelt, wie er durch geeignete 

Effizienzmaßnahmen reduziert werden kann und ihn 

durch entsprechende Erzeugung vor Ort aufzufangen. 

Darüber hinaus soll die Wärmeerzeugung auf Erneuer-

bare Energien umgestellt werden.

Hierfür wird empfohlen, ein Energiebilanzmodell für 

Ihre Kommune zu erstellen. Die Grundlage ist der 

aktuelle Wärmebedarf bzw. der aktuelle Zustand des 

teilsanierten Bestands Ihrer Kommune. Dieses Verfah-

ren definiert zunächst für die Kommune typische bzw. 

„mittlere Gebäude“ oder Quartiere, für die der 

Wärmebedarf erfasst werden kann. Dann werden alle 

anderen Gebäude oder Quartiere diesen Typen zu- 

geordnet und der entsprechende Wärmebedarf für 

die gesamte Kommune hochgerechnet. Anhand von 

Wärmebedarfsentwicklungsszenarien wird zusätzlich 

der zukünftige Wärmebedarf unter Berücksichtigung 

von möglichen Sanierungs- und Effizienzmaßnahmen 

und sozial-strukturellen Trends (beispielsweise Alters-

struktur, Haushaltsgröße) abgeschätzt. Auf dieser Basis 

lassen sich sowohl der aktuelle Wärmebedarf, die 

Bedarfsentwicklung sowie das Temperaturniveau für 

die Wärmeversorgung der Kommune ableiten. 

Bei der Bildung von „mittleren Gebäuden“ und zur 

Berechnung der Szenarien kann das vom Institut für 

Wohnen und Umwelt (IWU) erstellte Modell für die 

Kalkulation von Zielerreichungsszenarien für den 

deutschen Wohngebäude-Gesamtbestand hilfreich 

sein. Die Methodik ist in diesen beiden Publikationen 

dargestellt: 

	• �BMVBS-Online-Publikation, Nr. 03/2013: Maßnah-

men zur Umsetzung der Ziele des Energiekonzepts 

im Gebäudebereich – Zielerreichungsszenario 

	• �Szenarienanalysen und Monitoringkonzepte im 

Hinblick auf die langfristigen Klimaschutzziele 

im deutschen Wohngebäudebestand. Bericht im 

Rahmen des europäischen Projekts EPISCOPE 

(September 2015)

Eine beispielhafte Umsetzung für ein Quartier ist das 

Integrierte Quartierskonzept Mainz-Lerchenberg des 

IWU im Auftrag der Stadt Mainz. 

Empfohlen wird eine erhebliche Reduktion des Wärme- 

bedarfs. Für den dann noch benötigten Energiebedarf 

sollen Erneuerbare Energien die Wärmeversorgung 

aus fossilen Brennstoffen ablösen. Dabei wird die 

Modernisierung des Gebäudebestandes schrittweise 

über mehrere Jahrzehnte erfolgen. Ziel der Bundes- 

regierung ist die Erreichung des energetischen Stan- 

dards des KfW Effizienzhaus 55 im Mittel über den 

Gebäudebestand im Jahr 2050. Das zuvor erstellte 

Wärmebedarfsentwicklungsmodell kann daher ange-

wendet werden, um die Erfordernisse zur Erreichung 

der Ziele mit einem Zielszenario abzubilden und die 

Lücke zwischen Zielszenario und Trendszenario aufzu- 

zeigen (siehe Schritt 6) sowie Maßnahmen abzuleiten. 

Die wichtigsten Faktoren, welche die Wärmebedarfs-

entwicklung der Gebäude beeinflussen und im Wärme- 

bedarfsentwicklungsmodell berücksichtigt werden 

sollen, sind in der Broschüre „Vom (K)althaus zum 

Energiesparhaus“ am Beispiel von Wohngebäuden 

dargestellt. Zur Sanierung von kommunalen Nicht-

wohngebäuden informiert das Land Hessen in der 

Broschüre „Modernisierung kommunaler Liegen- 

schaften, die sich wirklich lohnt“. 

Für folgende Bauteile sind in der Betrachtung und für  

die zukünftige Planung Kennwerte zu ermitteln, welche 

den Sanierungsgrad und den aktuellen Wärmebedarf 

anzeigen: Dach (inkl. oberste Geschossdecke), Keller-

decke, Außenwand (Fläche, Wärmedurchgangskoeffi-

zienten der einzelnen Teilflächen), Fenster und Haus-

türen, installierte Anlagentechnik der Raumheizung 

und der Warmwasserbereitung. 
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2)  �Mittlere Energiekennwerte für den teilmodernisierten Wohnge-

bäudebestand (Zustand 2009) differenziert nach Energieträgern 

und separat für Heizung und Warmwasser (Bruttowärmebedarf 

multipliziert mit jeweiliger Endenergie-Aufwandszahl) finden sich 

hier: http://s2.building-typology.eu/abpdf/DE_N_01_EPISCO-

PE_CaseStudy_TABULA_National.pdf (Seite 4 und 5). Dies sind 

mit dem Standardverfahren berechnete Kennwerte, die jeweils 

noch mit dem Kalibrierungsfaktor auf typisches Verbrauchsniveau 

bezogen (und auf Wohnfläche umgerechnet) werden müssen.

Um den kumulierten Wärmebedarf und die zukünftige 

Wärmebedarfsentwicklung in einer fundierten Nähe-

rung darzustellen, sollten auch geplante Neubauten, 

also die zukünftige Wohn- und Gewerbeentwicklung 

berücksichtigt werden. Dazu zählen Veränderungen in 

der Bevölkerungsentwicklung, Eigentümerstruktur, 

Leerstandsquote und Gebäudenutzung. Beispielsweise 

kann sich durch einen Besitzerwechsel die Anzahl der 

Bewohnerinnen und Bewohner erhöhen. Zwangsläufig 

steigt der Bedarf für Warmwasser. 

Natürlich können auch Klimawandel und steigende 

jährliche Durchschnittstemperaturen die Wärme- und 

Kältebedarfsentwicklung beeinflussen. Üblicherweise 

werden Indikatoren wie die Erwerbstätigkeit und 

Transferleistungen von Nutzerinnen und Nutzern, der 

Anteil der Sozialwohnungen oder der Lebenslagen- 

index zur Beurteilung der Umsetzungswahrscheinlich-

keit von Modernisierungsmaßnahmen und der Wärme- 

bedarfsentwicklung herangezogen. Im Bedarfsent-

wicklungsmodell werden diese Faktoren zusammen 

mit dem Modernisierungsfortschritt anhand von Kenn- 

werten berücksichtigt. Schwierig zu kalkulieren sind 

jedoch u. a. eine Vielzahl von individuellen Entschei-

dungen der Gebäudeeigentümerinnen und -eigen- 

tümer und der Nutzerinnen und Nutzer. 

Der Wärmebedarf von Gewerbe, Handel und Dienst-

leistungen (GHD) sowie Industrie ist maßgeblich, aber 

oftmals schwer abzuschätzen und deshalb ein Sonder-

fall. Ideal wäre es, wenn Sie konkrete Kennzahlen von 

Schlüsselunternehmen ausfindig machen, die auf alle 

Unternehmen der Kommune hochgerechnet werden. 

Sind alle Daten gesammelt, kann der kumulierte 

Wärmebedarf pro Fläche und Jahr berechnet werden –  

die sogenannte Wärmebedarfsdichte. Auch unter-

schiedliche Temperaturniveaus und die Maximal- und 

Minimalwärmeleistung in der kalten und warmen 

Jahreszeit gehen daraus hervor.

Vorgehensvorschlag bei der Erstellung 

eines Wärmebedarfsentwicklungs- 

modells

1.  �Auf Basis von GIS-Analysen werden die Grundflächen, 

Nutz- und Wohnflächen sowie Hüllflächen der Gebäude 

der Kommune abgeschätzt. 
 

2.  �Im nächsten Schritt werden Baualters- und Größen-

klassen in Anlehnung an die Hessische Wohngebäude-

typologie gebildet. Dabei wird zwischen Wohn- und 

Nichtwohngebäuden unterschieden. 
 

3.  �Informationen zum energetischen Zustand (z. B. mittels 

Energieprofil-Fragebogen) und ggf. zum Energiever-

brauch für Heizung und Warmwasser sollten mittels 

einer Befragung der Gebäudeeigentümer erhoben 

werden. Falls eine Befragung nicht möglich ist, bedarf  

es zumindest der visuellen Zuordnung der Einzel- 

gebäude zu Baualters- und Größenklassen. Auch hier 

kann auf bestehende Konzepte zurückgegriffen werden, 

wie beispielsweise CO2-Bilanzierungen im Rahmen der 

Klimakommunen. 
 

4.  �Durch Aggregation werden sogenannte „mittlere Ge-

bäude“ je Gebäudetyp (Baualters- / Größenklasse) ge-

bildet, die jeweilige Häufigkeit dieser Gebäudetypen in 

der Kommune ermittelt und auf dieser Basis ein Energie-

bilanzmodell für die Szenarienberechnung erstellt (vgl. 

Concept of „Average Buildings“).2) Falls keine Erhebung 

stattgefunden hat und der tatsächliche mittlere Zustand 

der Gebäudetypen nicht bekannt ist, sollte der Ansatz 

von Modernisierungsgraden je Bauteilart aus der letzten 

bundesweiten Datenerhebung Wohngebäudebestand 

2016 (IWU) angewendet werden.
 

5.  �Zur Abschätzung der Bedarfsentwicklung anhand des 

Energiebilanzmodells sollten die konkreten Verbrauchs-

werte (straßenzugsweise) beschafft werden. Bei Erdgas 

oder Fernwärme kann hierfür auf den örtlichen Energie-

versorger zugegangen werden. Alternativ werden die 

Verbrauchswerte von Gebäudeeigentümern bereits im 

Rahmen der oben genannten Befragung ermittelt. Diese 

können dann mit dem nach Energieträgern differenzier-

ten Energiebilanz-Modell für den Ist-Zustand mit dem 

gemessenen Verbrauch verglichen werden. Abschlie-

ßend werden Energiebilanzszenarien für die Bedarfs-

entwicklung mit mehreren Stützpunkten (beispielsweise 

2030 als typischer Betrachtungshorizont für Gebäude-

eigentümer) in der Zukunft berechnet. Unterschieden 

werden Szenarien, die den Trend (Ansatz derzeitiger 

Modernisierungsraten) beschreiben, und Szenarien für 

die Zielerreichung (z. B. Klimaschutz-Ziele des Landes 

Hessen) (siehe unten Schritt 6). 

>

Quelle: IWU
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3. Aktuelle und zukünftige Erzeugungsanlagen  

und Netzinfrastruktur

Für die Verteilung von Wärme spielt die Netzinfra-

struktur bestehender Wärmenetze und Gasleitungen 

eine wichtige Rolle. Diese sollten Sie daher für Ihre 

Wärmeplanung erfassen. Dabei helfen folgende 

Fragen:

	• �Wärmenetze: Wer sind die Betreiber? Sind die  

derzeitigen Netze rentabel? Gibt es Erweiterungs-

möglichkeiten? Welche technischen Vorausset-

zungen sind gegeben (Dämmung, Querschnitt, 

Material, Alter, Vorlauf- und Rücklauftemperatur, 

Fließgeschwindigkeiten, Netzstruktur)?

	• �Gasnetz: Wer hält die Konzessionen? Ist eine Er- 

weiterung oder flexible Nutzung, beispielsweise 

durch die Einspeisung von Biomethan, möglich?

Für die Frage, wie der Wärmebedarf heute und 

zukünftig durch die bestehende Infrastruktur der 

Wärmeversorgung gedeckt werden kann, sollte eine 

Reihe von Parametern beachtet werden. Zum einen 

müssen neue Wärmenetze der Wärmebedarfsentwick-

lung Rechnung tragen. Die Reduktion der Wärmebe-

darfe durch Effizienzmaßnahmen der Gebäude geht 

vor und sollte in der Wärmenetzplanung unbedingt 

berücksichtigt werden. Nur so wird sichergestellt, dass 

die Wärmeversorgung auch zukünftig noch wirtschaft-

lich ist. 

Zum anderen muss der richtige Technologiemix von 

zentralen und kleineren Inseln von Wärmenetzen oder 

dezentralen Wärmeversorgungslösungen gefunden 

werden. Aber Achtung: Nicht jede Technologie ist 

beliebig kombinierbar. So verlangen beispielsweise 

Geothermieanlagen eine wesentlich geringere Netz-

temperatur, als die meisten geläufigen Wärmenetze 

derzeit aufweisen. In vielen Fällen wird hierfür der Be- 

griff der kalten Nahwärme angewendet (siehe Praxis-

beispiel 3). Für die Ausgestaltung von Wärmenetzen 

spielen insbesondere die Trassenlänge, Vorlauftempe-

ratur, Leitungsdämmung und damit der Wärmeverlust 

eine wichtige Rolle. Ebenso können über diese Para- 

meter Kosten- und Preisfaktoren für bestehende 

Wärmenetzinfrastrukturen bewertet werden. Restrik- 

tionen können die vorhandenen Wärmepotenziale 

zusätzlich einschränken: 

	• �Wärmenetze rentieren sich erst mit einer bestimm-

ten Anschlussquote. Das Potenzial insgesamt steigt 

mit der Anzahl der Anschlüsse und der Höhe der 

jeweiligen Wärmebedarfe. Gleichzeitig steigen die 

Wärmeverlustkosten für jeden Anschluss deutlich 

an, wenn Gebäude aus bestehenden Netzen her-

ausfallen. Eine Anschlusspflicht ist rechtlich mög-

lich, führt aber oftmals zu Widerstand der Betroffe-

nen und ist deshalb nur bedingt empfehlenswert. 

Zu rechtlichen Fragen rund um den Anschluss- und 

Benutzungszwang können Sie sich auf den Seiten 

des Energieeffizienzverbands AGFW weiter infor-

mieren.3)

	• �Neuwertige Kessel werden in der Regel nicht aus-

getauscht. Hilfreich ist daher eine Schätzung, wie 

viele der heute installierten Erzeugungsanlagen 

(Gaskessel) in einem bestimmten Zieljahr noch in 

Betrieb sein werden.

	• �Auch bei der Nutzung der Geothermie gibt es 

Flächenrestriktionen. Zum Beispiel können Schutz-

gebiete oder Abstandsregelungen für Kleinan-

lagen Bohrungen verhindern. Oberflächennahe 

Erdkollektoren unterliegen weitaus geringeren 

Restriktionen.

Die Konzeption von Wärmenetzen ist eng verknüpft 

mit der Wärmebedarfsentwicklung. Bestehende  

bzw. überdimensionierte, nur auf den aktuellen und 

nicht den zukünftigen Wärmebedarf ausgerichtete 

Wärmenetze sind oftmals mit der Herausforderung 

konfrontiert, dass mit fortschreitender Modernisie-

rungstätigkeit bei Gebäuden auch tendenziell die 

Netztemperatur abnehmen wird. Wärmenetze müssen 

zukunftsfähig sein. Es muss also parallel zur Wärme- 

bedarfsentwicklung durch Modernisierungsmaßnah-

men die bestehende Netzinfrastruktur angepasst  

und verbessert werden, die Gebäudeseite muss somit 

strategisch angedacht und umgesetzt werden. In 

anderen Worten: Wärmenetze können nur dann 

zukunftsfähig ausgelegt werden, wenn die zukünftige 

Sanierung von Gebäuden mitgedacht wird. 

 

3)  �Anschluss- und Benutzungszwang: https://www.agfw.de/energie-

wirtschaft-recht-politik/recht/anschluss-und-benutzungszwang/
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Schritt 4: Alle Beteiligten an Bord  

holen – Information politischer Gremien  

und der Bürgerschaft 

 

Politische Gremien und die Bürgerschaft sind wichtige 

Mitträger von kommunalen Vorhaben – und sie tragen 

Konzepte und Maßnahmen nur mit, wenn sie darüber 

Bescheid wissen und verstehen, was Sie vorhaben. 

Daher ist es wichtig, dass sie von Beginn an informiert 

werden. Wo steht die Kommune heute? Ist sie auf 

einem guten Weg? Welche Ziele verfolgt die Kommu-

ne? Welche Wärmereduktion ist insgesamt durch 

Effizienzmaßnahmen möglich? Und welche Potenziale 

sind vorhanden? Wie kann der restliche Energiebedarf 

gedeckt werden? Am Ende der ersten Phase können 

Sie über den Status-Quo des Wärmebedarfs, den 

Bestand der Erzeugungsanlagen und der Gebäude-

strukturen sowie über die Potenziale berichten. Und 

Sie können praktisch erläutern, warum eine Wärmepla-

nung für die Kommune vor allem der Zukunftssiche-

rung dient. Denn die Wärmeplanung verringert das 

Abhängigkeitsrisiko von Preissteigerungen und 

unkalkulierbaren variablen Kosten fossiler Wärmever-

sorgung. 

Je anschaulicher Sie als Kommune die Ergebnisse 

aufbereiten, desto verständlicher transportieren Sie 

das komplexe Thema. Ordnen Sie Ihre Aktivitäten am 

besten auch im regionalen und deutschlandweiten 

Kontext ein. Und weisen Sie darauf hin, dass eine 

Wärmeversorgungslösung nur dann nachhaltig ist, 

wenn sie auf umfassende Wärmeeffizienzmaßnahmen 

aufbaut. Handlungsoptionen sollten so gestaltet 

werden, dass sie genau diesen Fall unterstützen.

Es empfiehlt sich, politische Gremien in einer öffentli-

chen Sitzung zu informieren und Pressematerial für die 

öffentliche Berichterstattung bereitzustellen. Zusätz-

lich bieten sich Formate wie ein Infomarkt an, um die 

Ergebnisse der Öffentlichkeit zu präsentieren. Ziel ist, 

Interesse bei den lokalen Akteuren und den Bürgerin-

nen und Bürgern zu wecken, um Unterstützung zu 

werben und sie zum Mitmachen zu motivieren. 
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Seit 2008 werden, sofern möglich, die in das Fernwärme-Verbundnetz 

der ESWE Versorgungs AG einspeisenden Wärmeerzeugungsanlagen 

systematisch auf Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und auf den Einsatz re-

generativer Energien umgestellt. In einer ersten Phase wurden erdgasbe-

triebene Blockheizkraftwerke mit einer thermischen Leistung von  

ca. 6 MW zur Grundlastabdeckung in die Erzeugung integriert. Etwa  

4 MW davon wurden bis 2012 auf Biomethanbetrieb umgestellt. 2014 

kam ein Biomasse-Heizkraftwerk mit einer thermischen Leistung von  

25 MW zur weiteren Grund- und Mittellastabdeckung hinzu.

ESWE beteiligt sich aktuell am Bauprojekt für ein weiteres Kraftwerk zur Verwertung von Haus- bzw. Gewerbe-

müll, das in die Fernwärmeerzeugung eingebunden wird. Parallel dazu läuft ein Ausbau des Fernwärmenetzes 

in Bereichen der Wiesbadener Innenstadt mit überwiegend denkmalgeschützter Bausubstanz. 

Quelle: 33

Praxisbeispiel 1: Integration Denkmalschutz – Fernwärme auf Basis von  
Erneuerbaren Energien für die denkmalgeschützte Innenstadt in Wiesbaden

Biomasseheizkraftwerk der ESWE

Phase 2 – Das Versorgungskonzept  
entwickeln
 

Ein umsetzbares, wettbewerbsfähiges und nachhaltiges Versorgungskonzept erarbeiten – das ist das  

Ziel in Phase 2. Dabei stehen für Sie als Kommune zentrale Fragen im Fokus: Wie können positive Aus- 

wirkungen wie die Reduzierung von Klimagasen oder regionale Wertschöpfung in Ihrer Kommune mög-

lichst hoch und negative Effekte auf Landschaft und Energiepreise möglichst niedrig gehalten werden? 

Wie lassen sich Effizienzmaßnahmen zur Reduzierung des Wärmebedarfs vermitteln und umsetzen?  

Und: Wie kann die Akzeptanz für mögliche Baumaßnahmen in der Bevölkerung erhöht werden?

 

Schritt 5: Geschickt kombiniert – Sanie-

rungsmaßnahmen, Wärmenetze und dezen-

trale Lösungen prüfen

Mit Maßnahmen zur Wärmeeffizienz durch Sanierung 

von Gebäuden können Sie als Kommune erfolgreich 

Ihren Wärmebedarf reduzieren. Bevor Sie über die 

zukünftige Wärmeversorgungslösung nachdenken, 

sollten Sie alle Hebel der Wärmeeffizienz in Bewegung 

setzen. Wärmenetze können dann auf einer optimier-

ten Wärmebedarfsentwicklung aufsetzen. Netzinfra-

strukturen sind zwar oftmals wirtschaftlicher als Einzel- 

lösungen, dennoch nicht überall sinnvoll, beispielsweise 

wenn es darum geht, weiter abgelegene Gebäude  

zu versorgen. Sie sollten als Kommune außerdem  

 

darauf achten, eine parallele Infrastruktur zu vermeiden. 

Das bedeutet: Ein Versorgungskonzept bzw. Wärme-

plan kann eine sinnvolle Kombination sein aus …  

 

… Sanierungsmaßnahmen,

… Wärmenetzen/Wärmeverbundlösungen sowie

… �Einzellösungen für Erzeugungsanlagen in Privat-

haushalten, kommunalen Liegenschaften und 

Unternehmen.

Dabei muss auch die Zukunft betrachtet werden: Ist 

ein Netz noch wirtschaftlich, wenn sich der Bedarf auf 

Grund von energetischen Sanierungs- und Effizienz-

maßnahmen reduziert hat?
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Sanierungsmaßnahmen

Energieeffizienz ist eine kostengünstige Form der Ein- 

sparung von Treibhausgasen. Sie leistet einen wesent-

lichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Vermeidung 

unerwünschter Folgen des Klimawandels. Damit die 

bundesweiten Klimaschutzziele erreicht werden 

können, muss die Endenergieeinsparung in Gebäuden 

mindestens 54 Prozent betragen. Das Land Hessen 

formuliert in seinem Integrierten Klimaschutzplan 

Hessen 2025 hierfür eine signifikante Erhöhung der 

Sanierungsquote. Dies sollte verstärkt durch Kommu-

nikations- und Fördermaßnahmen unterstützt werden. 

Beispielsweise kann eine aufsuchende Beratung 

kombiniert mit kommunaler Förderung die Sichtbar-

keit und Attraktivität von Angeboten energetischer 

Sanierung deutlich erhöhen. Wärmenetze müssen sich 

damit nach dem erforderlichen Wärmeversorgungs-

niveau nach Ausschöpfung der Potenziale zur Bedarfs-

reduzierung richten.

Wärmenetze / Wärmeverbundlösungen

Für die Wärmeversorgung müssen Lösungen gefunden 

werden, welche die unterschiedlichen Temperatur-

niveaus der Nutzergruppen adäquat und effizient mit 

geeigneten Technologien und Infrastrukturen auf 

Erzeugerseite verknüpfen. Dabei muss zwangsläufig 

die vor Ort vorhandene Infrastruktur berücksichtigt 

werden. D. h., es sollte geprüft werden, inwiefern 

vorhandene oder potenziell neue Wärmenetze den 

aktuellen und zukünftigen Wärmebedarf adäquat be- 

dienen können. Mögliche technische Erweiterungen 

bestehender Wärmenetze können sein:

	• �Ausbau des Wärmenetzes mit partiellem Rückbau 

des Gasnetzes

	• �Erweiterung des Wärmenetzes durch Einspeisung 

von Abwärme

	• �Wärmeversorgungskonzepte auf Basis von Bio-Gas 

und synthetischem Gas

*

In Friedrichsdorf im Vordertaunus entsteht eine nachhaltige 

ÖkoSiedlung, die familiengerechtes Wohnen mit einem 

umweltgerechten Wärmekonzept verbindet. Schon vor den 

ersten Bauarbeiten Ende 2016 wurden alle Maßnahmen 

getroffen, um das Entstehen der ÖkoSiedlung für die An-

wohner und alle Beteiligten sowie für Tier- und Pflanzen-

welt so schonend wie möglich zu gestalten. Dazu zählen 

auch der Einsatz regenerativer und ressourcenschonender 

Energien sowie eine klimafreundliche Bauweise der Öko-

Siedlung. Der Schlüssel dazu sind die zentrale Energiever-

sorgung und ein Nahwärmenetz. Intelligent kombiniert, 

liefern künftig ein Eisspeicher, eine Großwärmepumpe, 

ein Blockheizkraftwerk, ein moderner Gasbrennwertkessel 

sowie Solarabsorber und PVT-Systeme (Photovoltaik und 

Solarthermie) den Bewohnern zuverlässig, effizient und be-

darfsgerecht Wärme zum Heizen und für Warmwasser. Der 

unter der Erde liegende Eisspeicher funktioniert, verein-

facht beschrieben, folgendermaßen: Im Winter wird dem 

Wasser im Speicher die benötigte Energie für Raumwärme und Warmwasserbereitung mittels einer großen Wärme-

pumpe entzogen. Durch die Abkühlung friert der Speicher langsam zu. Im Sommer taut das Eis durch die Wärme 

aus den Solarabsorbern und den PVT-Systemen wieder auf, bevor der Kreislauf im Winter von Neuem beginnt. Das 

Projekt wurde mit Mitteln des europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gefördert.

Quelle: 34

Praxisbeispiel 2: Integration Erneuerbare Energien – ÖkoSiedlung  
Friedrichsdorf mit umweltgerechtem Wärmekonzept

Energetisches Konzept ÖkoSiedlung Friedrichsdorf 
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Die Stadtwerke Bad Nauheim errichten im Neubaugebiet Bad Nauheim 

Süd eine innovative Wärmeversorgung: Bei der Kalten Nahwärme wird 

dem Erdreich über spezielle Kollektoren in einer Tiefe von 1,5 bis 3  

Metern Wärme entzogen. Mit Strom aus Erneuerbaren Quellen betrie-

bene Wärmepumpen der Stadtwerke, die an jedem Gebäude installiert 

werden, erhöhen die Vorlauftemperatur des Wassers von etwa 10 Grad 

auf bis zu 55 Grad. Die Kalte Nahwärme kann im Sommer auch „um- 

gekehrt“ funktionieren. Statt zu heizen, können Gebäude damit auch  

auf natürliche Weise gekühlt werden, so dass die Raumwärme bis zu  

7 Grad unter der jeweiligen Außentemperatur liegen kann. Im Vergleich 

zu klassischen Wärmeversorgungen entstehen keine Wärmeverluste. Weil die Quartierslösung der Stadtwerke 

im Rahmen eines Wärme-Contractings angelegt ist, gibt es weder zusätzliche Wartungs- noch Unterhalts- 

kosten während der gesamten Vertragslaufzeit. Hinzu kommt eine Preisgarantie bis 2026 für die abgenommene 

Wärme.

Quelle: 35

Praxisbeispiel 3: Integration Erneuerbare Energien – Bad Nauheim 

Verlegung von Deutschlands größtem  

Kollektorfeld im Baugebiet Bad Nauheim

	• �Wärmenetze mit Einspeisung von Solarthermie

	• �Wärmenetze mit Einspeisung von Geothermie 

	• �Wärmenetze mit Einspeisung einer Kombination 

von Erneuerbaren Energien und BHKW

	• �Kalte Wärmenetze

 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen bieten eine hoch- 

wertige Strom- bzw. Wärmeerzeugung für Industrie- 

abnehmer mit einem Hochtemperaturbedarf. Auch 

Abnehmer für niedrige Temperaturen können an-

schließend von der verbleibenden Wärme profitieren. 

Daher bietet es sich an, sich hierauf zu konzentrieren. 

Geeignete Quartiere für Nahwärmenetze lassen sich 

mit Hilfe eines Kriterienrasters finden. Solche Merk- 

male sind etwa Gebäudeart, Baualtersklasse, Bebau-

ungsdichte, installierte Energieinfrastruktur, Sanie-

rungsstand und Eigentümerstruktur. Hierfür gibt es 

unterschiedliche Anleitungen. Eine vereinfachte 

Version finden Sie im Leitfaden der Böllstiftung.  

Eine weitere Quelle ist die Potenzialanalyse des 

Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt. 

Einzellösungen

Bei gebäudeindividuellen Konzepten herrscht ein 

Wettbewerb zwischen leitungsgebundenen Energie-

trägern – wie Erdgas oder Biogas – nicht-leitungsge-

bundenen Fest- und Flüssigbrennstoffen – wie Erdöl, 

Flüssiggas und Pellets – und weiteren Erneuerbaren 

Energien – wie Solarthermie oder auch Geothermie. 

Entscheidend sind hier die technischen Möglichkeiten 

eines Gebäudes, der energetische Standard, die 

Nutzer und ihre Anforderungen. Sanierte Bestandsge-

bäude und energieeffiziente Neubauten haben einen 

geringen Wärmebedarf und ein niedriges Temperatur-

niveau. Unsanierte Gebäude und die Industrie hin-

gegen benötigen deutlich höhere Temperaturen. 

Wärmepumpen kommen nur für Niedrigtemperatur-

Haushalte in Frage.
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Schritt 6: Was wäre wenn? Mögliche  

Auswirkungen des Wärmeplans mit  

Szenarien aufzeigen

Wie könnten die Wärmeeffizienz und die Wärmever-

sorgung konkret in Zukunft aussehen? Szenarien 

zeigen, welche Entwicklungen es unter bestimmten 

Bedingungen geben könnte. Sie stellen wesentliche 

Zusammenhänge dar und berücksichtigen zentrale 

Entwicklungen in den Bereichen Demografie, Wirt-

schaft, Rohstoffpreise und Nutzung der landwirtschaft-

lichen Fläche.

Szenarien helfen dabei, festzustellen, wie sich unter-

schiedliche Gewichtungen und Kombinationen von 

Anlagen und Maßnahmen auf das Versorgungssystem 

auswirken. So können Sie ableiten, welche Umset-

zungsvariante für Ihren Zuständigkeitsbereich sinnvoll 

ist.

Prinzipiell immer durchgespielt werden sollte das so- 

genannte Trendszenario. Denn es liefert wichtige 

Erkenntnisse darüber, was passiert, wenn die Kommu-

ne weiter verfährt wie bisher und keinen Wärmeplan 

entwickelt und umsetzt. 

Das Zielszenario ist eine möglichst 100-prozentige 

Wärmeversorgung aus Erneuerbaren Energien im Jahr 

2050 auf der Basis umfangreicher Wärmebedarfsreduk- 

tion. Diese Szenarien beschreiben, was die Kommune 

für dieses Ziel tun muss: Wie kann das Wärmebedarfs-

reduktionspotenzial berücksichtigt und möglichst 

ausgeschöpft werden? Welche technischen Anlagen 

sind für die Wärmeversorgung notwendig? Was kosten 

sie? Wer muss beteiligt werden? Welche Flächen 

müssen genutzt werden? 

Szenarien im Vergleich: Vor- und Nachteile

Nachdem die einzelnen Szenarien aufgestellt wurden, 

ist es wichtig, deren einzelne Bestandteile mitein- 

ander zu vergleichen. Denn in den seltensten Fällen 

gibt es nur die eine richtige Lösung. Szenarien haben 

unterschiedliche Vor- und Nachteile, die über Bewer-

tungskriterien gegeneinander abgewogen werden. 

Dann liegt es an den politischen Entscheidungs- 

trägern und an den Bürgerinnen und Bürgern zu 

entscheiden, welche Vorteile schwerer wiegen und 

welche Nachteile in Kauf genommen werden müssen. 

Das lässt sich zum Beispiel grafisch in einer Matrix 

festhalten und im Rahmen eines moderierten Work-

shops diskutieren.

Folgende Kriterien helfen, Szenarien  

zu vergleichen und bewerten 

•   �Klimaschutz und Ressourceneffizienz: Wie viele fossile 

Brennstoffe reduziert das Szenario und wie wirksam 

schützt es das Klima? Je nach Szenario ist der Versor-

gungsgrad durch den Grad der Energieeffizienz bzw. 

durch die Erneuerbaren Energien unterschiedlich hoch. 

Dies beeinflusst auch den Ausstoß von Treibhausgasen. 

•   �Wirtschaftlichkeit: Wie entwickeln sich die Kosten für 

Brennstoffe? Welche laufenden Kosten für Wartung und 

Reparaturen fallen an und welche Kostensteigerungen 

sind zukünftig zu erwarten? Weiterhin relevant: Wie ent-

wickelt sich zukünftig der Wärmebedarf? 

•   �Kommunale Wertschöpfung: Entstehen in den Szena-

rien neue Arbeitsplätze, erhöht das die Einnahmen der 

Stadtwerke und die Kundenbindung. Die kommunale 

Wertschöpfung ist beispielsweise dann am größten, 

wenn auf fossile Rohstoffe verzichtet wird oder Rohstoffe 

für Bioenergie direkt vor Ort erzeugt werden. 

•   �Versorgungssicherheit: Wird die Wärme überwiegend 

aus Strom erzeugt, ist sie stark abhängig von der lang-

fristigen Strompreisentwicklung. Daher empfiehlt es sich, 

Anlagentypen kombiniert mit Speicheroptionen flexibel 

einzusetzen. Das erhöht die Versorgungssicherheit. 

•   �Gesellschaftliche Umsetzbarkeit: Trägt die Bevölke-

rung den Umbau in der Wärmeversorgung mit? Ist die 

Akzeptanz für Nahwärme hoch genug, um die Mindest-

anschlussquote zu erreichen? Stehen die Privathaushalte 

hinter einer erhöhten Quote von Sanierungsmaßnah-

men? Diese Fragen sind sehr wichtig, denn es hängt 

stark von der gesellschaftlichen Akzeptanz ab, ob Sie in 

Ihrer Kommune oder auch in Ihrem Kreis ein technisch-

ökonomisch sinnvolles Szenario tatsächlich realisieren 

können. 

•   �Umwelt-Auswirkungen: Die Umweltbelastung der 

Region durch Schadstoffe kann je nach Szenario unter-

schiedlich stark sein. Und: Sie ist nicht zwangsläufig an 

den Anteil Erneuerbarer Energien gekoppelt. 

>
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Schritt 7: Vor und Nachteile abwägen –  

Szenarien sind ein Gemeinschaftswerk

Größere Wärmeabnehmer, Investoren und die lokale 

Energiebranche sind wichtige Projektpartner, um 

Potenziale, Szenarien und Kriterien eines Wärmeplans 

zu entwickeln. Idealerweise haben Sie als Kommune 

diese bereits vorher alle für die Arbeit in der Projekt-

gruppe eingeladen. Wenn nicht: Holen Sie sie früh- 

zeitig und vor allem zur Szenarien-Bewertung mit ins 

Boot. Denn: Die Szenarien beruhen lediglich auf 

Schätzungen. Lokalakteure kennen die Entwicklungen 

vor Ort oft besser und können dazu beitragen, die 

Szenarien zu bewerten, ob die Schätzungen realistisch 

sind. Diese Bewertung können Kommunen ähnlich wie 

bei einem TÖB-Termin (Träger Öffentlicher Belange) 

in einem Workshop ausrichten. Auch Einzelkonsulta-

tionen sind denkbar.

Nachdem Sie die Szenarien gemeinsam mit den Pro- 

jektpartnern und sonstigen Experten diskutiert und 

bewertet haben, sollten die Szenarien in einem grö- 

ßeren Kreis über die Projektgruppe hinaus priorisiert 

werden. Weitere Experten beispielsweise aus den 

Wirtschafts- und Sozialverbänden, aber auch Bürge-

rinnen und Bürger eignen sich dafür. Stellen Sie zum 

Beispiel auf einer Informationsveranstaltung die 

Szenarien und Bewertungen vor und diskutieren diese 

in Kleingruppen. Eine neutrale Moderation arbeitet 

die Präferenzen für bestimmte Bewertungskriterien 

heraus, um anschließend im Plenum zu priorisieren. 

Das stellt sicher, dass das gewählte Szenario für alle die 

beste Lösung ist. Ein weiteres Plus: Eine gemeinsame 

Entscheidung fördert die Akzeptanz und motiviert die 

lokalen Akteure dazu, bei der Umsetzung des Wärme-

plans zu unterstützen. 

Schritt 8: Politische Gremien entscheiden 

und geben grünes Licht 

Ist das gemeinsam priorisierte Szenario gefunden, wer- 

den die Szenarien den zuständigen politischen Gre-

mien wie der Gemeindevertretung, der Stadtverord-

netenversammlung oder dem Kreistag vorgelegt –  

das priorisierte Szenario ist dabei die klare Umset-

zungsempfehlung. Die Entscheidung über ein Wärme-

szenario liegt bei den kommunalen Gremien. Mit ihrer 

Zustimmung geben sie das Mandat für die Erstellung 

und Umsetzung des Wärmeplans. Durch die klare  

politische Festlegung werden Doppelstrukturen ver- 

mieden und knappe finanzielle, personelle und 

zeitliche Ressourcen zielführend und effizient einge-

setzt.  

Schritt 9: Endspurt für den Wärmeplan – 

Fertigstellung inkl. Umsetzungskonzept

Nun gilt es, alle Arbeitsergebnisse zu bündeln. Der 

Wärmeplan fasst alle Karten, Berechnungen und 

Analysen für das beschlossene Szenario zusammen. 

Dazu gehören auch ein Umsetzungsplan mit Maßnah-

men und Projekten, ein Ergebnisbericht und ein 

Dokumentenpaket. Es muss dargestellt werden, wer 

was in welchem konkreten Zeitraum umsetzen kann, 

wie Finanzierung und wie mögliche Kooperationen 

aussehen müssten. Der Wärmeplan umfasst damit 

neben den notwendigen technischen Ergebnissen 

auch konkrete Anleitungsschritte, Verantwortlichkeiten 

und einen Zeitplan.  

Schritt 10: Der Wärmeplan wird offiziell

              a) Nach der Fertigstellung wird es offiziell:      

              Idealerweise wird der Wärmeplan im Rah-

men einer öffentlichkeitswirksamen Veranstaltung an 

Verwaltung, Projektgruppe und politische Vertreter 

übergeben. 

 

              b) Zusätzlich wird empfohlen, dass die zu- 

              ständigen Gremien einen Grundsatzbeschluss 

herbeiführen. Damit verpflichtet sich die Politik zur 

Umsetzung. Die Verwaltung erhält somit das Mandat, 

Personal und Ressourcen für die Umsetzungsplanung 

bereitzustellen. 

 

c) Es bietet sich an, diesen wichtigen Schritt 

mit zusätzlichen Kommunikationsmaßnahmen  

wie z. B. einer Bürgerinformationsveranstaltung zu 

begleiten. Hier wird der Wärmeplan vorgestellt und 

die Umsetzung angekündigt. 
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Phase 3 – Den Wärmeplan umsetzen
 

Der Wärmeplan steht und er ebnet damit den strategischen Weg Ihrer Kommune hin zu einer Wärme- 

versorgung der Zukunft. Die bisher erzielten Ergebnisse geben die Richtung an. In der nächsten Phase 

gilt es, konkrete Schritte auf diesem Weg festzulegen, das bedeutet: Sie steigen nun in die Feinplanung 

ein und setzen konkrete Maßnahmen der Wärmebedarfsreduktion und der Wärmeversorgung durch  

Erneuerbare Energien um. Die Projektgruppe spielt hierbei eine besondere Rolle: Sie war im Idealfall bei 

allen Prozessschritten beteiligt und kann eigene Projekte anstoßen. 

Schritt 11: Die Umsetzungsplanung –  

Finanzierung und Betreibermodell festlegen 

Rahmen für Finanzen und Personal

In der Umsetzungsplanung legt die Kommune die 

nächsten Schritte und die finanzielle und personelle 

Ausstattung fest. Da wo es nötig ist, werden Stellen 

geschaffen und Beschlüsse gefasst.

So kann die Kommune den Wärmeplan realisieren:

	• ��Maßnahmen in der Bauleitplanung festschreiben, 

z. B. durch Vorranggebiete

	• �Eigene Liegenschaften als Vorreiter an den Start 

bringen

	• �Vorgesehene Maßnahmen durch Machbarkeits- 

und Wirtschaftlichkeitsanalysen untermauern

	• �Städtebauliche und privatrechtliche Verträge ab-

schließen 

	• �Kommunale Fördertöpfe für Unternehmen schaffen

	• �Bürgerinnen und Bürger über landes- und  

bundesweite Förderprogramme, die Anreize  

schaffen, in Effizienzmaßnahmen zu investieren, 

informieren 4) Fußnote auf Folgeseite 

	• �Entscheiden, welches Betreibermodell am besten 

passt, falls ein neues Wärmenetz gebaut oder ein 

bestehendes Netz erweitert werden soll 

 

Finanzielle Unterstützung und steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten: Haus-

eigentümer haben eine Reihe von Vorteilen, wenn ihre Immobilie in einem 

Sanierungsgebiet steht. Ein solches Gebiet hat die Gemeinde Niestetal in 

Sandershausen ausgewiesen. Wichtig: Jeder, der in diesem Gebiet etwas an 

seinem Gebäude oder seinem Grundstück verändern möchte, muss vorher 

bei der Gemeinde eine sanierungsrechtliche Genehmigung einholen. Dafür 

konnte in diesem Projekt jeder Bauherr Sanierungsmaßnahmen in erhöhtem Umfang steuerlich abschreiben, 

was einen zusätzlichen monetären Vorteil ergänzend zu bestehenden Förderangeboten darstellt. Zusätzlich 

haben die Gemeindevertreter zwei große Förderprogramme für Niestetal erschlossen: die Energetische Sanie-

rung, ein Förderprogramm der KfW-Bank (bis Ende 2019), und das Programm „Stadtumbau in Hessen“. Zu-

sätzlich war das von der Gemeinde eigens aufgelegte kommunale Förderprogramm ein wesentlicher Anschub-

faktor für den Stadtumbau und die energetische Sanierung in der Gemeinde Niestetal. Gefördert wurden bis 

2019 Anschubmaßnahmen im Rahmen des Sanierungsmanagements, u. a. Sanierungsberatungen, Vorunter-

suchungen oder Machbarkeitsstudien. Die Kommune ermöglichte Hauseigentümern durch die 100-prozentige 

Förderung einen schnellen und kostenfreien Einstieg in die Sanierung. 

Quelle: 36

Praxisbeispiel 4: Finanzielle Unterstützung – Ausweisung von Sanierungs-
gebieten zur Umsetzung der energetischen Stadtsanierung –  
Sanierungsgebiet „Ortskern Sandershausen“ und Stadtumbau in Hessen
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4)  �Seit 1. Januar 2020 gibt es eine neue steuerliche Bundesförde-

rung für energetische Gebäudesanierung im Eigenheim. Sie 

erlaubt die steuerliche Absetzung von Aufwendungen von maxi-

mal 20 % bis maximal 40.000 Euro pro Objekt für einen befristeten 

Zeitraum von 10 Jahren.

Betreibermodelle

Es empfiehlt sich, frühzeitig im Rahmen der Wirtschaft-

lichkeitsberechnung ein Betreibermodell sowohl für 

die Umsetzung des Wärmeplans insgesamt als auch 

von einzelnen Maßnahmen zu wählen. Hier ein paar 

Entscheidungshilfen: 

	• �Kommunaler Betrieb: Ist die Kommune Betreibe-

rin, liegt der Vorteil darin, dass die Maßnahmen 

in eigener Hand verbleiben. Voraussetzung ist die 

Gründung einer kommunalen Betreibergesell-

schaft. Alternativ können aber auch die Stadtwerke 

diese Aufgabe übernehmen. 

	• �Energiegenossenschaft: Die Gründung einer 

Energiegenossenschaft erlaubt eine stark dezen-

trale Energieversorgung, denn auch Privathaus-

halte können sich finanziell beteiligen. Vorteil: Die 

Finanzierung bleibt in der Hand der Bürgerinnen 

und Bürger. Gewinne aus dem Betrieb der Anlagen 

kommen damit der Region zugute und die Akzep-

tanz in der Bevölkerung steigt. 

	• �Contractingmodelle (Energieliefercontracting 

oder Betreibercontracting): Die Kommune schließt 

mehrjährige Verträge über Energiedienstleistungen 

mit privaten Vertragspartnern ab. Dieses Modell ist 

besonders attraktiv, wenn einer Kommune Eigen-

mittel fehlen. Solche Contractoren können sich als 

professionelle Partner in der Umsetzung komplexer 

Energielösungen beweisen. Nach Beendigung 

der Vertragslaufzeit stehen mehrere Optionen zur 

Auswahl. Eine Verlängerung der Verträge ist in der 

Regel möglich. Die Kommune kann auch die Anla-

gen zum Sachzeitwert übernehmen. Eine Neuaus-

schreibung der Leistungen ermöglicht ein neues 

Vertragsmodell mit langfristiger Planung. 

Wissenswertes über Betreibermodelle 

zum Nachlesen

1.  �Centrales Agrar-Rohstoff Marketing- und Energie-Netz-

werk e.V.  

2.  �Adelphi: Wärmenetze 4.0 im Kontext der Wärmewende

>

Die Energie Wasenberg eG vereint zwei wichtige Elemente für die Wärmepla-

nung. Über das Genossenschaftsmodell werden sowohl die Finanzierung gewähr-

leistet als auch Unternehmen und Bürgerinnen und Bürger vor Ort eingebunden. 

Jedes ehrenamtliche Mitglied ist durch seine Einlage Unternehmer und Kunde in 

einer Person. Es bringt seine Fachkenntnisse aus Wirtschaft, Maschinenbau, Ver-

waltung und Industrie mit ein. Das erhöht die Bindung und spart Zeit und Geld. 

So konnte durch Eigenleistungen bei Bauarbeiten und Koordinierungsunterstüt-

zung der bauausführenden Unternehmen eine Ersparnis von ca. 550.000 Euro 

erzielt werden. Voraussetzung für ein Gelingen ist die Vorbereitung und ständige 

Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern über Einzelgespräche, Haus- 

besuche, Meinungsträger und Informationsveranstaltungen. 

Quelle: 37

Praxisbeispiel 5: Betreibermodell – Energiegenossenschaft Wasenberg  
ergreift Initiative für einen Nahwärmeverbund
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Mögliche Maßnahmen 

Der Wärmeplan formuliert Empfehlungen für konkrete 

Maßnahmen wie zum Beispiel:

	• �Technisch-organisatorische Maßnahmen, beispiels-

weise die Vorrangstellung von Fernwärmeausbau-

gebieten

	• �Weitere Maßnahmen wie etwa die Schaffung von 

Anreizen für klimaschützende Wärmenutzungen 

(beispielsweise über Bebauungspläne), die Fest- 

legung eines Anschluss- und Benutzungszwangs 

für Fernwärme oder Vorgaben zu höheren energe-

tischen Baustandards in Neubaugebieten

Schritt 12: Netzwerk gründen und Koopera-

tionen aufbauen

Projektgruppe ist „Umsetzerin“ vor Ort

Eines ist klar: Um die Wärmebedarfsreduktion voran-

zutreiben und konkrete Maßnahmen der Wärmever-

sorgung erfolgreich umzusetzen, benötigen Kommu-

nen Unterstützung. Daher ist es umso wichtiger, über 

den gesamten Prozess hinweg den Draht zu den 

zentralen Akteuren aufrechtzuerhalten – im besten  

Fall über die Projektgruppe, in denen neben der 

Kommune Energie- und Wirtschaftsunternehmen so- 

wie zivilgesellschaftliche Akteure aktiv sind. Kommu-

nen können in dieser Phase zum Beispiel aus der 

Projektgruppe heraus ein Netzwerk gründen, das sich 

um die Umsetzung kümmert. Wichtig für den Erfolg  

ist eine enge Abstimmung zwischen allen Beteiligten. 

Kommunale Grenzen überschreiten – Kommunen 

arbeiten Hand in Hand

Bei einigen Maßnahmen ist es sinnvoll, interkommuna-

le Kooperationen anzustoßen – zum Beispiel dann, 

wenn es um Brennstoffe und Rohstoffe für Biogas- 

anlagen geht. Oft reichen eigene Ressourcen für grö- 

ßere Blockheizkraftwerke (BHKW) nicht aus, so dass 

Kommunen über eine Kooperation über die Kreis- 

grenze hinaus nachdenken sollten. Wichtig zu beach-

ten: Kurze Anfahrtswege der Brenn- und Gärstoffe 

wirken sich positiv auf Kosten und die CO2-Bilanz aus. 

Insbesondere für Stadt-Land-Beziehungen kann eine 

kommunenübergreifende Zusammenarbeit sinnvoll 

sein, wenn beispielsweise ländliche Kreise die Städte 

beliefern. Zudem verteilt sich das Risiko auf mehrere 

Kommunen. Grundsätzlich gibt es sehr viele unter-

schiedliche Rechtsformen. Häufig werden GmbHs und 

Zweckverbände gegründet. Solche Arten der Zusam-

menarbeit können auch kreisweit erfolgen bzw. von 

einem Kreis vorangetrieben werden.

Tipps für die Gründung  

eines Netzwerks

 
1.   �Ziele festlegen: Diese sollten SMART sein, also 

spezifisch, messbar, aktionsorientiert, realistisch und 

terminiert.

2.   �Anreizstruktur für Beteiligte schaffen: Alle Teilneh-

menden müssen einen Nutzen aus der Mitgliedschaft 

ziehen – zum Beispiel durch Zugang zu Daten oder die 

Aussicht auf gemeinsame Aktivitäten.

3.   �Herausforderungen klären: Welche Herausforderungen 

gibt es bei der Umsetzung? Welche Stolpersteine sind 

zu erwarten? Wie kann darauf reagiert werden?

4.   �Räumlichen Zuschnitt bzw. Grenzen des Netzwerks 

klären: Wer wird angesprochen? Wer nicht? Das Netz-

werk darf nicht zu groß sein, da es sonst nicht mehr 

handlungsfähig ist. Es sollte an ein konkretes Projekt 

gebunden sein. Auf diese Weise kann das Netzwerk nur 

eine Kommune, aber auch darüberhinausgehend Nach-

barkommunen oder den Kreis betreffen.

5.   �Finanzierung klären: Welche Fördermöglichkeiten 

gibt es? Welche Organisationsform ist geeignet – ein 

loses Netzwerk oder ein Verein? Wer übernimmt die 

„Kümmerer“-Rolle, koordiniert also die Treffen, legt 

die Tagesordnung fest und behält den Überblick über 

weitere Netzwerkaktivitäten?

6.   �Leitlinien festlegen: Welche Leitlinien will sich das 

Netzwerk geben? Sie legen die Regeln der Zusammen-

arbeit fest, beispielsweise den Umgang mit Konkur-

renzsituationen. Als Inspiration können die bereits 

bestehenden Leitlinien für das Netzwerk Bioenergie- 

Regionen dienen (Bundesministerium für Ernährung 

und Landwirtschaft 2015). 

>

Quelle: Beermann, J)
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 Interkommunale Kooperation –  

Rechtsformen im Überblick

 
Energiegenossenschaft (eG)

Die Gründung einer Genossenschaft ist mit hohem Aufwand 

verbunden, kann aber eine gute Möglichkeit darstellen, Bürge-

rinnen und Bürger gezielt in die Gestaltung, die Finanzierung 

und letztlich die Umsetzung von Maßnahmen einzubinden.  

Die lokale Wertschöpfung ist hier ein zentraler Motivator.

Eingetragener Verein: privatrechtliche Rechtsform	

Ein gemeinnütziger Verein profitiert von Steuererleichterungen 

und der Möglichkeit, Zuwendungen und Fördermittel zu er-

halten. Er reduziert weiterhin die Haftungsrisiken für Mitglieder 

und Vorstand. Die Gründung stellt jedoch bestimmte Anforde-

rungen. Wirtschaftliche Zwecke dürfen nicht im Vordergrund 

stehen.

Privatrechtliche Vereinbarungen: privatrechtliche Rechtsform

Kommunen können sich gegenseitig Aufgaben übertragen,  

es wird jedoch keine neue juristische Person geschaffen. Diese 

Rechtsform ist beschränkt auf Durchführungsvereinbarungen.

Aktiengesellschaft (AG): privatrechtliche Rechtsform	  

Diese Form setzt ein hohes Gründungskapital voraus und be-

deutet meist einen großen Verwaltungsaufwand. Eine AG ist 

daher für größere Vorhaben geeignet.

 

GmbH: privatrechtliche Rechtsform	

Eine GmbH eignet sich besonders in Aufgabenfeldern, in  

denen Kommunen mit privatwirtschaftlichen Unternehmen 

konkurrieren wie etwa im Bereich der Abfallwirtschaft.

Zweckverband: öffentliche Rechtsform	

Ein Zweckverband ist vor allem für die Daseinsvorsorge emp-

fehlenswert, z. B. bei der Abwasser- und Wasserversorgung.  

In der Regel basiert die Arbeit auf freiwilligen Vereinbarungen.

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung	

Sie eignet sich, wenn eine Kommune einer anderen eine  

Aufgabe überträgt und stark differenzierte Leistungs- und  

Verwaltungskräfte kooperieren.

Verwaltungsgemeinschaft oder Gemeindeverwaltungs-

verband: öffentliche Rechtsform	

Diese Rechtsform kommt vorwiegend in den Bereichen Flä-

chennutzungsplanung, Abwasserbeseitigung oder auch  

im Feuerwehr- und Friedhofswesen zum Einsatz.

Die kommunale Arbeitsgemeinschaft:	

Anwendung finden kommunale Arbeitsgemeinschaften ins-

besondere bei der Zusammenarbeit im Kulturbereich (z. B. 

gemeinsames Kulturbüro), bei Bibliotheken und im Einkauf.

>

In diesem Projekt soll unter Federführung des Landkreises durch den 

interkommunalen Zusammenschluss von sechs Kommunen (drei Städte, 

drei Gemeinden) erreicht werden, im Verbund gemeinsam Quartiere 

energetisch zu sanieren. Mit der Einrichtung eines gemeinsamen Sanie-

rungsmanagements als interkommunales Netzwerk soll die Umsetzung 

konkreter Maßnahmen aus den energetischen Quartierskonzepten ange-

schoben werden. Die interkommunale Kooperation soll Synergien fördern und auch beispielhafte Lösungen im 

Bereich der Energieversorgung und -effizienz schaffen. So werden z.B. Wärmenetze in den Quartieren genauer 

untersucht. Erarbeitete Lösungen sind auf weitere Quartiere im Landkreis und darüber hinaus übertragbar, 

da die Modellquartiere in ihrer Grundstruktur ähnliche Merkmale und Ausgangsvoraussetzungen aufweisen. 

Neben paralleler und gemeinschaftlicher Konzepterstellung sowie der Beratung von Sanierungswilligen durch 

ein fest installiertes interdisziplinäres Team steht die Stärkung und Weiterentwicklung der kommunalen Zu- 

sammenarbeit im Fokus. Weitere Informationen unter www.quartierssanierung-wmk.de

Quelle: 38

Praxisbeispiel 6: Kommunale Kooperation – Quartierssanierung  
im Werra-Meißner-Kreis

Energie.
Zukunft.
Gestalten.

Quelle: Interkommunale Zusammenarbeit – Handreichung für die Kommunalpolitik 
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Fördermöglichkeiten
 

Von der Idee bis zur Umsetzung – das Land Hessen begleitet Sie als Kommune bei Ihrer Wärmeplanung, 

bindet die Bürgerinnen und Bürger mit ein und bietet eine flankierende Fördermittelberatung.

 

Energetische Quartierssanierung – Förderpro-

gramm für Städte, Gemeinden und Landkreise in 

Hessen

Integrierte energetische Quartierskonzepte helfen 

hessischen Kommunen, die Energiewende mit ganz-

heitlicher Betrachtung im Quartier zu verankern. Die 

Wärmeplanung ist ein wesentlicher Baustein der ener- 

getischen Fragestellungen im Quartier. In der Pla-

nungsphase unterstützt das Land Hessen die Bundes-

förderung der KfW (Energetische Stadtsanierung – 

KfW 432) mit einem zusätzlichen Fördersatz in Höhe 

von 20 bis 30 Prozent. Somit können Förderquoten für 

hessische Kommunen von bis zu 95 Prozent für die 

Konzepterstellung und Einrichtung eines Sanierungs-

managements erreicht werden.

 

Maßgeschneiderte Förderung 

Eine Vielzahl weiterer Förderprogramme vom Bund 

und Land Hessen unterstützt Kommunen bei der 

Realisierung ihres Vorhabens. Einen wichtigen Beitrag 

zum Ziel, die energetische Sanierungsrate bei Wohn-

gebäuden zu erhöhen und damit den Wärmeverbrauch 

zu senken, leisten die zahlreichen Beratungs- und 

Informationsangebote für die hessischen Haushalte. 

Zentraler Baustein ist die aufsuchende Energiebera-

tung, in deren Rahmen gemeinsam mit den hessischen 

Kommunen möglichst viele Haushalte eine Energie- 

beratung in Anspruch nehmen können, um Energie-

einspar- und Energieeffizienzpotenziale ihrer Gebäude 

zu identifizieren und Effizienzmaßnahmen umzusetzen.

Neben der aufsuchenden Energieberatung, mit der 

das Land Hessen gemeinsam mit den Kommunen 

möglichst viele Hausbesitzerinnen und -besitzer 

erreichen möchte, steht mit dem individuellen Sanie-

rungsfahrplan (iSFP) ein weiteres Werkzeug für die 

Energieberatung und zur Umsetzung von energeti-

schen Wohngebäudesanierungen zur Verfügung. 

Aufbauend auf der energetischen Bewertung eines  

 

 

Gebäudes, stellt der iSFP Kosten für den Hausbesitzer 

transparent dar und ermöglicht sowohl schrittweise 

Sanierungen wie auch Gesamtsanierungen in einem 

Zug.

Im Rahmen der LEA-Angebote und der aufsuchenden 

Energieberatung werden Kommunen in die Lage 

versetzt, ihre Bürger mit einem maßgeschneiderten 

Beratungskonzept zur Steigerung der energetischen 

Sanierungsrate bei privaten Gebäuden direkt zu 

adressieren.

Sowohl die Beratung für energetische Sanierungen als 

auch die identifizierten Maßnahmen werden gefördert. 

Dies gilt für Maßnahmen zur Reduzierung des Ener-

gieverbrauchs (energetische Sanierung, Erneuerung 

des Heizsystems) sowie für den Einsatz von Erneuer-

baren Energien mit Wärmepumpen, Erdwärmesonden 

und Erdkollektoren, mit Biomasseanlagen und Solar-

thermieanlagen. In der Kombination mit innovativen 

Wärmeerzeugungsanlagen sind Förderungen für kalte 

und warme Nahwärmenetze möglich. Geothermisch 

gestützte Systeme sollten dort, wo sie aus Gründen 

des Trinkwasserschutzes nicht ausdrücklich verboten 

sind, vorrangig betrachtet werden, da die Wärme ganz- 

jährig auf gleichem Energieniveau gewonnen werden 

kann. Insbesondere bieten Systeme mit Erdwärme- 

sonden und Kollektoren vor allem im Neubau die Mög- 

lichkeit, auch passive Kühlung mit geringem Strom- 

aufwand zu realisieren. 

 

 

 

Eine maßgeschneiderte Fördermittelberatung 

bietet die LandesEnergieAgentur Hessen GmbH 

(LEA). Informieren Sie sich:

www.lea-hessen.de, Fördermittelberatung 

E-Mail: foedermittelberatung@lea-hessen.de 

Telefon: 0611 95017-8400



26 Die Wärmewende voranbringen

Quellen und weiterführende  
Informationen  
 

1.	 �adelphi: Wärmenetze 4.0 im Kontext der Wärmewende. Analyse 

der Regelungs- und Förderlandschaft innovativer Wärmenetz-

systeme: Berlin, 2017 https://www.adelphi.de/de/system/files/

mediathek/bilder/Wärmenetze%204.0%20im%20Kontext%20

der%20Wärmewende%20-%20adelphi.pdf

2.	 �Agentur für Erneuerbare Energien: Wertschöpfungsberech-

nung und Wertschöpfungsrechner www.kommunal-erneuerbar.de

3.	 �Agentur für Erneuerbare Energien e.V.: Renews spezial. Die 

Kommunale Wärmeplanung. Ein wichtiger Treiber der Wärme-

wende: Berlin, 2016 https://www.unendlich-viel-energie.de/me-

dia/file/531.79_Renews_Spezial_Waermeplanung_Nov2016.pdf

4.	 �AGFW | Der Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte und KWK 

e. V. Anschluss- und Benutzungszwang: https://www.agfw.de/

energiewirtschaft-recht-politik/recht/anschluss-und-benutzungs-

zwang/

5.	 �Beermann, J.: EA European Academy of Technology and 

Innovation Assessment: Synergien nutzen statt Energie ver-

geuden. Regionale Zusammenarbeit für die Energiewende: Bad 

Neuenahr-Ahrweiler, 2017 https://enahrgie.de/energiekonzept/

Leitfaden_Kooperation.pdf

6.	 �Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA):  

Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (Wärmenetzsyste-

me 4.0) https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/ 

Waermenetze/waermenetze_node.html

7.	 �Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

(BMEL): Bioenergie-Regionen 2009–2015. Vorreiter der Energie-

wende im ländlichen Raum: Berlin, 2015 http://fnr.de/fileadmin/

allgemein/pdf/broschueren/Abschlusskongress_Bioenergie-Re-

gionen_HA_Web.pdf

8.	 �Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

(BMVBS): BMVBS-Online-Publikation, Nr. 03/2013: Maßnahmen 

zur Umsetzung der Ziele des Energiekonzepts im Gebäudebe-

reich – Zielerreichungsszenario, 2013 https://www.bbsr.bund.de/

BBSR/DE/Veroeffentlichungen/ministerien/BMVBS/Online/2013/

DL_ON032013.pdf?__blob=publicationFile&v=5

9.	 �Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi): 

Förderdatenbank. Förderprogramme und Finanzhilfen des 

Bundes, der Länder und der EU http://www.foerderdaten-

bank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.

html?get=views;document&doc=7954 

 

 

 

 

 

 

10.	�Centrale Agrar-Rohstoff-Marketing- und Energie-Netz-

werk e.V. (C.A.R.M.E.N. e.V.): Akzeptanz für Erneuer-

bare Energien. Ein Leitfaden: Straubing, 2017 https://www.

stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikatio-

nen/2018/2018-06-28_2018_Akzeptanz_fuer_Erneuerbare_Ener-

gien.pdf

11.	�Centrale Agrar-Rohstoff-Marketing- und Energie-Netzwerk 

e.V. (C.A.R.M.E.N. e.V.): Biomasseheizwerke. Betreiberformen: 

Straubing https://www.carmen-ev.de/biogene-festbrennstoffe/

biomasseheizwerke/weitere-themen/444-betreiberformen

12.	�Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH); Institut für ange-

wandtes Stoffstrommanagement (IfaS): Interkommunale 

Kooperation als Schlüssel zur Energiewende: Birkenfeld/

Radolfzell, 2015 https://www.stoffstrom.org/wp-content/

uploads/2019/06/2015-10-30-Endbericht-INKO-gesamt.pdf

13.	�Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR): 

Potenzialanalyse zum Aufbau von Wärmenetzen unter Aus-

wertung siedlungsstruktureller Merkmale: Oberpfaffenhofen, 

2011 https://elib.dlr.de/76816/1/Waermenetzpotenzial_DLR_

Endbericht_final.pdf

14.	�Friedrich-Ebert-Stiftung: Interkommunale Zusammenarbeit. 

Handreichung für die Kommunalpolitik: Bonn, 2008 http://libra-

ry.fes.de/pdf-files/akademie/kommunal/05825.pdf

15.	�Heinrich-Böll-Stiftung: Wärmewende in Kommunen: Leit-

faden für den klimafreundlichen Umbau der Wärmeversorgung: 

Berlin, 2015, Seite 71ff. https://www.boell.de/de/2015/09/30/

waermewende-kommunen

16.	� Hessische Energiespar-Aktion: Die Hessische Gebäudetypo-

logie: Darmstadt https://www.energiesparaktion.de/downloads/

Wohngebaeudetypologie/hf_040106.pdf

17.	�Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geo-

logie (HLNUG): Fachinformationssystem Grundwasser- und 

Trinkwasserschutz Hessen (GruSchu) http://gruschu.hessen.de/

mapapps/resources/apps/gruschu/index.html?lang=de 

Fachinformationssystem Geologie (Geologieviewer Hessen) 

http://geologie.hessen.de/mapapps/resources/apps/geologie/

index.html?lang=de

18.	�Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geo-

logie (HLNUG): Geothermisches Potenzial: Projekt Hessen 

3D https://www.hlnug.de/themen/geologie/erdwaerme-geo-

thermie/tiefe-geothermie/geothermisches-potenzial-projekt-

hessen-3d

19.	�Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV): Integrierter 

Klimaschutzplan. Hessen 2025: Wiesbaden, 2017 https://umwelt.

hessen.de/sites/default/files/media/hmuelv/integrierter_klima-

schutzplan_web_barrierefrei.pdf



27Die Wärmewende voranbringen

20.	�Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 

Landesentwicklung (HMWEVL): Modernisierung kommunaler 

Liegenschaften, die sich wirklich lohnt: Wiesbaden 2018 https://

www.energieland.hessen.de/mm/Broschre_Modernisierung_

kommunaler_Liegenschaften.pdf

21.	�Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 

Wohnen (HMWEVW): Solar-Kataster https://www.energieland.

hessen.de/solar-kataster 

22.	�Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 

Wohnen (HMWEVW): Webgis Solarkataster https://www.gpm-

webgis-13.de/geoapp/frames/index_ext.php?gui_id=hessen_02

23.	�Institut für Wohnen und Umwelt (IWU): Deutsche Wohnge-

bäudetypologie. Wohngebäudetypologie Beispielhafte Maß-

nahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz von typischen 

Wohngebäuden: Darmstadt, 2015 http://www.building-typology.

eu/downloads/public/docs/brochure/DE_TABULA_Typology-

Brochure_IWU.pdf

24.	�Institut für Wohnen und Umwelt (IWU): Energetische Stadt-

sanierung – Integriertes Quartierskonzept Mainz-Lerchenberg, 

2014 www.mainz.de/medien/internet/downloads/20140129_

QuartierskonzeptEndbericht.pdf 

25.	�Institut für Wohnen und Umwelt (IWU): Energieeinsparung 

durch Verbesserung des Wärmeschutzes und Modernisierung 

der Heizungsanlage für 31 Musterhäuser der Gebäudetypo-

logie: Darmstadt, 2003 https://www.iwu.de/fileadmin/user_up-

load/dateien/energie/klima_altbau/GebTyp_Impulsprogramm_

Hessen_22_01_2003.pdf 

26.	�Institut für Wohnen und Umwelt (IWU): „EPISCOPE“ – Typo-

logische Klassifizierung und Energieeffizienz-Monitoring von 

Wohngebäudebeständen in europäischen Ländern, 2013-2016 

http://www.iwu.de/index.php?id=477

27.	�Institut Wohnen und Umwelt (IWU): Szenarienanalysen und 

Monitoringkonzepte im Hinblick auf die langfristigen Klima-

schutzziele im deutschen Wohngebäudebestand. Bericht im 

Rahmen des europäischen Projekts EPISCOPE (September 

2015) https://episcope.eu/fileadmin/episcope/public/docs/pi-

lot_actions/DE_EPISCOPE_NationalCase_Study_IWU.pdf

28.	�Institut für Wohnen und Umwelt (IWU): TABULA – Entwick-

lung von Gebäudetypologien zur energetischen Bewertung 

des Wohngebäudebestands in 13 europäischen Ländern http://

www.iwu.de/index.php?id=205

29.	�LandesEnergieAgentur Hessen (LEA): Energieeffizienz und 

Wärmesenkenkarte für Hessen https://www.energieland.hessen.

de/energieeffizienz

30.	�LandesEnergieAgentur Hessen (LEA): Fördermöglichkeiten 

rund um die Themen Energie und Klimaschutz. Bedarfsermitt-

lung, Antragstellung und Fördermittelabruf https://landesener-

gieagentur-hessen.de/angebote/foerdermittelberatung-13314

31.	�Verband Kommunaler Unternehmen e.V. (VKU): Kommunale 

Wärmewende: Die Lösung liegt vor Ort: Berlin, 2018 https://

www.vku.de/publikationen/2018/neue-vku-broschuere-kommu-

nale-waermewende-die-loesung-liegt-vor-ort/

32.	�Zentrale Kompetenzstelle für Geoinformation beim Hes- 

sischen Landesamt für Bodenmanagement und Geoinforma-

tion: Geoportal Hessen http://www.geoportal.hessen.de/  

 

Praxisbeispiele
33.	�Praxisbeispiel 1: Integration Denkmalschutz – Fernwärme 

auf Basis von Erneuerbaren Energien für die denkmalge-

schützte Innenstadt in Wiesbaden: Verband Kommunaler 

Unternehmen e.V. (VKU): Kommunale Wärmewende. Die Lösung 

liegt vor Ort: Berlin, 2018 https://www.vku.de/publikatio-

nen/2018/neue-vku-broschuere-kommunale-waermewende-die-

loesung-liegt-vor-ort/

34.	�Praxisbeispiel 2: Integration Erneuerbare Energien – Öko-

Siedlung Friedrichsdorf mit umweltgerechtem Wärmekon-

zept: FRANK Heimbau Main/Taunus GmbH, bauhaus wohn-

konzept gmbh, FRANK Seniorenanlagen GmbH & Co. KG, GEV 

Gesellschaft für Entwicklung und Vermarktung AG, ECOenergy 

Friedrichsdorf GmbH. https://www.frankundfrieda.de/energeti-

sches-konzept/

35.	�Praxisbeispiel 3: Integration Erneuerbare Energien – Bad 

Nauheim: Stadtwerke Bad Neuheim GmbH: Chancen der 

Kalten Nahwärme im Baugebiet Bad Nauheim Süd https://www.

zukunftsforum-energiewende.de/fileadmin/Docs/Dokumente/

Foren_2019/F28_Kalte_Nahwaerme_im_Baugebiet_Bad_Nau-

heim.pdf

36.	�Praxisbeispiel 4: Finanzielle Unterstützung – Ausweisung 

von Sanierungsgebieten zur Umsetzung der energetischen 

Stadtsanierung – Sanierungsgebiet „Ortskern Sanders-

hausen“ und Stadtumbau in Hessen: Gemeinde Niestetal: 

Sanierungsgebiet „Ortskern Sandershausen“ und Stadtumbau 

in Hessen https://www.niestetal.de/gv_niestetal/Bauen%20

&%20Klimaschutz/Energetische%20Sanierung%20Niestetal/

Sanierungsgebiet%20%22Ortskern%20Sandershausen%22%20

und%20Stadtumbau%20in%20Hessen/

37.	�Praxisbeispiel 5: Betreibermodell – Energiegenossenschaft 

Wasenberg ergreift Initiative für einen Nahwärmeverbund: 

Energie Wasenberg eG: Chronik. Von der Idee bis zur Umset-

zung https://www.wasenberg.de/chronik/

38.	�Praxisbeispiel 6: Kommunale Kooperation – Energetische 

Quartierssanierung im Klimaschutznetz Werra-Meißner: Kli-

maschutznetzwerk Werra-Meißner: Energetische Quartierssanie-

rung. Integrierte energetische Quartierssanierung im ländlichen 

Raum (Werra-Meißner-Kreis) https://quartierssanierung-wmk.de 



Impressum
Herausgeberin

LEA LandesEnergieAgentur Hessen GmbH 

Mainzer Str. 118 

65189 Wiesbaden 

lea@lea-hessen.de 

www.lea-hessen.de

Im Auftrag des Hessischen Ministeriums für  

Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen

Konzeption und Umsetzung

ifok GmbH 

Berliner Ring 89  

64625 Bensheim

Gestaltung und Illustration

magenta Kommunikation, Design und 

Neue Medien GmbH & Co. KG 

Keplerstraße 42  

68165 Mannheim

Druck

A&M Service GmbH 

Hinter dem Entenpfuhl 13/15 

65604 Elz

Stand: August 2020

Bildnachweis

Praxisbeispiel 1: Lothar Rehermann/Grandpierre Design 

Praxisbeispiel 2: FRANK Beteiligungsgesellschaft mbH 

Praxisbeispiel 3: Annette Wetekam, Stadtwerke Bad Nauheim GmbH

Anmerkung zur Verwendung 

Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Hessischen 

Landesregierung herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von 

Wahlbewerbern oder Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke 

der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags- 

und Kommunalwahlen. Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf 

Wahlkampfveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das 

Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder 

Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 

der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden 

Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die als 

Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen 

verstanden werden könnte. Die genannten Beschränkungen gelten unab- 

hängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Druck- 

schrift dem Empfänger zugegangen ist. Den Parteien ist es jedoch gestattet, 

die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.


	Dokumente
	Bekanntmachung 13.07.2023 Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau  (exportiert: 03.07.2023)
	Öffentliche Niederschrift 13.07.2023 Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau  (exportiert: 27.07.2023)

	Tagesordnungspunkte
	I. öffentliche Sitzung
	4. Wahl des/der Vorsitzenden der Gemeindevertretung VL-93/2023
	Beschlussvorlage VL-93/2023 - Wahl des/der Vorsitzenden der Gemeindevertretung (exportiert: 03.07.2023)

	5. Wahl der Vertreterinnen und/oder der Vertreter für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Hallenbad Waldgirmes“ und ihrer oder seiner Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter VL-65/2021 1. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-65/2021 1. Ergänzung - Wahl der Vertreterinnen und/oder der Vertreter für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Hallenbad Waldgirmes“ und ihrer oder seiner Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter (exportiert: 04.07.2023)

	6. Wahl des Mitglieds des Aufsichtsrats der Lahnpark GmbH VL-70/2021 1. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-70/2021 1. Ergänzung - Wahl des Mitglieds des Aufsichtsrats der Lahnpark GmbH (exportiert: 04.07.2023)
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	7.1 Gemeinsamer örtlicher Ordnungsbehördenbezirk sowie örtlicher Verwaltungsbehördenbezirk der Gemeinden Biebertal und Lahnau
hier: Grundsatzbeschluss und IKZ-Vereinbarung VL-45/2023 1. Ergänzung
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